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1828/2020
Gesetz  

zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes
Vom 1. September 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Landesverwaltungsgesetzes für 

Schleswig-Holstein1)

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 243, ber. S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 42), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift zu § 62 wird wie folgt gefasst: 
„§ 62 Geltungsdauer, Aufhebung“; 

b) Nach „§ 106 Begriff des Verwaltungsaktes“ 
wird folgende neue Überschrift eingefügt: 
„§ 106a Vollständig automatisierter Erlass ei-
nes Verwaltungsaktes“. 

2. In § 52a Absatz 2 Satz 4 Nummer 3a werden 
nach dem Wort „Behörde“ die Worte „oder von 
der Behörde“ eingefügt.

3. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „§ 62 
Geltungsdauer, Aufhebung“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Verordnungen können befristet werden, so-
weit der Gegenstand der Regelung es zulässt.“ 

c) In Absatz 2 werden die Wörter „Absatz 1 gilt 
nicht für Verordnungen“ durch die Wörter 
„Einer Befristung stehen Verordnungen ent-
gegen“ ersetzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das für Inneres zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der 
fachlich zuständigen obersten Landesbehörde 
durch Verordnung Verordnungen der Landesre-
gierung aufzuheben, soweit diese entbehrlich 

1) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 2. Juni 
1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-1
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2) Ändert Ges. vom 26. März 2009, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2030-16

3) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20

4) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-22

geworden sind und eine sonstige Ermächti-
gung für die Aufhebung nicht vorhanden ist. 
Die fachlich zuständigen obersten Landesbe-
hörden werden ermächtigt, durch Verordnung 
die Verordnungen oberster Landesbehörden 
sowie nachgeordneter Stellen unter den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 aufzuheben.“.

4. In § 81 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 werden die 
Worte „auch im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes,“ gestrichen.

5. Nach § 83 Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz 3 
eingefügt:

„Setzt die Behörde automatische Einrichtungen 
zum Erlass von Verwaltungsakten ein, muss sie 
für den Einzelfall bedeutsame tatsächliche Anga-
ben des Beteiligten berücksichtigen, die im au-
tomatischen Verfahren nicht ermittelt würden.“.

6. Nach § 106 wird folgender § 106a eingefügt:

„§ 106a  
Vollständig automatisierter Erlass eines 

Verwaltungsaktes

Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch auto-
matische Einrichtungen erlassen werden, sofern 
dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist und 
weder ein Ermessen noch ein Beurteilungsspiel-
raum besteht.“.

7. § 269 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Absatz 1 Nummer 3 gilt nicht für die Beitrei-
bung von Zwangsgeldern und Kosten einer Ersatz-
vornahme. Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 gilt 
nicht für die Beitreibung von Säumniszuschlägen, 
Zinsen, Kosten und anderen Nebenforderungen, 
wenn im Leistungsbescheid über die Hauptforde-
rung oder bei deren Anmahnung auf sie dem Grunde 
nach hingewiesen worden ist. In diesem Fall können 
die Nebenforderungen, ohne dass es eines eigen-
ständigen Leistungsbescheides bedarf, zusammen 
mit der Hauptforderung vollstreckt werden.“

8. § 300 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soll eine Geldforderung gepfändet werden, 
hat die Vollstreckungsbehörde der Drittschuldnerin 
oder dem Drittschuldner schriftlich zu verbieten, 
an die Vollstreckungsschuldnerin oder den Voll-
streckungsschuldner zu zahlen, und der Vollstre-
ckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungsschuld-
ner schriftlich zu gebieten, sich jeder Verfügung 
über die Forderung, insbesondere ihrer Einziehung, 
zu enthalten. Die Pfändung ist bewirkt, wenn die 
Pfändungsverfügung der Drittschuldnerin oder dem 
Drittschuldner zugestellt ist. Die an die Drittschuld-
nerin oder den Drittschuldner zuzustellende Pfän-
dungsverfügung bezeichnet den zu vollstreckenden 
Geldbetrag ohne Angabe des Schuldgrundes. Die 
Zustellung ist der Vollstreckungsschuldnerin oder 
dem Vollstreckungsschuldner mitzuteilen.“

 9.  Nach § 306 Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz 4 
eingefügt: 

„§ 300 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“ 

Die bisherigen Sätze 4 bis 7 werden die Sätze 5 
bis 8. 

10.  § 322 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Kosten der Vollstreckungshandlungen 
gilt § 249 mit der Maßgabe entsprechend, dass 
die Kostenschuld ohne besonderen Leistungs-
bescheid mit der Hauptleistung beigetrieben 
werden kann.“ 

Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtengesetzes2)

Das Landesbeamtengesetz vom 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 896), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Wörter „§ 127a 
Geltungsdauer von Verordnungen“ gestrichen. 

2. § 127a wird gestrichen. 

Artikel 3 
Änderung des Besoldungsgesetzes Schleswig-

Holstein3)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153, 154), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 612), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Wörter „§ 78 
Geltungsdauer von Verordnungen“ gestrichen. 

2. § 78 wird gestrichen. 

Artikel 4 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Schleswig-Holstein4)

Das Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153, 154), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Mai 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 120), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Wörter „§ 90 
Geltungsdauer von Verordnungen“ gestrichen. 

2. § 90 wird gestrichen. 
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1829/2020
Gesetz  

zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Abgeordnetengesetzes*)
Vom 1. September 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Schleswig-Holsteinischen 

Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der des Schleswig-Holsteinischen Landtages (Schles-

wig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz – SH AbgG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 100, ber. 1992 S. 225), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Entgeltgruppe 9“ 
durch die Angabe „Entgeltgruppe 9b“ ersetzt. 

Artikel 5 
Änderung des Denkmalschutzgesetzes5)

§ 10 des Denkmalschutzgesetzes vom 30. Dezember 
2014 (GVOBl. Schl.-H. 2015 S. 2) wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 3 wird gestrichen. 

2. Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die neuen 
Absätze 3 und 4. 

Artikel 6 
Änderung des Landesplanungsgesetzes6)

§ 5 des Landesplanungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Mai 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 98), wird wie 
folgt geändert: 

1. Absatz 10 Satz 2 wird gestrichen. 

2. Absatz 11 Satz 3 wird gestrichen. 

Artikel 7 
Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes7)

§ 14 des Hochschulzulassungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 75), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. März 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 

168), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 4 wird gestrichen. 

2. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

Artikel 8 
Änderung des Hochschulgesetzes8)

Das Hochschulgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 39), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Mai 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 220), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Wörter „§ 95a 
Geltungsdauer von Verordnungen“ gestrichen. 

2. § 95a wird gestrichen.

Artikel 9 
Änderung des Verwaltungskostengesetzes9)

Das Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig- 
Holstein vom 17. Januar 1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 89), Ressortbezeichnungen zu-
letzt ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S.30), wird wie folgt geändert. 

§ 8 Absatz 4 Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8.  das für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz 
zuständige Ministerium für Aufgaben nach dem 
Atomgesetz und dem Strahlenschutzgesetz,“. 

Artikel 10 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach seiner Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 7 
tritt zwei Monate nach dem Inkrafttreten des Geset-
zes nach Satz 1 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
 Ministerpräsident  Ministerin 
  für Inneres, ländliche Räume, Integration
  und Gleichstellung
5) Ändert Ges. vom 30. Dezember 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 224-11
6) Ändert Ges. i.d.F. vom 27. Januar 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 230-1
7) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28
8) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24
9) Ändert Ges. vom 17. Januar 1974, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2

*) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 13. Fe-
bruar 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1101-5
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b) In Satz 2 werden nach den Worten „Arbeit-
geberanteile, -beiträge und -umlagen“ die 
Worte „sowie die von Abgeordneten als Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber für geringfü-
gig Beschäftigte zu entrichtenden einheitlichen 
Pauschsteuern gemäß § 40a Absatz 2 des 
Einkommensteuergesetzes“ eingefügt. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 3 im Anschluss an die Tabelle 
wird folgender neuer Satz 4 eingefügt: 

„Die Zahlung des Übergangsgeldes endet 
ferner mit der Zahlung einer vorzeitigen 
Altersentschädigung nach § 17 Absatz 3 
und 4.“ 

bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

b) In Absatz 3 werden hinter der Angabe „§ 17“ 
die Worte „in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Februar 1991 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 100, ber. 1992 S. 225), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 162),“ eingefügt.

c) Absatz 5 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie 
folgt gefasst: 

„(5) Absatz 1 gilt nicht, wenn Abgeordnete die 
Mitgliedschaft im Landtag aufgrund des § 9 
Absatz 1 Nr. 3 des Landeswahlgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Oktober 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 442, ber. S. 637), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 405), verlieren. § 29 
Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.“ 

3. § 17 wird wie folgt gefasst: 

„Anspruch auf Altersentschädigung

(1) Ehemalige Abgeordnete erhalten nach ihrem 
Ausscheiden eine Altersentschädigung, wenn sie 
das 67. Lebensjahr vollendet und dem Landtag min-
destens ein Jahr angehört haben. § 16 Absatz 2 
Satz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Gehörte ein ausgeschiedenes Mitglied dem 
Landtag mehrmals mit Unterbrechung an, so sind 
die Zeitabschnitte zusammenzurechnen. 

(3) Auf Antrag kann die Altersentschädigung 
vorzeitig ab Vollendung des 63. Lebensjahres in 
Anspruch genommen werden. Die Altersentschä-
digung vermindert sich in diesem Fall um 0,3 v. H. 
für jeden Monat, für den die Altersentschädigung 
vor dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt in An-
spruch genommen wird. Anrechnungen nach § 27 
erfolgen bezogen auf den nach Satz 2 verminder-
ten Betrag der Altersentschädigung. 

(4) Abgeordnete, die schwerbehindert im Sinne 
des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialge-

setzbuch sind, erhalten nach ihrem Ausscheiden 
eine Altersentschädigung mit Vollendung des 
65. Lebensjahres in sinngemäßer Anwendung des 
§ 236 a Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 und Satz 2 
sowie Absatz 2 Satz 1 und 2 Sechstes Buch 
Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Rentenversiche-
rung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), 
zuletzt geändert durch Artikel 34 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652). Die 
Altersentschädigung vermindert sich um 0,3 v. H. 
für jeden Monat, für den sie vorzeitig in Anspruch 
genommen wird, höchstens jedoch um 10,8 v. H.; 
Absatz 3 Satz 3 findet Anwendung.“ 

4. § 18 wird wie folgt gefasst:

„Höhe der Altersentschädigung

Die Altersentschädigung bemisst sich nach der 
monatlichen Abgeordnetenentschädigung gemäß 
§ 6 Absatz 1. Sie beträgt für jedes Jahr der Mit-
gliedschaft im Landtag 1,5 v. H. der Abgeordne-
tenentschädigung nach § 6 Absatz 1. Der Höchst-
bemessungssatz der Altersentschädigung beträgt 
60 v. H. § 16 Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend.“ 

5. § 19 wird wie folgt gefasst: 

„Versorgungsfonds

(1) Zur Finanzierung zukünftiger Altersentschä-
digungen nach § 17 für ehemalige Abgeordnete 
und die Versorgung ihrer Hinterbliebenen nach 
§ 23 wird ein Versorgungsfonds als Sonderver-
mögen errichtet. Das Nähere über die Aufgaben 
und die Verwaltung des Versorgungsfonds sowie 
die Zuführungen und die Entnahmen wird durch 
Gesetz geregelt. 

(2) Für jede Abgeordnete und jeden Abgeordne-
ten werden monatlich jeweils 2.150 Euro dem 
Versorgungsfonds zugeführt.“ 

6. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Gesundheitsschäden sind durch ein 
amtsärztliches Gutachten nachzuweisen. Das 
Gutachten wird ersetzt durch den Bescheid 
über Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfä-
higkeit oder durch den Bescheid über Dienst-
unfähigkeit im Sinne des Beamtenrechts.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen. 

7. § 21 wird wie folgt gefasst: 

„Versorgungsabfindung

(1) Abgeordnete, die bei ihrem Ausscheiden we-
der eine Anwartschaft noch einen Anspruch auf 
Altersentschädigung nach § 17 erworben haben, 
erhalten für die Zeit der Zugehörigkeit zum Land-
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tag auf Antrag eine Versorgungsabfindung. Sie 
wird für jeden angefangenen Monat der Mitglied-
schaft im Landtag in Höhe des für diesen Monat 
jeweils geltenden Höchstbetrages zur gesetzli-
chen Rentenversicherung gezahlt. 

(2) Hat ein ausgeschiedenes Mitglied bis zu sei-
nem Tod keinen Antrag auf Versorgungsabfindung 
gestellt, können die überlebende Ehegattin oder 
der überlebende Ehegatte oder die überlebende 
eingetragene Lebenspartnerin oder der überle-
bende eingetragene Lebenspartner oder, soweit 
solche nicht vorhanden sind, die leiblichen oder 
die als Kind angenommenen Kinder einen Antrag 
nach Absatz 1 stellen. 

(3) Die Möglichkeit der Nachentrichtung von Bei-
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung oder 
zu einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung oder zu einem berufsständischen 
Versorgungswerk für die Zeit der Mitgliedschaft 
im Landtag richtet sich nach § 23 Absatz 3 und 
8 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeord-
netengesetz – AbgG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. Februar 1996 (BGBl. I S. 326), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 5. Januar 2017 (BGBl. I S. 17). 

(4) Anstelle der Versorgungsabfindung nach Ab-
satz 1 wird die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag 
auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besol-
dungs- und Versorgungsrechts der Beamtinnen 
und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
berücksichtigt. 

(5) Im Falle des Wiedereintritts in den Landtag 
beginnen die Fristen für die Mitgliedschaftsdauer 
nach § 17 erneut zu laufen, wenn den Abge-
ordneten eine Versorgungsabfindung nach Ab-
satz 1 oder Absatz 3 gewährt wurde oder eine 
Anrechnung der Zeit der früheren Mitgliedschaft 
als Dienstzeit nach Absatz 4 erfolgt ist.“ 

8. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
tin“ ein Komma und die Worte „die eingetra-
gene Lebenspartnerin oder der eingetragene 
Lebenspartner“ eingefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Das Gleiche gilt beim Tod ehemaliger Ab-
geordneter, die Altersentschädigung erhalten 
oder eine Anwartschaft auf Altersentschädi-
gung erworben haben. Bei der Berechnung des 
Überbrückungsgeldes tritt an die Stelle der 
Entschädigung nach § 6 Absatz 1 die Alters-
entschädigung nach § 18.“ 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab-
sätze 3 und 4, und in dem neuen Absatz 4 
wird die Zahl „3“ durch die Zahl „6“ ersetzt.

 9.  § 23 wird wie folgt gefasst: 

„Hinterbliebenenversorgung

(1) Überlebende Ehegattinnen und Ehegatten 
und überlebende eingetragene Lebenspartnerin-
nen und Lebenspartner von Abgeordneten oder 
ehemaligen Abgeordneten erhalten 50 v. H. der 
nach § 18 berechneten Altersentschädigung. 

(2) Die leiblichen und die als Kind angenomme-
nen Kinder von Abgeordneten oder ehemaligen 
Abgeordneten erhalten Waisengeld. Es beträgt 
für die Vollwaise 20 v. H. und für die Halbwaise 
12 v. H. der nach § 18 berechneten Altersent-
schädigung. 

(3) Die Hinterbliebenen erhalten eine Mindest-
versorgung, wenn die Mandatszeit der Abgeord-
neten weniger als zehn Mandatsjahre beträgt. 
In diesem Fall ist Berechnungsgrundlage für die 
Mindestversorgung ein Betrag i.H.v. 15 v. H. 
der Entschädigung nach § 6 Absatz 1. Hinter-
bliebene nach Absatz 1 erhalten 50 v. H., Voll-
waisen und Halbwaisen nach Absatz 2 erhalten 
20 v. H. und 12 v. H. dieses Betrages. 

(4) Die Hinterbliebenenversorgung wird auch 
gewährt, wenn die Abgeordneten oder die ehe-
maligen Abgeordneten im Zeitpunkt ihres Todes 
die Altersvoraussetzung nach § 17 noch nicht 
erfüllt hatten.“ 

10.  § 24 wird wie folgt gefasst: 

„Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist, sind für die Versorgung die für die 
Landesbeamtinnen und Landesbeamten gelten-
den Vorschriften sinngemäß anzuwenden.“ 

11.  § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 erster Halbsatz werden nach 
dem Wort „Abgeordnete“ die Worte „und 
Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger“ eingefügt. 

bb) In Satz 8 wird der Punkt durch ein Se-
mikolon ersetzt und der Halbsatz „dies 
gilt nicht für Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger“ angefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt:

„(5) Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger im Sinne dieser Vorschrift 
sind ehemalige Abgeordnete, die Altersent-
schädigung beziehen, sowie Bezieherinnen 
und Bezieher von Hinterbliebenenversorgung.“ 

12.  In § 27 werden folgende neue Absätze 4 bis 6 
angefügt: 

„(4) Beziehen ehemalige Abgeordnete Entschä-
digung als Mitglied des Europäischen Parlaments 
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oder des Deutschen Bundestages oder der ge-
setzgebenden Körperschaft eines anderen Lan-
des, ruht die Altersentschädigung nach diesem 
Gesetz bis zur Höhe des Betrages der Entschä-
digung, die sie als Abgeordnete des anderen 
Parlaments erhalten. 

(5) Die Altersentschädigung nach diesem Gesetz 
ruht neben dem Einkommen aus einem Amtsver-
hältnis oder einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst zu 50 v. H. des Betrages, um den sie 
und das Einkommen die Entschädigung nach 
§ 6 Absatz 1 übersteigen. 

(6) Die Altersentschädigung nach diesem Ge-
setz ruht neben Versorgungsbezügen aus einem 
Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öf-
fentlichen Dienst zu 50 v. H. des Betrages, um 
den sie und die anderen Bezüge die Entschädi-
gung nach § 6 Absatz 1 übersteigen, höchs-
tens jedoch in Höhe der Altersentschädigung. 
Entsprechendes gilt beim Bezug einer Rente 
aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes; § 66 Absatz 4 Beamtenversorgungs-
gesetz Schleswig-Holstein (SHBeamtVG) vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153, 219), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Mai 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 120), ist sinngemäß 
anzuwenden.“ 

13.  § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Entschädigungen nach § 6 Absatz 1 
und 2 und die Zuführungen an den Versor-
gungsfonds nach § 19 Absatz 2 werden 
während der 20. Wahlperiode jeweils zum 
1. Juli eines Jahres an die Einkommens-
entwicklung angepasst, die jeweils im 
abgelaufenen Jahr gegenüber dem vor-
angegangenen Jahr eingetreten ist.“ 

bb) In Satz 2 und 4 werden die Worte „der 
zusätzlichen Entschädigung“ durch die 
Worte „der Zuführungen an den Versor-
gungsfonds“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Anpassung der Entschädigun-
gen“ werden durch das Wort „Anpassun-
gen“ ersetzt. 

bb) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 17 Ab-
satz 1“ durch die Angabe „§ 19 Absatz 2“ 
ersetzt. 

14.  § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 5 sowie in Absatz 2 
wird jeweils die Zahl „17“ gestrichen. In 
Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 17“ 
gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 werden folgende neue Ab-
sätze 2 bis 4 angefügt: 

„(2) Die Altersentschädigung wird vom Ers-
ten des Monats, in welchem das anspruchs-
begründende Ereignis eintritt, es sei denn, 
dass für diesen Monat noch Entschädigung 
nach § 6 gezahlt wird, bis zum Ablauf des 
Monats gewährt, in dem die oder der Be-
rechtigte stirbt. 

(3) Die Ansprüche auf Altersentschädigung 
ruhen bei einem späteren Wiedereintritt in 
den Landtag für die Dauer der Mitgliedschaft. 

(4) Altersentschädigung nach diesem Gesetz 
wird nicht gezahlt, wenn Abgeordnete oder 
ehemalige Abgeordnete ihre Mitgliedschaft 
im Landtag aufgrund des § 9 Absatz 1 Nr. 3 
des Landeswahlgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. Oktober 1991 
(GVOBl. Schl.-H. S. 442, ber. S. 637), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 405) verlieren. Für die 
Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt § 21. 
Die Präsidentin oder der Präsident kann die 
Zahlungen aussetzen, wenn ein Verfahren zu 
erwarten ist, das die Folgen des § 9 Absatz 1 
Nr. 3 des Landeswahlgesetzes nach sich zieht. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5, und 
es werden nach der Zahl „22“ ein Komma 
sowie die Zahl „23“ eingefügt. 

15.  § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Einkommen aus einer Verwendung im öf-
fentlichen Dienst ist das Verwendungsein-
kommen sowie das ihm gleichgestellte Ein-
kommen im Sinne des § 64 Absatz 6 des 
Beamtenversorgungsgesetzes Schleswig-
Holstein (SHBeamtVG) vom 26. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 153, 219), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 29. Mai 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 120).“

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

16.  Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

„§ 32a 
Datenverarbeitung

Die Präsidentin oder der Präsident des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages darf personen-
bezogene Daten einschließlich Daten im Sinne 
von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 (Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten) über Abgeordnete, 
ehemalige Abgeordnete und weitere Personen 
verarbeiten, soweit dies für die Gewährung von 
Leistungen und die Erfüllung von Verpflichtungen 
nach diesem Gesetz erforderlich ist. § 12 LDSG 
gilt entsprechend.“ 
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17.  § 51 wird wie folgt gefasst: 

„Übergangsregelung für ehemalige 
 Abgeordnete der 16. bis 19. Wahlperiode 

Ehemalige Abgeordnete der 16. bis 19. Wahlpe-
riode, die eine Altersversorgung nach dem Ver-
sicherungsmodell gemäß § 17 des Abgeordne-
tengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Februar 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 100, 
ber. 1992 S. 225), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), 
beziehen, und deren Hinterbliebene erhalten ei-
nen Zuschuss zu den Kosten in Krankheitsfällen, 
wenn sie dem Landtag mindestens ein Jahr an-
gehört haben. § 25 gilt entsprechend.“ 

18.  § 52 wird wie folgt gefasst: 

„Weiteranwendung bisherigen Rechts

Auf alle bis zum Tag der ersten Sitzung der 
20. Wahlperiode entstandenen Ansprüche und 
Anwartschaften von Mitgliedern des Landtages, 
ehemaligen Mitgliedern und ihren Hinterbliebenen 
finden die Regelungen des Dritten Abschnitts, 
Titel 3, in der bis zum Tag der ersten Sitzung der 
20. Wahlperiode geltenden Fassung Anwendung. 
Die §§ 48 bis 50 bleiben unberührt.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 
Nummer 1 und 16 mit Beginn der 20. Wahlperiode 
in Kraft. Artikel 1 Nummer 1 und 16 tritt am Tag 
nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2020
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident 

 M o n i k a  H e i n o l d D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
 Finanzministerin  Ministerin
  für Inneres, ländliche Räume, Integration
  und Gleichstellung

1838/2020 
Gesetz  

zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften
Vom 7. September 2020

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung1)

Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Januar 
2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 6) wird wie folgt geändert: 

1. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter sowie ehrenamtlich tätige Bürgerin-
nen und Bürger können für private IT-Ausstat-
tung, die für den Sitzungsdienst oder für die 
Vorbereitung der Sitzungen der Gemeinde-
vertretung, der Ausschüsse, der Ortsbeiräte 
oder sonstigen Beiräte genutzt wird, einen 
Zuschuss erhalten. Das Nähere ist in einer 
Satzung zu regeln.“

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 
5 bis 7.

2. In § 33 Absatz 4 erhält Satz 2 folgende Fassung:

„In hauptamtlich verwalteten Städten kann die 
Hauptsatzung bestimmen, dass die oder der Vor-

sitzende der Stadtvertretung die Bezeichnung 
Stadtpräsidentin oder Stadtpräsident führt.“

3. In § 34 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Zu der konstituierenden Sitzung der Gemeinde-
vertretung nach Absatz 1 Satz 1 kann bereits vor 
Beginn der Wahlzeit geladen werden.“

4. Nach § 35 wird folgender neuer § 35a eingefügt:

„§ 35a 
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt

(1) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, 
dass bei Naturkatastrophen, aus Gründen des 
Infektionsschutzes oder vergleichbaren außerge-
wöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme 
der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an Sit-
zungen der Gemeindevertretung erschwert oder 
verhindert, die notwendigen Sitzungen der Ge-
meindevertretung ohne persönliche Anwesenheit 
der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonfe-
renz durchgeführt werden können. Dabei sind ge-
eignete technische Hilfsmittel einzusetzen, durch 
die die Sitzung einschließlich der Beratungen und 
Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an 
alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen 
werden. 

1) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Fe-
bruar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3
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(2) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, 
dass Sitzungen der Ausschüsse, der Ortsbeiräte 
und der sonstigen Beiräte im Sinne des Absatzes 1 
durchgeführt werden können.

(3) In einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 dürfen 
Wahlen nach § 40 nicht durchgeführt werden.

(4) § 16c Absatz 1 findet mit der Maßgabe An-
wendung, dass die Gemeinde Verfahren entwi-
ckeln soll, wie Einwohnerinnen und Einwohner 
im Falle der Durchführungen von Sitzungen im 
Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsge-
genständen oder anderen Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge 
und Anregungen unterbreiten können.

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Absatz 1 
Satz 1 ist durch zeitgleiche Übertragung von Bild 
und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum und 
durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleich-
bare Einbindung der Öffentlichkeit über Internet 
herzustellen. Im Übrigen bleibt § 35 unberührt.

(6) Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die 
technischen Anforderungen und die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsge-
mäße Durchführung der Sitzung einschließlich 
Beratung und Beschlussfassung eingehalten 
werden.“

5. In § 46 Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort 
„eingeführt“ folgende Angabe angefügt:

„; sie können bereits vorher schriftlich verpflichtet 
werden“.

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung2)

Die Kreisordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 14. März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 140), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 29 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Zu der konstituierenden Sitzung des Kreistages 
nach Absatz 1 Satz 1 kann bereits vor Beginn der 
Wahlzeit geladen werden.“

2. Nach § 30 wird folgender neuer § 30a eingefügt:

„§ 30a 
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt

(1) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, 
dass bei Naturkatastrophen, aus Gründen des 
Infektionsschutzes oder vergleichbaren außerge-
wöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme 
der Kreistagsabgeordneten an Sitzungen des 
Kreistages erschwert oder verhindert, die notwen-
digen Sitzungen des Kreistages ohne persönliche 

Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 
Videokonferenz durchgeführt werden können. 
Dabei sind geeignete technische Hilfsmittel ein-
zusetzen, durch die die Sitzung einschließlich der 
Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in 
Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerech-
ten übertragen werden. 

(2) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, 
dass Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte im 
Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden können.

(3) In einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 dürfen 
Wahlen nach § 35 nicht durchgeführt werden.

(4) § 16b Absatz 1 findet mit der Maßgabe An-
wendung, dass der Kreis Verfahren entwickeln 
soll, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Falle 
der Durchführungen von Sitzungen im Sinne des 
Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen 
oder anderen Kreisangelegenheiten stellen und 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten können.

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 30 Absatz 1 
Satz 1 ist durch zeitgleiche Übertragung von Bild 
und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum und 
durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleich-
bare Einbindung der Öffentlichkeit über Internet 
herzustellen. Im Übrigen bleibt § 30 unberührt.

(6) Der Kreis hat sicherzustellen, dass die techni-
schen Anforderungen und die datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Sitzung einschließlich Beratung 
und Beschlussfassung eingehalten werden.“

3. In § 41 Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort 
„eingeführt“ folgende Angabe angefügt:

„; sie können bereits vorher schriftlich verpflichtet 
werden“.

Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung3)

Die Amtsordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 9 Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort 
„Amtsausschusses“ folgende Angabe angefügt:

„; den Stellvertretenden sind unabhängig vom Vertre-
tungsfall Sitzungsvorlagen, Protokolle und sonstige 
Unterlagen zur Vorbereitung der Sitzungen des Amts-
ausschusses zur Verfügung zu stellen; sie haben 
auch unabhängig vom Vertretungsfall Zutritt zu den 
nichtöffentlichen Sitzungen des Amtsausschusses“.

2. In § 10a Absatz 5 wird die Angabe „§ 46 Abs. 6, 
7, 8, 11 und 12“ durch die Angabe „§ 46 Absatz 5 
Satz 1 und 8, Absatz 6, 7, 8, 11 und 12“ ersetzt.

2) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Fe-
bruar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-4

3) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Fe-
bruar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-5
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3. In § 24a wird nach der Angabe „§ 34 (Einbe-
rufung, Geschäftsordnung)“ die Angabe „§ 35a 
(Sitzungen in Fällen höheren Gewalt)“ eingefügt.

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über kommunale 

Zusammenarbeit4)

Das Gesetz über kommunale Zusammenarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Juni 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 528), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Absatz 6 wird nach der Angabe „§ 35 (Öf-
fentlichkeit von Sitzungen)“ die Angabe „§ 35a 
(Sitzungen in Fällen höherer Gewalt)“ eingefügt.

2. In § 9 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

„Den Stellvertretenden sind unabhängig vom 
Vertretungsfall Sitzungsvorlagen, Protokolle und 
sonstige Unterlagen zur Vorbereitung der Sitzun-
gen der Verbandsversammlung zur Verfügung zu 
stellen; sie haben auch unabhängig vom Vertre-
tungsfall Zutritt zu den nichtöffentlichen Sitzun-
gen der Verbandsversammlung.“

3. In § 12 Absatz 7 wird die Angabe „5 Satz 1“ 
durch die Angabe „5 Satz 1 und 8“ ersetzt.

Artikel 5 
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 7. September 2020 

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
 Ministerpräsident  Ministerin
  für Inneres, ländliche Räume, Integration
  und Gleichstellung

1830/2020
Gesetz  

zur Verbesserung der Besoldungsstruktur und zur Einführung des Altersgeldes 
nach versorgungsrechtlichen Vorschriften

Vom 8. September 2020
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Besoldungsgesetzes 

Schleswig-Holsteina)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 188), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Überschrift zu § 17 b 
eingefügt:

„§ 17 b Strukturelle Erhöhung der Besoldung 
in den Jahren 2021, 2022 und 2024“.

b) Die Überschrift zu § 19 wird wie folgt gefasst:

„§ 19 Aufwandsentschädigungen, sonstige 
Geldzuwendungen und Sachleistungen“

2. § 3 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Beamtin oder der Beamte kann auf die ihr 
oder ihm gesetzlich zustehende Besoldung weder 
ganz noch teilweise verzichten. Ausgenommen 
hiervon sind die vermögenswirksamen Leistungen 
und Leistungen im Rahmen einer Entgeltumwand-

lung für vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrrä-
der, die der Beamtin oder dem Beamten auch zur 
privaten Nutzung überlassen werden, wenn es 
sich um Fahrräder im verkehrsrechtlichen Sinne 
handelt. Eine Entgeltumwandlung nach Satz 2 
setzt ferner voraus, dass sie für eine Maßnahme 
erfolgt, die vom Dienstherrn den Beamtinnen und 
Beamten angeboten wird und es ihnen freigestellt 
ist, ob sie das Angebot annehmen.“

3. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 
Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit

(1) Bei begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des 
Beamtenstatusgesetzes erhalten Beamtinnen und 
Beamte sowie Richterinnen und Richter Besoldung 
entsprechend § 7 Absatz 1. Diese wird um einen 
nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag ergänzt. Der Zu-
schlag beträgt 50 % des Unterschiedsbetrages 
zwischen den nach Satz 1 gekürzten Dienstbezü-
gen und den Dienstbezügen, die begrenzt Dienst-
fähige bei Vollzeitbeschäftigung erhalten würden. 
Wird die Arbeitszeit in begrenzter Dienstfähigkeit 
aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung nochmals ver-
ringert, verringert sich der Zuschlag nach Satz 3 
entsprechend dem Verhältnis zwischen der wegen 
begrenzter Dienstfähigkeit verringerten Arbeitszeit 
und der nochmals verringerten Arbeitszeit.

a) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20

4) Ändert Ges. i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-14
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(2) Wurden bereits vor dem 1. Januar 2021 
Dienstbezüge nach § 8 Absatz 1 Satz 2 und ein 
Zuschlag nach § 8 Absatz 2 in der jeweils bis 
31. Dezember 2020 geltenden Fassung gewährt, 
werden diese Bezüge unverändert weitergewährt, 
solange dies für die oder den Berechtigten güns-
tiger ist als die Anwendung des § 8 Absatz 1 in 
der ab dem 1. Januar 2021 geltenden Fassung.“ 

4. In § 17 a wird folgender neuer Absatz angefügt:

„(3) In Ergänzung zu der Anpassung gemäß Ab-
satz 1 werden die Grundgehaltssätze der jeweils 
ersten drei Erfahrungsstufen der Besoldungsgrup-
pen der Besoldungsordnung A sowie der Besol-
dungsgruppen R 1 und R 2 wie folgt angehoben:

Jeweils erste Stufe um 3 %,

jeweils zweite Stufe um 2 % und

jeweils dritte Stufe um 1 %.“ 

5. Es wird folgender neuer § 17 b eingefügt:

„§ 17 b 
Strukturelle Erhöhung der Besoldung in den 

Jahren 2021, 2022 und 2024

(1) In Ergänzung zu den entsprechend § 17 geregel-
ten jährlichen Anpassungen der Besoldung erfolgt 

zum 1. Juni 2021 eine weitere Anpassung der 
Besoldung um 0,4 % und 

zum 1. Juni 2022 eine weitere Anpassung um 
0,6 %. Die Umsetzung erfolgt durch gesonderte 
gesetzliche Regelung.

(2) In Ergänzung zu § 17 a Absatz 3 in der Fas-
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom 8. Septem-
ber 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 516) erfolgt in 2024 
eine Anhebung der Besoldung bis einschließlich 
der jeweils vierten Erfahrungsstufen der Besol-
dungsgruppen um 1 %. Die Umsetzung erfolgt 
durch gesonderte gesetzliche Regelung.“

6. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 19 
Aufwandsentschädigungen, sonstige 

Geldzuwendungen und Sachleistungen“

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Sonstige Geldzuwendungen oder Sach-
leistungen können zur Förderung klimafreund-
licher Mobilität oder zur Gesundheitsförderung 
gewährt werden, wenn im Haushaltsplan oder 
in dem entsprechenden Plan einer Kommune 
oder einer sonstigen Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts Mittel 
dafür zur Verfügung gestellt werden. Leistun-
gen nach Satz 1 werden nicht als Sachbezug 
nach § 13 auf die Besoldung angerechnet.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

7. § 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20 
Zahlungsweise

Für die Zahlung der Besoldung nach § 2 sowie 
von Aufwandsentschädigungen und sonstigen 
Geldzuwendungen nach § 19 hat die Empfän-
gerin oder der Empfänger auf Verlangen der 
zuständigen Behörde ein Konto anzugeben, für 
das die Verordnung (EU) Nummer 260/20121 
gilt. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der 
Kosten für die Gutschrift auf dem Konto trägt 
der Dienstherr, die Kontoeinrichtung-, Kontofüh-
rungs- oder Buchungsgebühren trägt die Emp-
fängerin oder der Empfänger. Eine Auszahlung 
auf andere Weise kann nur zugestanden wer-
den, wenn die Empfängerin oder der Empfänger 
die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos 
aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden 
kann.“

 8.  § 25 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. In der Laufbahngruppe 1 als erstes Einstiegs-
amt der Besoldungsgruppe A 5 und als zwei-
tes Einstiegsamt der Besoldungsgruppen 
A 6, A 7 oder A 8,“

 9.  In § 79 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Am 1. Januar 2021 vorhandene Beamtin-
nen und Beamte, denen am 31. Dezember 2020 
ein Amt der Besoldungsgruppe A 2, A 3 oder 
A 4 verliehen war, werden mit Wirkung vom 
1. Januar 2021 in das der jeweiligen Laufbahn 
entsprechende Amt der Besoldungsgruppe A 5 
übergeleitet.“

10.  Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Vorbemerkung ange-
fügt:

„6. Stellvertretende Leiterinnen und Leiter 
oberer Landesbehörden

Für stellvertretende Leiterinnen und Leiter 
oberer Landesbehörden, deren Aufgaben 
sich nach sachgerechter Bewertung aus 
der Besoldungsgruppe A 16 heraushe-
ben, können nach Maßgabe des Haus-
halts Planstellen der Besoldungsgruppe 
A 16 mit einer Amtszulage nach Anlage 
8 ausgestattet werden.“ 

b) Die Besoldungsgruppen A 2 und A 3 werden 
gestrichen.

„1 Verordnung (EU) Nummer 260/2012 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 
zur Festlegung der technischen Vorschriften und der 
Geschäftsanforderungen für Überweisungen und 
Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 S. 22), geändert 
durch Verordnung (EU) Nr. 248/2014 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 (ABl. L 84 S. 1)“
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c) Die Besoldungsgruppe A 4 wird wie folgt 
gefasst:

„Besoldungsgruppe A 4 
- nicht besetzt -“

d) Die Besoldungsgruppe A 5 wird wie folgt 
gefasst:

„Besoldungsgruppe A 5

Betriebsassistentin oder Betriebsassistent 
1) 2) 5) 

Erste Justizhauptwachtmeisterin oder Ers-
ter Justizhauptwachtmeister 2) 3) 5)

Oberamtsmeisterin oder Oberamtsmeister 
2) 4) 5)

Oberbetriebsmeisterin oder Oberbetriebs-
meister2) 5)

1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6.
3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
4) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8, wenn 

sie oder er im Sitzungsdienst der Gerichte ein-
gesetzt ist.

5) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1“.

e) In Besoldungsgruppe A 8 wird die Amtsbe-
zeichnung „Kriminalobermeisterin oder Kri-
minalobermeister²)“ gestrichen.

f) In Besoldungsgruppe A 9 wird die Amtsbe-
zeichnung „Kriminalhauptmeisterin oder Kri-
minalhauptmeister1)“ gestrichen. 

g) In Besoldungsgruppe A 10 wird in der Fuß-
note 4) die Bezeichnung „Schiffsoffiziers-Aus-
bildungsverordnung“ durch die Bezeichnung 
„Seeleute-Befähigungsverordnung“ ersetzt.

h) In der Besoldungsgruppe A 13 wird in der 
Fußnote 13) die Angabe „10%“ durch die An-
gabe „20%“ ersetzt.

i) Besoldungsordnung A 15 wird wie folgt ge-
ändert:

aa) Die Amtsbezeichnung „Schulrätin oder 
Schulrat als Schulaufsichtsbeamtin oder 
Schulaufsichtsbeamter unterhalb der Lan-
desebene6)“ wird gestrichen.

bb) In dem zu der Amtsbezeichnung „Regie-
rungsschuldirektorin oder Regierungs-
schuldirektor“ ausgebrachten Spiegel-
strich werden nach dem Wort „zuständi-
gen“ die Worte „oberen oder“ eingefügt. 

cc) Der Amtsbezeichnung „Studiendirektorin 
oder Studiendirektor“ wird folgender Zu-
satz angefügt:

„- als Studienleiterin oder Studienleiter im 
Dezernat Landesseminar Berufliche Bildung 
im Schleswig-Holsteinischen Institut für 
Berufliche Bildung – Landesamt - (SHIBB)“

j) Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt 
geändert:

aa) Vor der Amtsbezeichnung „Ministerialrä-
tin oder Ministerialrat“ wird die Amtsbe-
zeichnung 

„Leitende Regierungsschuldirektorin oder 
Leitender Regierungsschuldirektor

– als Schulaufsichtsbeamtin oder Schul-
aufsichtsbeamter oder als Beamtin oder 
Beamter im Schulverwaltungsdienst der 
zuständigen oberen Landesbehörde –

– als Leiterin oder Leiter des Dezernats 
„Landesseminar Berufliche Bildung“ im 
Schleswig-Holsteinischen Institut für 
Berufliche Bildung - Landesamt - SHIBB -5)“ 

eingefügt. 

bb) Bei der Amtsbezeichnung „Oberstudien-
direktorin oder Oberstudiendirektor“ wird 
der Zusatz „- als Leiterin oder Leiter des 
Landesseminars Berufliche Bildung im 
IQSH-5)“ gestrichen.

k) In der Besoldungsgruppe B 3 wird nach der 
Amtsbezeichnung „Direktorin oder Direktor 
des Landesamtes für soziale Dienste“ die 
Amtsbezeichnung 

„Direktorin oder Direktor des Schleswig-Hol-
steinischen Instituts für berufliche Bildung 
- Landesamt - (SHIBB)“ eingefügt. 

l) Der Anhang zu den Besoldungsordnungen A 
und B (Künftig wegfallende Ämter und Amts-
bezeichnungen) wird wie folgt geändert:

aa) In der Besoldungsgruppe A 13 wird die 
Amtsbezeichnung „Polizeischulhauptlehre-
rin oder Polizeischulhauptlehrer“ gestrichen. 

bb) Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt 
geändert:

aaa) Es werden folgende Amtsbezeich-
nungen angefügt:

„Schulrätin oder Schulrat als Schul-
aufsichtsbeamtin oder Schulauf-
sichtsbeamter unterhalb der Lan-
desebene1)

bbb) Es wird folgende Amtsbezeichnung 
angefügt:

„Studiendirektorin oder Studiendirektor

- als Studienleiterin oder Studien-
leiter im Landesseminar Berufliche 
Bildung im IQSH“ 

ccc) Es wird folgende Fußnote angefügt:

„1) Erhält eine Amtszulage nach An-
lage 8 (dort: BesGr. A 15, Fußnote 6)“ 

11.  Die Anlage 5 Nummer 1 und 5 und Anlage 6 
erhalten folgende Fassung und ersetzen die so-
weit entsprechenden Anlagen nach Artikel 3 
Nummer 3 des Gesetzes vom 29. Mai 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 120):
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Anlage 6    

  
Familienzuschlag (Monatsbeträge in Euro) 
   
  Stufe 1 Stufe 2 
  (§ 44 Absatz 1 SHBesG) (§ 44 Absatz 2 SHBesG) 
 143,10 265,52 
   
Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind 
um 122,42 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 379,50 Euro. 

   
Erhöhungsbeträge für Besoldungsgruppen A 4 bis A 5  
   
Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besol- 
dungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind  
   
  
in Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und  
in Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.  
   
Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt. 
 

 
   
   
Anrechnungsbetrag nach § 43 Absatz 2 Satz 1 SHBesG  
   
- in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8: 126,65 
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 134,47 

 
 

 
 



522 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 24. September 2020 Nr. 16

Artikel 2 
Änderung des Besoldungsgesetzes Schleswig-

Holstein zum 1. Juni 2021b)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Sep-
tember 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 516), wird wie 
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

Die Überschrift zu § 17 a wird wie folgt gefasst:

„§ 17 a Anpassung der Besoldung zum 1. Juni 
2021“.

2. § 17 a wird wie folgt gefasst:

„§ 17a  
Anpassung der Besoldung zum 1. Juni 2021

(1) Ab 1. Juni 2021 erhöhen sich um 0,4 %

1. die Grundgehaltssätze, 

2. die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellen-
zulage nach § 47 Besoldungsgesetz Schles-
wig-Holstein,

3. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze),

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen 
und Besoldungsgruppen der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer,

b)  in den Regelungen über künftig wegfal-
lende Ämter,

4. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter 
und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie fest-
gesetzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse 

nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

5. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zu-
schüsse zum Grundgehalt nach den Nummern 1 
und 2 und die allgemeine Stellenzulage nach 
Nummer 2 Buchstabe b der Vorbemerkungen 
der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung,

6. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Auf-
wandsentschädigungen und von anderen Be-
zügen nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes 
vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Februar 2006 
(BGBl. I S. 334),

7. die Anrechnungsbeträge nach Artikel 14 § 4 
Absatz 2 des Reformgesetzes,

8. die Beträge der Amtszulagen nach Anlage 2 
der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 785) über-
geleiteten Verordnung zur Überleitung in die 
im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern geregelten Ämter und über die 
künftig wegfallenden Ämter vom 1. Oktober 
1975 (BGBl. I S. 2608), zuletzt angepasst 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 120).

(2) Der Familienzuschlag mit Ausnahme der Er-
höhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 
und A 5 wird um 0,4 % erhöht.

(3) Die Anwärtergrundbeträge werden um 0,4 % 
erhöht.“

3. Die Anlagen 5 bis 8 erhalten folgende Fassung:
b) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
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Anlage 6    
  

Familienzuschlag (Monatsbeträge in Euro) 
   
  Stufe 1 Stufe 2 
  (§ 44 Absatz 1 SHBesG) (§ 44 Absatz 2 SHBesG) 
 143,67 266,58 
   
Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind 
um 122,91 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 381,02 Euro. 

   
Erhöhungsbeträge für Besoldungsgruppen A 4 bis A 5  
   
Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besol- 
dungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind  
   
  
in Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und  
in Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.  
   
Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt. 
 

 
   
   
Anrechnungsbetrag nach § 43 Absatz 2 Satz 1 SHBesG  
   
- in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8: 127,16 
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 135,01 

 
 
Anlage 7 
 
Anwärtergrundbetrag (Monatsbeträge in Euro) 
  

Einstiegsamt, in das die Anwärterin oder der 
Anwärter nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes 

unmittelbar eintritt 
Grundbetrag 

A 5 bis A 8 1.259,62 
A 9 bis A 11 1.336,54 
A 12 1.503,82 
A 13 1.537,31 
A 13 + Zulage (§ 47 Nummer 2 Buchstabe c 
SHBesG) oder R 1 1.574,08 
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Anlage 8 
 
Amtszulagen und Stellenzulagen (Monatsbeträge) 
 
 
 
       

Dem Grunde nach geregelt in  Betrag in Euro / Prozentsatz 

        

§ 39 Absatz 4  mit einer Messzahl 

  Die Zulage beträgt   bis 4000 mehr als 4000 

  1. für die Leiterin oder den Leiter einer Hochschule 115,04 230,08 

  2. für die ständige Vertreterin oder den ständigen Vertreter der Leiterin oder 
des Leiters der Hochschule 

63,91 153,39 

  
3. für weitere ständige Vertreterinnen und Vertreter der Leiterin oder des 

Leiters der Hochschule bei einer wesentlichen Inanspruchnahme durch diese 
Aufgaben nach Maßgaben des Haushalts 

bis zu 63,91 bis zu 127,82 

  4. für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines Hochschulleitungs- 
gremiums 

115,04 230,08 

  5. für die ständige Vertreterin oder den ständigen Vertreter der Vor- 
sitzenden oder des Vorsitzenden eines Hochschulleitungsgremiums 

63,91 153,39 

  
6. für die weiteren Mitglieder eines Hochschulleitungsgremiums bei einer 

wesentlichen Inanspruchnahme durch diese Aufgaben nach Maßgabe des 
Haushalts 

bis zu 63,91 bis zu 127,82 

  7.  für die Leiterin oder den Leiter einer regionalen oder örtlichen Abteilung einer 
Hochschule 

63,91 63,91 

  8. für die Leiterin oder den Leiter eines Fachbereichs einer Hochschule 63,91 63,91 

   bei gleichzeitiger Leitung eines Universitätsklinikums nach Maßgabe 
des Haushalts 

bis zu 178,95 bis zu 178,95 

  
9. für die Leiterin oder den Leiter eines zentralen Kollegialorgans bei  

einer wesentlichen Inanspruchnahme durch Daueraufgaben nach 
Maßgabe des Haushalts 

bis zu 63,91 bis zu 63,91 

  
10. für die Leiterin oder den Leiter einer gemeinsamen Kommission bei 

einer wesentlichen Inanspruchnahme durch Daueraufgaben nach 
Maßgabe des Haushalts 

bis zu 63,91 bis zu 63,91 

        

§ 47   

  Nummer 1   

   Buchstabe a 22,36 

   Buchstabe b 87,48 

  Nummer 2 97,22 
          

§ 48   
  A 5 115,04 
  A 6 bis A 9 153,39 
  A 10 und höher 191,73 
          

§ 49 Absatz 1 bis 3   
  Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit    
  von einem Jahr 85,00 
  von zwei Jahren 150,00 
§ 49 Absatz 4 65,00 
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Dem Grunde nach geregelt in  Betrag in Euro / Prozentsatz 

§ 50   
  Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit    
  von einem Jahr 90,00 
  von zwei Jahren 150,00 
          

§ 51 120,00 
          

§ 52 38,35 
          

§ 53 80,00  
          

§ 54 115,00 
          

§ 55   
  wenn ein Amt ausgeübt wird    
  der Besoldungsgruppe R 1 205,54 
  der Besoldungsgruppe R 2 230,08 
          

§ 56 
 
§ 63 

260,00 
 

102,26 
          
Besoldungsordnung A     
 
Vorbemerkungen Nummer 5 und 6 
  

242,24 

Besoldungsgruppen Fußnote    
     
     
A 5   1 

3, 4 
41,75 
77,02 

A 6   2,  
4,  
5 

41,75 
129,44 
163,21 

A 9   1 310,85 
A 13  4 216,56 
     10, 11, 12, 13 315,89 
A 14  6 216,56 
A 15  6 261,31 
A 16  8 242,24 
Besoldungsordnung R   
         
Besoldungsgruppen Fußnote   
R 1   1 bis 4 239,46 
R 2   3 bis 6 239,46 
R 3   3, 5 239,46 
   
Besoldungsordnung C kw    
          
Besoldungsgruppe Fußnote    
C 2 kw   1 104,32 
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Artikel 3 
Änderung des Landesbeamtengesetzesc)

Das Landesbeamtengesetz vom 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 
2018 (GVOBl. Schl. -H. S. 896), Ressortbezeichnun-
gen ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 30), wird wie folgt geändert:

1. § 20 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 2 und 3.

2. In § 28 Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Kran-
kenfürsorge und Versorgung“ durch die Worte 
„Krankenfürsorge, Versorgung, Altersgeld und 
Hinterbliebenenaltersgeld“ ersetzt.

3. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Absatz 1 gilt für Altersgeldberechtigte 
und deren Hinterbliebene entsprechend.“

4. 4. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach der Angabe „Absatz 1“ 
die Worte „und Absatz 4“ eingefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Beamtinnen und Beamten im Vorberei-
tungsdienst, bei denen zum Zeitpunkt der 
Antragstellung die Schwerbehinderteneigen-
schaft nach § 2 Absatz 2 oder die Gleichstel-
lung nach § 2 Absatz 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch festgestellt ist, soll auf An-
trag Teilzeitbeschäftigung mit mindestens der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt 
werden, soweit dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen.“

5. § 80 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „eines 
Jahres“ durch die Worte „von zwei Jahren“ 
ersetzt.

b)  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. bei Alleinerziehenden während einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge zur 
tatsächlichen Betreuung mindestens 
eines Kindes unter 18 Jahren nach 
§ 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,“

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. während einer Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge zur tatsächlichen Pflege 

einer oder eines sonstigen pflegebe-
dürftigen Angehörigen nach § 62 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,“

c) In Absatz 6 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Beihilfe für die Ehegattin oder den Ehegatten, 
die eingetragene Lebenspartnerin oder den ein-
getragenen Lebenspartner der oder des Beihil-
feberechtigten wird nicht gewährt, wenn der 
Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Absatz 3 in 
Verbindung mit Absatz 5a des Einkommensteu-
ergesetzes) dieser Personen im zweiten Kalen-
derjahr vor der Stellung des Beihilfeantrages 
20.000,00 Euro übersteigt, es sei denn, dass 
diesen Personen trotz ausreichender und recht-
zeitiger Krankenversicherung wegen angeborener 
Leiden oder bestimmter Krankheiten aufgrund 
eines individuellen Ausschlusses keine Versiche-
rungsleistung gewährt werden oder dass die Leis-
tungen hierfür auf Dauer eingestellt worden sind.“

6. In § 85 Absatz 2 Satz 4 werden die Worte „Besol-
dungs- und Versorgungsakten“ durch die Worte 
„Besoldungs-, Versorgungs-, Altersgeld- und Hin-
terbliebenenaltersgeldakten“ ersetzt. 

7.  In § 89 Absatz 3 wird nach dem Wort „Beihilfe“ 
die Worte „, des Altersgeldes oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldes“ eingefügt.

8. § 91 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden das Wort „Versor-
gungsansprüche“ durch die Worte „Ver-
sorgungs-, Altersgeld- oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldansprüche“ und das Wort 
„Versorgungspflicht“ durch die Worte 
„Versorgungs-, Alters- oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldpflicht“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 werden das Wort „Versor-
gungsansprüche“ durch die Worte „Ver-
sorgungs-, Altersgeld- oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldansprüche“ und die Worte 
„Versorgungsempfängerinnen oder Versor-
gungsempfänger“ durch die Worte „Ver-
sorgungsempfängerinnen, Versorgungs-
empfänger, Altersgeld- oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldberechtigte“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Abweichend von Satz 1 sind Unterlagen aus 
denen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, 
spätestens drei Jahre nach Abschluss der Be-
arbeitung zu löschen und zu vernichten.“

c) In Absatz 3 wird das Wort „Versorgungsakten“ 
durch die Worte „Versorgungs-, Altersgeld- 
und Hinterbliebenenaltersgeldakten“ und das 
Wort „Versorgungszahlung“ durch die Worte 
„Versorgungs-, Alters- oder Hinterbliebenen-
altersgeldzahlung“ ersetzt

c) Ändert Ges. vom 26. März 2009, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2030-16
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Artikel 4 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Schleswig-Holsteind)

Das Beamtenversorgungsgesetz vom 26. Januar 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. Mai 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 120), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu § 56 erhält folgende Fassung:

„§ 56 Zahlung der Versorgungsbezüge, des 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeldes 
sowie Versorgungs- und Altersgeldaus-
kunft“.

b) Die Überschrift zu § 63 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 63 Rückforderung von Versorgungsbezügen, 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld“.

c) Die Überschrift zu § 68 erhält folgende Fassung:

„§ 68 Kürzung der Versorgungsbezüge und des 
Altersgeldes nach der Ehescheidung“.

d) Die Überschrift zu § 69 erhält folgende Fassung:

„§ 69 Abwendung der Kürzung der Versor-
gungsbezüge oder des Altersgeldes“.

e) Die Überschrift zu § 75 erhält folgende Fassung:

„§ 75 Entzug von Hinterbliebenenversorgung 
sowie Hinterbliebenenaltersgeld“.

f) Die Überschrift zu § 76 erhält folgende Fassung:

„§ 76 Nichtberücksichtigung der Versorgungs-
bezüge und des Altersgeldes“.

g) Nach der Überschrift zu § 88 des Abschnitts 
XII wird folgender Text eingefügt:

„Abschnitt XIIa 
Altersgeld, Hinterbliebenenaltersgeld

§ 88a Altersgeld

§ 88b Verzicht auf den Anspruch auf Altersgeld

§ 88c Höhe des Altersgeldes

§ 88d Ruhen des Anspruchs auf Altersgeld, 
vorzeitige Beendigung des Ruhens

§ 88e Aberkennung von Altersgeld, Erlöschen 
des Anspruchs wegen Verurteilung

§ 88f Hinterbliebenenaltersgeld

§ 88g Erneute Berufung in das Beamtenver-
hältnis

§ 88h Kindererziehungs- und Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag

§ 88i Pflege- und Kinderpflegeergänzungszu-
schlag

§ 88j Abfindung

§ 88k Wechsel in einen Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union

§ 88l  Zuständigkeit“.

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Ferner regelt es den Anspruch auf und den 
Bezug von Altersgeld für den in Satz 1 genann-
ten Personenkreis sowie ihrer Hinterbliebenen 
auf Hinterbliebenenaltersgeld.“ 

b)  In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Es gilt ferner für die ehemaligen Richterinnen 
und Richter des Landes entsprechend für das 
Altersgeld sowie für das Hinterbliebenenal-
tersgeld.“

c)  Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Hinterbliebene Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner haben nach den Voraussetzungen 
der Abschnitte III und XIIa Anspruch auf Wit-
wen-, Witwer- oder Hinterbliebenenaltersgeld 
und sind insoweit witwengeldberechtigten oder 
hinterbliebenenaltersgeldberechtigten Witwen 
und witwergeldberechtigten oder hinterbliebenen-
altersgeldberechtigten Witwern gleichgestellt.“

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ver-
sorgung“ die Worte „oder ein höheres als ihr oder 
ihm gesetzlich zustehendes Alters- und Hinter-
bliebenenaltersgeld“ eingefügt. 

4. In § 42 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Der Anspruch nach Absatz 1 erlischt ab der 
Gewährung von Altersgeld.“ 

5. § 56 erhält folgende Fassung: 

„§ 56  
Zahlung der Versorgungsbezüge, 

des Alters- und Hinterbliebenenaltersgeldes 
sowie Versorgungs- und Altersgeldauskunft

(1) Die oberste Dienstbehörde setzt die Versor-
gungsbezüge, das Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld fest, bestimmt die Person der Zahlungs-
empfängerin oder des Zahlungsempfängers und 
entscheidet über die Berücksichtigung von Zeiten 
als ruhegehalt- und altersgeldfähige Dienstzeit so-
wie über die Bewilligung von Versorgungsbezügen 
auf Grund von Kannvorschriften. Sie kann diese 
Befugnisse, für die Beamtinnen und Beamten des 
Landes im Einvernehmen mit dem für das Beam-
tenversorgungsrecht zuständigen Ministerium, 
auf andere Stellen übertragen. 

(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Ver-
sorgungsbezügen auf Grund von Kannvorschriften 
dürfen erst beim Eintritt des Versorgungsfalles 
getroffen werden; vorherige Zusicherungen sind 
unwirksam. Die Anerkennung der ruhegehaltfä-
higen Dienstzeiten erfolgt von Amts wegen, es 

d) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-22
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sei denn, die Beamtin oder der Beamte beantragt, 
dass bestimmte Zeiten ganz oder teilweise nicht 
anerkannt werden. Ob Zeiten auf Grund der §§ 10 
bis 12, 77 Absatz 9 und § 78 Absatz 2 als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen sind, 
soll bei der Berufung in das Beamtenverhältnis 
und bei einem Wechsel des Dienstherrn innerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes entschie-
den werden. Diese Entscheidungen stehen unter 
dem Vorbehalt eines Gleichbleibens der Rechts-
lage, die ihnen zugrunde liegt. Wechselt eine Be-
amtin oder ein Beamter in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, ist zum Zeitpunkt des Wechsels 
eine Entscheidung nach Satz 3 zu treffen. 

(3) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen 
Angelegenheiten oder in Angelegenheiten des 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeldes, die eine 
grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung haben, sind von dem für das Beam-
tenversorgungsrecht zuständigen Ministerium zu 
treffen; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Versorgungsbezüge und das Alters- und 
Hinterbliebenenaltersgeld sind, soweit nichts an-
deres bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume und 
im gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienst-
bezüge der Beamtinnen und Beamten.

(5) Werden Versorgungsbezüge, Alters- und Hin-
terbliebenenaltersgeld nach dem Tag der Fälligkeit 
gezahlt, besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen. 

(6) Haben Versorgungsberechtigte und Empfänge-
rinnen und Empfänger von Alters- und Hinterblie-
benenaltersgeld ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes, kann die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle die Zahlung der 
Versorgungsbezüge, des Alters- oder Hinterbliebe-
nenaltersgeldes von der Bestellung einer empfangs-
bevollmächtigten Person im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes abhängig machen. Versorgungsbe-
rechtigte oder Empfängerinnen und Empfänger von 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld haben auf 
Verlangen eine Lebensbescheinigung vorzulegen.

(7) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge, des 
Alters- oder Hinterbliebenenaltersgeldes hat die 
Empfängerin oder der Empfänger auf Verlangen 
der zuständigen Behörde ein Konto anzugeben oder 
einzurichten, auf das die Überweisung erfolgen 
kann. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der 
Kosten für die Gutschrift auf dem Konto der Emp-
fängerin oder des Empfängers trägt die die Versor-
gungsbezüge, das Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld zahlende Stelle. Bei einer Überweisung auf 
ein im Ausland geführtes Konto trägt die Empfän-
gerin oder der Empfänger der Versorgungsbezüge, 
des Alters- oder Hinterbliebenenaltersgeldes die 
Kosten und die Gefahr der Übermittlung sowie die 
Kosten einer Meldung nach § 11 Absatz 2 des Au-

ßenwirtschaftsgesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. 
I S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2789), in Verbindung 
mit einer aufgrund dieser Vorschrift erlassenen 
Rechtsverordnung. Die Kontoeinrichtungs-, Konto-
führungs- oder Buchungsgebühren trägt die Emp-
fängerin oder der Empfänger. Eine Auszahlung auf 
andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn 
der Empfängerin oder dem Empfänger die Einrich-
tung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem 
Grund nicht zugemutet werden kann. 

(8) Bei der Berechnung von Versorgungsbezügen, 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld sind die sich 
ergebenden Bruchteile eines Cents nach kaufmän-
nischen Grundsätzen zu runden. Zwischenrech-
nungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen 
durchgeführt. Jeder Bestandteil der Versorgung 
und des Alters- oder Hinterbliebenenaltersgeld ist 
einzeln zu runden. 

(9) Die oberste Dienstbehörde oder die zustän-
dige Stelle (Absatz 1 Satz 2) hat der Beamtin 
oder dem Beamten bei berechtigtem Interesse auf 
schriftlichen Antrag eine Auskunft zum Anspruch 
auf Versorgungsbezüge oder Altersgeld nach der 
Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung zu erteilen. Die Auskunft steht unter dem 
Vorbehalt künftiger Sach- und Rechtsänderungen 
sowie der Richtigkeit und Vollständigkeit der zu-
grunde liegenden Daten.

(10) Eine vor dem 1. Januar 2021 vorgenommene 
Übertragung der Befugnisse nach Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend für die Festsetzung des Alters- 
und Hinterbliebenenaltersgeldes.“ 

6. § 58 wird wie folgt geändert:

In Absatz 4 wird die Angabe „2,90“ durch die 
Angabe „2,91“ ersetzt.

7. In § 59 Absatz 3 wird die Angabe „1,92“ durch 
die Angabe „1,93“ ersetzt.

8. § 60 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe 
„2,88“ durch die Angabe „2,89“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe 
„2,44“ durch die Angabe „2,45“ ersetzt.

cc) In Nummer 1 Buchstabe c wird die Angabe 
„2,01“ durch die Angabe „2,02“ ersetzt.

dd) In Nummer 2 Buchstabe a wird die Angabe 
„2,01“ durch die Angabe „2,02“ ersetzt.

ee) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Angabe 
„1,72“ durch die Angabe „1,73“ ersetzt.

ff) In Nummer 2 Buchstabe c wird die Angabe 
„1,40“ durch die Angabe „1,41“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „2,88“ durch die 
Angabe „2,89“ ersetzt.
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 9.  § 62 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nachdem Wort „Versor-
gungsbezüge“ die Worte „, Alters- und Hin-
terbliebenenaltersgeld“ eingefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versor-
gungsbezüge, Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld kann der Dienstherr oder ehemalige 
Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurück-
behaltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren 
Teils der Versorgungsbezüge, des Alters- oder 
Hinterbliebenenaltersgeldes geltend machen. 
Dies gilt nicht, soweit gegen die Versorgungs-
berechtigte oder den Versorgungsberechtig-
ten oder die Empfängerin oder den Empfänger 
von Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld ein 
Anspruch auf Schadenersatz wegen vorsätz-
licher unerlaubter Handlung besteht.“ 

10.  § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„§ 63 
Rückforderung von Versorgungsbezügen, 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld“.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird eine Versorgungsberechtigte oder 
ein Versorgungsberechtigter oder eine An-
spruchsberechtigte oder ein Anspruchsbe-
rechtigter auf Alters- und Hinterbliebenen-
altersgeld durch eine gesetzliche Änderung 
rückwirkend schlechter gestellt, sind die Un-
terschiedsbeträge nicht zu erstatten.“

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Versorgungsbezüge“ die Worte „oder zu viel 
gezahlten Alters- und Hinterbliebenenalters-
geldes“ eingefügt. 

11.  § 68 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„§ 68  
Kürzung der Versorgungsbezüge und des 
Altersgeldes nach der Ehescheidung“.

b) Es wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Für das Alters- und das Hinterbliebenen-
altersgeld sind die Absätze 1 bis 6 sinngemäß 
anzuwenden.“ 

12.  § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„§ 69 
Abwendung der Kürzung der Versorgungs-

bezüge oder des Altersgeldes“.

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Für das Altersgeld sind die Absätze 1 
bis 4 entsprechend anzuwenden.“ 

13.  § 73 erhält folgende Fassung: 

„§ 73 
Anzeigepflicht

(1) Die Beschäftigungsstelle hat der die Versor-
gungsbezüge, das Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld anweisenden Stelle (Regelungsbehörde) 
oder der die Versorgungsbezüge, das Alters- und 
Hinterbliebenenaltersgeld zahlenden Kasse jede 
Verwendung einer oder eines Versorgungsbe-
rechtigten oder einer Empfängerin oder eines 
Empfängers von Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld unter Angabe der gewährten Bezüge, 
ebenso jede spätere Änderung der Bezüge oder 
die Zahlungseinstellung sowie die Gewährung 
einer Versorgung oder eines Alters- oder Hinter-
bliebenenaltersgeldes unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Versorgungsberechtigte oder Anspruchsbe-
rechtigte auf Alters- und Hinterbliebenenalters-
geld sind verpflichtet, der Regelungsbehörde 
oder der die Versorgungsbezüge oder das Alters- 
und Hinterbliebenenaltersgeld zahlenden Kasse 

1. die Verlegung des Wohnsitzes, 

2. den Bezug und jede Änderung von Einkünf-
ten nach §§ 10, 16 Absatz 4, §§ 17, 26 
Absatz 1 Satz 2, den §§ 53 und 54 sowie 
den §§ 64 bis 67 und § 72 Absatz 2 und 4, 

3. Witwen und Witwer auch die Verheiratung 
(§ 72 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 88j) 
sowie im Falle der Auflösung der neuen Ehe 
den Erwerb und jede Änderung eines neuen 
Versorgungs-, Altersgeld-, Hinterbliebenenal-
tersgeld-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs 
(§ 72 Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz), 

4. die Begründung eines neuen öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnisses oder eines privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnisses im öffentli-
chen Dienst in den Fällen des § 53 Absatz 5 
und des § 54, 

5. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit nach 
dem SGB VI in den Fällen des § 14 sowie im 
Rahmen der §§ 58 bis 61 

unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen der Re-
gelungsbehörde sind Versorgungsberechtigte 
oder Anspruchsberechtigte auf Alters- und 
Hinterbliebenenaltersgeld verpflichtet, Nach-
weise vorzulegen oder der Erteilung erforder-
licher Nachweise oder Auskünfte, die für die 
Versorgungsbezüge oder das Alters- und Hinter-
bliebenenaltersgeld erheblich sind, durch Dritte 
zuzustimmen. 

(3) Kommen Versorgungsberechtigte oder An-
spruchsberechtigte auf Alters- und Hinterbliebe-
nenaltersgeld der ihnen nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 bis 5 auferlegten Verpflichtung 
schuldhaft nicht nach, kann ihnen die Versor-
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gung, das Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld 
ganz oder teilweise auf Zeit oder auf Dauer ent-
zogen werden. Beim Vorliegen besonderer Ver-
hältnisse kann die Versorgung, das Alters- und 
Hinterbliebenenaltersgeld ganz oder teilweise 
wieder zuerkannt werden. Die Entscheidung 
trifft die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle.“ 

14.  § 75 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„§ 75  
Entzug von Hinterbliebenenversorgung 

sowie Hinterbliebenenaltersgeld“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Hin-
terbliebenenversorgung“ die Worte „oder 
Hinterbliebenenaltersgeld“ und hinter 
dem Wort „Versorgungsbezüge“ die 
Worte „oder das Hinterbliebenenalters-
geld“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ver-
sorgungsberechtigte“ die Worte „oder die 
Empfängerin oder der Empfänger von Hin-
terbliebenenaltersgeld“ eingefügt. 

15.  § 76 erhält folgende Fassung:

„§ 76  
Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge 

und des Altersgeldes 

Werden Versorgungsberechtigte oder Empfän-
gerinnen und Empfänger von Alters- und Hin-
terbliebenenaltersgeld im öffentlichen Dienst 
(§ 64 Absatz 6) verwendet, sind ihre Bezüge 
aus dieser Beschäftigung ohne Rücksicht auf 
die Versorgungsbezüge oder auf das Alters- oder 
Hinterbliebenenaltersgeld zu bemessen. Das 
Gleiche gilt für eine auf Grund der Beschäfti-
gung zu gewährende Versorgung oder für ein 
auf Grund der Beschäftigung zu gewährendes 
Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld.“ 

16.  In § 80 Absatz 1 werden nach dem Wort „Ver-
sorgungsbezüge“ die Worte „sowie das Alters- 
und Hinterbliebenenaltersgeld“ eingefügt. 

17.  § 80 a wird wie folgt gefasst:

„§ 80 a 
Erhöhung der Versorgungsbezüge

(1) Für Versorgungsberechtigte und Anspruchs-
berechtigte auf Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld gilt die Erhöhung nach Artikel 2 Num-
mer 2 des Gesetzes vom 8. September 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 516) entsprechend für die 
dort genannten Bestandteile sowie für den Ver-
sorgungsbezug und das Alters- und Hinterblie-
benenaltersgeld, welches in festen Beträgen 
festgesetzt ist.

(2) Bei Versorgungsberechtigten und Anspruchs-
berechtigten auf Alters- und Hinterbliebenenal-
tersgeld, deren Versorgungsbezügen oder Alters- 
oder Hinterbliebenenaltersgeld ein Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde 
liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 1. Juni 
2021 um 65,11 Euro, wenn ihren ruhegehaltfä-
higen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vor-
bemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a 
oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und 
B in der bis zum 29. Februar 2012 geltenden 
Fassung oder nach § 47 Nummer 1 Buchstabe a 
oder b oder Nummer 2 SHBesG bei Eintritt in den 
Ruhestand oder bei Beendigung des Ruhens des 
Alters- oder Hinterbliebenenaltersgeldes nicht 
zugrunde gelegen hat.“

18.  Nach § 88 wird folgender Abschnitt XIIa einge-
fügt: 

„Abschnitt XIIa  
Altersgeld, Hinterbliebenenaltersgeld 

§ 88a  
Altersgeld 

(1) Anspruch auf Altersgeld haben Beamtinnen 
und Beamte, die gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes aus dem 
Beamtenverhältnis im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes entlassen werden, wenn sie mindes-
tens fünf Jahre mit altersgeldfähiger Dienstzeit 
zurückgelegt haben und nach § 8 Absatz 2 SGB 
VI nachzuversichern wären. 

(2) Der Anspruch auf Altersgeld entsteht mit 
Ablauf des Tages, an dem das Beamtenverhältnis 
durch Entlassung endet; sind Gründe für einen 
Aufschub der Beitragszahlung nach § 184 Ab-
satz 2 SGB VI gegeben, entsteht der Anspruch 
auf Altersgeld erst mit dem Wegfall der Auf-
schubgründe. 

(3) Beamtinnen und Beamte, die nach § 29 Ab-
satz 2 und 3 des Beamtenstatusgesetzes erneut 
in ein Beamtenverhältnis berufen wurden und 
auf ihren Antrag entlassen werden, haben keinen 
Anspruch auf Altersgeld. 

(4) § 32 gilt entsprechend. 

(5) Altersgeld wird auf Antrag festgesetzt und 
gezahlt. 

(6) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die mit 
Ablauf der Amtszeit ohne Anspruch auf beam-
tenrechtliche Versorgung aus dem Beamtenver-
hältnis ausscheiden, gelten die Absätze 1 bis 5 
entsprechend. 

§ 88b  
Verzicht auf den Anspruch auf Altersgeld 

Auf den Anspruch auf Altersgeld kann inner-
halb eines Monats nach Beendigung des Be-
amtenverhältnisses durch schriftliche Erklärung 
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gegenüber der zuständigen Behörde verzichtet 
werden. Ein Verzicht ist möglich, wenn die zu 
entlassende Person anstelle des Altersgeldes die 
Nachversicherung wählt. Der Verzicht ist nicht 
widerruflich. Ist die Nachversicherung durchge-
führt, entfällt der Anspruch auf Altersgeld. 

§ 88c  
Höhe des Altersgeldes 

(1) Das Altersgeld beträgt für jedes Jahr alters-
geldfähiger Dienstzeit 1,79375 % der alters-
geldfähigen Dienstbezüge, insgesamt jedoch 
höchstens 71,75 %. § 16 Absatz 1 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend.

(2) Altersgeldfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, 

2. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungs-
recht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind, 

3. Leistungsbezüge nach § 32 Absatz 1 
SHBesG, soweit sie nach § 36 SHBesG ru-
hegehaltfähig sind,

die der Beamtin oder dem Beamten in den Fällen 
der Nummern 1 und 2 zuletzt zugestanden ha-
ben. § 5 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 
und 5 bis 6 gelten entsprechend. 

(3) Zur Ermittlung der altersgeldfähigen Dienst-
zeit sind die §§ 6, 8, 9, 13 und 14 entsprechend 
anzuwenden. Zeiten, für die in einem anderen 
Alterssicherungssystem Anwartschaften auf 
Altersgeld oder vergleichbare Alterssicherungs-
ansprüche erworben wurden, werden bei der 
Berechnung der altersgeldfähigen Dienstzeit 
nicht berücksichtigt. 

§ 88d  
Ruhen des Anspruchs auf Altersgeld,  

vorzeitige Beendigung des Ruhens 

(1) Der Anspruch auf Altersgeld ruht bis zum 
Ablauf des Monats, in dem die ehemalige Be-
amtin oder der ehemalige Beamte die maßgebli-
che Regelaltersgrenze für die Altersrente (§ 235 
des SGB VI) erreicht hat. Wird der Antrag auf 
Festsetzung und Zahlung von Altersgeld nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach Erreichen der 
maßgeblichen Regelaltersgrenze gestellt, wird 
das Altersgeld erst ab dem Monat der Antrag-
stellung gezahlt. 

(2) Auf Antrag der ehemaligen Beamtin oder des 
ehemaligen Beamten wird das Ruhen des An-
spruchs auf Altersgeld vorzeitig beendet, wenn 
sie oder er 

1. das 63. Lebensjahr vollendet hat,

2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist 
und entweder 

a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 

b) vor dem 1. Januar 1964 geboren ist und 
die nach § 236a Absatz 2 SGB VI jeweils 
geltende Altersgrenze für die vorzeitige 
Inanspruchnahme der Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen erreicht hat, 

3. voll erwerbsgemindert nach § 43 Absatz 2 
Satz 2 und 3 SGB VI ist, 

4. teilweise erwerbsgemindert nach § 43 Ab-
satz 1 Satz 2 SGB VI ist oder 

5. vor dem 2. Januar 1961 geboren und berufs-
unfähig nach § 240 Absatz 2 SGB VI ist. 

Wenn die Feststellung, ob eine verminderte Er-
werbsfähigkeit nach Satz 1 Nummer 3 oder 4 
oder eine Berufsunfähigkeit nach Satz 1 Num-
mer 5 vorliegt, nicht durch den Träger der ge-
setzlichen Rentenversicherung getroffen wird, 
entscheidet hierüber eine Amtsärztin oder ein 
Amtsarzt. In den Fällen des Satzes 1 Num- 
mern 3, 4 und 5 findet § 102 Absatz 2 SGB VI 
entsprechende Anwendung. 

(3) Das Ruhen des Anspruchs auf Altersgeld 
wird nicht nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 
vorzeitig beendet, wenn die oder der Berechtigte 
die für die vorzeitige Beendigung des Ruhens 
erforderliche gesundheitliche Beeinträchtigung 
absichtlich herbeigeführt hat. In den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 kann die vor-
zeitige Beendigung des Ruhens des Anspruchs 
auf Altersgeld versagt werden, wenn die oder 
der Berechtigte sich die für die vorzeitige Been-
digung des Ruhens erforderliche gesundheitliche 
Beeinträchtigung bei einer Handlung zugezogen 
hat, die nach strafgerichtlichem Urteil ein Ver-
brechen oder vorsätzliches Vergehen ist. Dies 
gilt auch, wenn aus einem in der Person der 
oder des Berechtigten liegenden Grundes ein 
strafgerichtliches Urteil nicht ergeht. Das Ruhen 
des Anspruchs endet, wenn die verminderte Er-
werbsfähigkeit für mehr als sechs Monate fest-
gestellt wurde. 

(4) Wird nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 oder 
5 das Ruhen des Anspruchs auf Altersgeld vor-
zeitig beendet, vermindert sich der Anspruch 
auf Altersgeld um die Hälfte. Die Verminderung 
entfällt mit Ablauf des Monats, in dem die Vo-
raussetzungen für eine vorzeitige Beendigung 
des Ruhens des Anspruchs auf Altersgeld nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 erfüllt sind. 
Das Ruhen endet in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 Nummer 2 und 3 nicht vor Ablauf des 
Monats, in dem der Antrag gestellt wird. 

(5) Der Anspruch auf Altersgeld vermindert sich 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 1 um 0,3 % für jeden Monat, um den 
das Ende des Ruhens des Anspruchs auf Al-
tersgeld vor Ablauf des Monats, in dem die 
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maßgebliche Regelaltersgrenze für die Alters-
rente erreicht wird, vorzeitig beendet wird, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 
um 0,3 % für jeden Monat, um den das Ende 
des Ruhens des Anspruchs auf Altersgeld vor 
Ablauf des Monats, in dem die maßgebliche 
Altersgrenze für die Altersrente für schwerbe-
hinderte Menschen (§ 236a SGB VI) erreicht 
wird, vorzeitig beendet wird, 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 3, 4 und 5 um 0,3 % für jeden Monat, 
um den das Ende des Ruhens des Anspruchs 
auf Altersgeld vor Ablauf des Kalendermo-
nats der Vollendung des 65. Lebensjahres 
vorzeitig beendet wird. 

In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3, 
4 und 5 darf die Verminderung des Anspruchs 
auf Altersgeld 10,8 % nicht übersteigen. Der An-
spruch auf Altersgeld vermindert sich nicht nach 
Satz 1, wenn die Anspruchsberechtigten zum 
Ende des Ruhens das 65. Lebensjahr vollendet 
und mindestens 45 Jahre mit ruhegehaltfähigen 
Dienstzeiten nach den §§ 6, 8 bis 10 und nach 
§ 17 Absatz 2 Satz 1 berücksichtigungsfähigen 
Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht im Zusam-
menhang mit Arbeitslosigkeit stehen, und Zeiten 
nach § 60 sowie Zeiten einer der Beamtin oder 
dem Beamten zuzuordnenden Erziehung eines 
Kindes bis zu dessen vollendetem zehnten Le-
bensjahr zurückgelegt haben.

(6) In den Fällen der vorzeitigen Beendigung des 
Ruhens nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bis 5 
wird der Anspruch auf Altersgeld auf Antrag 
erhöht, soweit die Summe aus Altersgeld und 
Leistungen aus anderen Alterssicherungssys-
temen, die auf Grund einer Berufstätigkeit zur 
Versorgung der oder des Berechtigten für den 
Fall der Erwerbsminderung oder wegen Alters 
und der Hinterbliebenen für den Fall des Todes 
bestimmt sind, hinter dem Rentenanspruch, der 
sich im Fall einer Nachversicherung der versi-
cherungsfreien und altersgeldfähigen Zeiten 
ergeben hätte, zurückbleibt. Dabei wird höchs-
tens eine Zurechnungszeit von zwei Dritteln der 
Zeit vom Eintritt der vollen Erwerbsminderung 
bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 
60. Lebensjahres der altersgeldfähigen Dienst-
zeit hinzugerechnet. Die Vergleichsberechnung 
nach Satz 1 kann in den genannten Fällen auf-
grund einer Auskunft der Deutschen Rentenver-
sicherung Nord oder des zuständigen Trägers der 
gesetzlichen Rentenversicherung vorgenommen 
werden.

(7) In den Fällen der vorzeitigen Beendigung des 
Ruhens nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bis 5 
vermindert sich der Anspruch auf Altersgeld, 
wenn die nachfolgend bestimmte Hinzuver-

dienstgrenze durch neben dem Altersgeld er-
zieltes Einkommen (§ 64 Absatz 5) überschritten 
wird. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 4 vermindert sich der Anspruch auf Alters-
geld um die Hälfte, wenn der Hinzuverdienst 
mehr als das Zweifache, aber nicht mehr als das 
Zweieinhalbfache des Altersgeldes beträgt. In 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 und 
5 vermindert sich der Anspruch auf Altersgeld 

1. um ein Viertel, wenn der Hinzuverdienst mehr 
als 450 Euro, aber nicht mehr als das Einein-
halbfache des festzusetzenden Altersgeldes 
beträgt, 

2. um die Hälfte, wenn der Hinzuverdienst mehr 
als 450 Euro und mehr als das Eineinhalbfa-
che, aber nicht mehr als das Zweifache des 
festzusetzenden Altersgeldes beträgt, 

3. um drei Viertel, wenn der Hinzuverdienst 
mehr als 450 Euro und mehr als das Zwei-
fache, aber nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des festzusetzenden Altersgeldes be-
trägt. 

Solange der Hinzuverdienst das Zweieinhalb-
fache des Altersgeldes übersteigt, entfällt der 
Anspruch auf Zahlung von Altersgeld. 

§ 88e  
Aberkennung von Altersgeld,  

Erlöschen des Anspruchs wegen Verurteilung

(1) Der Anspruch auf Altersgeld ist abzuerkennen, 
wenn die ehemalige Beamtin oder der ehemalige 
Beamte vor der Beendigung des Beamtenverhält-
nisses ein Dienstvergehen begangen hat, das bei 
einer Beamtin oder einem Beamten auf Lebens-
zeit oder einer Beamtin oder einem Beamten auf 
Zeit nach Disziplinarrecht die Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis oder bei einer Beamtin oder 
einem Beamten auf Probe nach § 23 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes 
die Entlassung zur Folge hätte. 

(2) Von dem Altersgeld kann beginnend mit dem 
Monat, der auf die Bekanntgabe der Aberkennung 
folgt, bis zum Ablauf des Monats, in dem die Ab-
erkennung unanfechtbar wird, bis zu 50 % des 
monatlichen Altersgeldes einbehalten werden. 

(3) Zuständig für Entscheidungen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 ist die zum Zeitpunkt der Be-
endigung des Beamtenverhältnisses zuständige 
oberste Dienstbehörde.

(4) In Fällen, in denen die ehemalige Beamtin 
oder der ehemalige Beamte vor der Beendigung 
des Beamtenverhältnisses eine Tat im Sinne des 
§ 24 Absatz 1 Satz 1 des Beamtenstatusgeset-
zes begeht, gilt § 70 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und Absatz 2 entsprechend.
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§ 88f  
Hinterbliebenenaltersgeld 

(1) Die Hinterbliebenen der nach § 88a Absatz 1 
und 6 Anspruchsberechtigten haben Anspruch 
auf Hinterbliebenenaltersgeld. Hinterbliebenen-
altersgeld wird gewährt in Form von 

1. Altersgeld für den Sterbemonat, 

2. Hinterbliebenenaltersgeld für Witwen oder 
Witwer, 

3. Hinterbliebenenaltersgeld für Waisen. 

Die §§ 21, 23, 27, 29, 31, 32, 72 und § 88d 
Absatz 6 gelten entsprechend. 

(2) Das Hinterbliebenenaltersgeld beträgt für 
Witwen oder Witwer 55 %, für Vollwaisen 20 % 
und für Halbwaisen 12 % des Altersgeldes. 

(3) Hinterbliebenenaltersgeld wird in den Fällen, 
in denen Altersgeld noch nicht gezahlt wurde, 
nur auf Antrag festgesetzt und gezahlt. Wird 
der Antrag auf Festsetzung und Zahlung von 
Hinterbliebenenaltersgeld nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Tod der oder des 
Anspruchsberechtigten für Altersgeld gestellt, 
wird das Hinterbliebenenaltersgeld erst ab dem 
Monat der Antragstellung gezahlt. 

§ 88g  
Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis 

(1) Wird eine auf Antrag entlassene ehemalige 
Beamtin oder ein auf Antrag entlassener ehe-
maliger Beamter mit Anspruch auf Altersgeld 
erneut in ein Beamtenverhältnis berufen und tritt 
sie oder er aus diesem Beamtenverhältnis in den 
Ruhestand, wird für die Zeit des ersten Beamten-
verhältnisses als ruhegehaltfähige Dienstzeit die 
altersgeldfähige Dienstzeit nach § 88c Absatz 3 
zugrunde gelegt. 

(2) Erfolgt nach einer Entlassung auf Antrag eine 
erneute Berufung in das Beamtenverhältnis und 
wiederum eine Entlassung auf Antrag, richtet sich 
ein Anspruch auf Altersgeld aus dem zweiten Be-
amtenverhältnis allein nach dem zweiten Beam-
tenverhältnis. Ein Anspruch auf Altersgeld nach 
dem ersten Beamtenverhältnis bleibt unberührt. 

(3) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die mit 
Ablauf der Amtszeit ohne Anspruch auf beam-
tenrechtliche Versorgung aus dem Beamtenver-
hältnis ausscheiden, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. 

§ 88h 
Kindererziehungs- und 

Kindererziehungsergänzungszuschlag 

(1) Der Anspruch auf Altersgeld erhöht sich 
um den Kindererziehungs- und den Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag nach § 58. Für die 
Berechnung des Kindererziehungs- und des Kin-

dererziehungsergänzungszuschlags nach Satz 1 
können längstens Zeiten bis zur Beendigung des 
Beamtenverhältnisses berücksichtigt werden. 

(2) Für die Vergleichsberechnung des § 88d 
Absatz 6 Satz 1 sowie für die Anwendung von 
Ruhens- und Anrechnungsvorschriften gelten 
der Kindererziehungs- und der Kindererziehungs-
ergänzungszuschlag als Teil des Altersgeldes. 

§ 88i  
Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag 

Neben dem Altersgeld wird der Pflege- und der 
Kinderpflegeergänzungszuschlag nach § 60 ge-
zahlt. § 60 findet entsprechende Anwendung. 
Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung erfüllt ist. 

§ 88j  
Abfindung 

Wer als Witwe oder Witwer Anspruch auf Hin-
terbliebenenaltersgeld hat und wieder heiratet, 
verliert diesen Anspruch für die Zukunft und 
erhält eine Abfindung in Höhe des 24-fachen 
Monatsbetrags des Hinterbliebenenaltersgeldes 
für den Monat der Wiederverheiratung. 

§ 88k 
Wechsel in einen Mitgliedstaat 

der Europäischen Union

(1) Auf Antrag erhalten Beamtinnen und Beamte, 
die gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
des Beamtenstatusgesetzes aus dem Dienstver-
hältnis entlassen wurden, eine altersgeldfähige 
Dienstzeit von mindestens fünf Jahren zurückge-
legt haben und nach § 8 Absatz 2 SGB VI nach-
versichert wurden, ein ergänzendes Altersgeld, 
wenn sie im unmittelbaren Anschluss eine im 
Inland herkömmlich im öffentlichen Dienstver-
hältnis ausgeübte Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union aufgenommen haben.

(2) Das ergänzende Altersgeld bemisst sich nach 
dem Unterschiedsbetrag des nach den Vorschrif-
ten dieses Abschnitts zustehenden Altersgeldes 
und der durch die Nachversicherung begründe-
ten Rentenzahlung.

(3) Das ergänzende Altersgeld wird unter den 
Voraussetzungen dieses Abschnitts rückwirkend 
gezahlt. 

§ 88l 
Zuständigkeit 

Zuständig für die Durchführung dieses Abschnitts 
ist die oberste Dienstbehörde, nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses die im Zeitpunkt der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses oberste 
Dienstbehörde. Anträge, Erklärungen und Verlan-
gen sind an die zuständige oberste Dienstbehörde, 
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nach Beendigung des Beamtenverhältnisses an 
die zuletzt zuständige oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle, zu richten. Sie kann 
diese Befugnisse, für die Beamtinnen und Beam-
ten des Landes im Einvernehmen mit dem für das 
Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministe-
rium, auf andere Stellen übertragen.“ 

Artikel 5 
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 

Anpassung der Erschwerniszulagen 
zum 1. Juni 2021e)

§ 4 der Erschwerniszulagenverordnung vom 3. De-
zember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 544), zuletzt geän-
dert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Mai 2019 
(GVOBl. Schl.-H.S. 120), wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,68 Euro“ 
durch die Angabe „3,69 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird die Angabe „1,48 Euro“ 
durch die Angabe „1,49 Euro“ ersetzt.

2. In Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe „4,53 
Euro“ durch die Angabe „4,55 Euro“ ersetzt.

Artikel 6 
Änderung der Mehrarbeitsvergütungsverordnung 

Anpassung der Mehrarbeitsvergütung 
zum 1. Juni 2021f)

§ 4 der Mehrarbeitsvergütungsverordnung vom 
8. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 483), zuletzt geän-
dert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 29. Mai 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 120), wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Vergütung beträgt je Stunde bei Beam-
tinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen 

A 2 bis A 4  13,59 Euro,
A 5 bis A 8  16,06 Euro,
A 9 bis A 12 22,05 Euro,
A 13 bis A 16 30,40 Euro.“

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „20,43 Euro“ 
durch die Angabe „20,51 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe „25,30 Euro“ 
durch die Angabe „25,40 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 3 wird die Angabe „30,05 Euro“ 
durch die Angabe „30,17 Euro“ ersetzt.

d) In Nummer 4 wird die Angabe „35,12 Euro“ 
durch die Angabe „35,26 Euro“ ersetzt.

e) In Nummer 5 wird die Angabe „35,12 Euro“ 
durch die Angabe „35,26 Euro“ ersetzt.

Artikel 7 
Änderung der Beihilfeverordnungg)

Die Beihilfeverordnung vom 15. November 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 863), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 30. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 402), 
wird wie folgt geändert: 

1.  § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a)  Die Sätze 1 und 2 werden gestrichen.

b)  Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 1 
bis 3.

c)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Frist“ die An-
gabe „gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 LBG“ 
eingefügt.

2.  § 8 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Nummer 4 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 9 werden die 
Nummern 4 bis 8.

Artikel 8 
Änderung der Errichtungsverordnung 

Finanzverwaltungsamth)

Die Errichtungsverordnung Finanzverwaltungsamt 
vom 12. März 2009 (GVOBl. Schl. H. S. 90), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 11. November 2015 
(GVOBl. Schl.-H S. 429), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Landesverordnung zur Errichtung des Dienstleis-
tungszentrums Personal des Landes Schleswig-
Holstein (Errichtungsverordnung Dienstleistungs-
zentrum Personal – ErrichtVO DLZP)“

2. § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 erhält folgende 
Fassung:

„1. die Festsetzung und Anweisung beamten-
rechtlicher und entsprechender Leistungen an 
die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen 
und Richter, Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger und Anspruchsinhabe-
rinnen und Anspruchsinhaber von Alters- und 
Hinterbliebenenaltersgeld des Landes Schles-
wig-Holstein,

 2. die Festsetzung und Anweisung beamten-
rechtlicher und entsprechender Leistungen 
an andere Beamtinnen und Beamten sowie 
andere Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger sowie andere Anspruchs-
inhaberinnen und Anspruchsinhaber von Al-
ters- und Hinterbliebenenaltersgeld aufgrund 
gesetzlicher oder vertraglicher Regelung,“

e) Ändert LVO vom 3. Dezember 2013, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20-4

f) Ändert LVO vom 8. Juni 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 
2032-1-14

g) Ändert LVO vom 15. November 2016, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-1-17

h) Ändert LVO vom 12. März 2009, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 200-0-379
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Artikel 9 
Änderung der Justizwachtmeister-Laufbahn- und 

Ausbildungsverordnungi)

Die Justizwachtmeister-Laufbahn- und Ausbildungs-
verordnung vom 29. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 437), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18. Dezem-
ber 2018 (GVOBl. Schl.-H. 2019 S. 10), wird wie 
folgt geändert:

§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Beamtinnen und Beamten dieser Laufbahn 
führen folgende Dienst- und Amtsbezeichnungen:

im Vorbereitungsdienst  
Justizhauptwachtmeisteranwärterin/ 
Justizhauptwachtmeisteranwärter;

in der Probezeit, im Einstiegsamt (Besoldungsgruppe 
A 5) und im Beförderungsamt (Besoldungsgruppe A 6)

Erste Justizhauptwachtmeisterin/Erster Justizhaupt-
wachtmeister.“

Artikel 10 
Inkrafttreten

(1) Artikel 1 Nummer 1, 2, 5, 6 und 7, Artikel 3 Num-
mer 5 und 8 Buchstabe b, Artikel 7 und 8 treten am 
Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe i) Doppelbuch-
stabe aa) und Buchstabe l) Doppelbuchstabe bb) 
Dreifachbuchstaben aaa) und ccc) treten am 1. Au-
gust 2020 in Kraft. 

(3) Artikel 2, Artikel 4 Nummer 6, 7, 8 und 17, Ar-
tikel 5 und 6 treten am 1. Juni 2021 in Kraft. 

(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2021 
in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. September 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r M o n i k a  H e i n o l d 
 Ministerpräsident Finanzministerin

 C l a u s  C h r i s t i a n  C l a u s s e n K a r i n  P r i e n 
 Minister  Ministerin 
 für Justiz, Europa und Verbraucherschutz für Bildung, Wissenschaft und Kultur

 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t 
 Ministerin  Minister 
 für Inneres, ländliche Räume und Integration für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
 und Gleichstellung Natur und Digitalisierung

 D r.  B e r n d  B u c h h o l z D r.  H e i n e r  G a r g 
 Minister  Minister 
 für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie 
 und Tourismus und Senioren

i) Ändert LVO vom 29. März 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-13

Landesverordnung 
über die Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

(Wahlordnung Landwirtschaftskammer)
Vom 17. August 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 780-3-31

Aufgrund des § 10 Absatz 7 des Gesetzes über die 
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein (Ge-
setz), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Februar 2002 (GVOBl. Schl.-H. 2002, S. 28), 
zuletzt geändert durch Art. 2 Nummer 12 des Ge-
setzes vom 12. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 328), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl.  Schl.-H. 
S. 30), verordnet das Ministerium für Energie, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung.

Inhaltsübersicht:  

Teil 1  Wahl der unmittelbar zu wählenden Mitglieder 
der Hauptversammlung 

Abschnitt 1 Wahltag und Wahlleitung 

§ 1  Wahltag

§ 2   Wahlleitung, Wahlvorstand, Gemeindewahlbe-
hörden

Abschnitt 2 Wahlvorschläge 

§ 3  Bekanntmachung

§ 4  Wahlvorschläge

§ 5  Anlagen zum Wahlvorschlag

§ 6  Vertrauensperson

§ 7  Beseitigung von Mängeln

§ 8  Rücknahme von Wahlvorschlägen

§ 9  Zulassung

§ 10  Wahlbezirke mit einem Wahlvorschlag
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§ 11  Bekanntmachung der Zulassung

§ 12 Nachwahl

Abschnitt 3 Wählerlisten 

§ 13  Aufstellung

§ 14  Eintragung

§ 15  Einsicht

§ 16  Einspruch

§ 17  Änderung

§ 18  Abschluss

Abschnitt 4 Wahlhandlung 

§ 19  Vorbereitung

§ 20  Zusendung der Wahlunterlagen

§ 21  Anzahl der Stimmen und Stimmabgabe

§ 22 Behandlung der Wahlbriefe

Abschnitt 5 Wahlergebnis 

§ 23  Ermittlung des Wahlergebnisses

§ 24  Ungültige Stimmen

§ 25  Niederschrift

§ 26  Sitzverteilung

§ 27  Bekanntgabe

§ 28  Benachrichtigung der Gewählten

§ 29  Ablehnung des Mandats

Abschnitt 6 Wahlprüfung 

§ 30  Einspruch

§ 31  Gültigkeit der Wahl

§ 32 Wiederholungswahl

Abschnitt 7 Kosten der Wahl 

§ 33  Kostenerstattung

Teil 2  Wahl der von der Hauptversammlung zu wäh-
lenden Mitglieder der Hauptversammlung 

§ 34  Wahlvorschläge

§ 35  Zulassung der Wahlvorschläge

§ 36  Gruppen mit einem Wahlvorschlag

§ 37  Vorbereitung der Wahl

§ 38 Wahlhandlung

§ 39  Anzahl der Stimmen

§ 40  Wahlausschuss

§ 41  Gewählte

§ 42  Bekanntgabe des Wahlergebnisses

§ 43  Einspruch

Teil 3 Schlussbestimmungen 

§ 44  Anlagen

§ 45  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1 
Wahl der unmittelbar zu wählenden Mitglieder 

der Hauptversammlung

Abschnitt 1 
Wahltag und Wahlleitung

§ 1 
Wahltag

(1) Der Vorstand der Landwirtschaftskammer setzt 
den Wahltag für die Wahl der Hauptversammlung 
fest. Der Wahltag soll mindestens drei Monate vor 
Ablauf der Amtszeit der Hauptversammlung gemäß 
§ 5 Absatz 4 des Gesetzes über die Landwirtschafts-
kammer Schleswig-Holstein (Gesetz) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Februar 2002 (GVOBl. 
Schl.-H. 2002, S. 28), zuletzt geändert durch Art. 2 
Nummer 12 des Gesetzes vom 12. November 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 328), Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), liegen.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident der Landwirt-
schaftskammer (Präsidentin oder Präsident) macht 
den Wahltag im Amtsblatt für Schleswig-Holstein 
und im Bauernblatt für Schleswig-Holstein und Ham-
burg bekannt.

§ 2 
Wahlleitung, Wahlvorstand, 

Gemeindewahlbehörden

(1) Der Vorstand der Landwirtschaftskammer ernennt 
eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter. Die Wahllei-
terin oder der Wahlleiter muss nicht in einem Be-
schäftigungsverhältnis zur Landwirtschaftskammer 
stehen. Sie oder er trägt die Verantwortung für die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl und beruft 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Ge-
schäftsstelle der Wahlleiterin oder des Wahlleiters 
ist die Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, 
Grüner Kamp 15-17, 24768 Rendsburg.  

(2) Der Wahlvorstand besteht aus der Wahlleiterin als 
der Vorsitzenden oder dem Wahlleiter als dem Vorsitzen-
den sowie drei weiteren Mitgliedern als Beisitzerinnen 
oder Beisitzern. Die Beisitzerinnen oder Beisitzer sowie 
ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden vom 
Vorstand der Landwirtschaftskammer berufen. Zwei 
Beisitzerinnen oder Beisitzer und zwei Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter sollen der Gruppe der Betriebs-
inhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der 
mitarbeitenden Familienangehörigen angehören. Eine 
Beisitzerin oder ein Beisitzer und eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter sollen der Gruppe der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die nicht mitarbeitende 
Familienangehörige sind, angehören.

(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen nicht 
selbst Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber sowie 
Vertrauenspersonen oder stellvertretende Vertrauens-
personen für Wahlvorschläge sein.
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(4) Dem Wahlvorstand sollen mindestens zwei Frauen 
als Mitglieder angehören. Das Gleiche gilt für die 
stellvertretenden Mitglieder.

(5) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn min-
destens drei Mitglieder, darunter die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter oder die jeweilige Stellvertreterin oder 
der jeweilige Stellvertreter, anwesend sind. Die Sit-
zungen des Wahlvorstandes sind öffentlich.

(6) Der Wahlvorstand beschließt mit Stimmenmehr-
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der oder des Vorsitzenden.

(7) Die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes 
bestellt eine Schriftführerin oder einen Schriftführer 
und verpflichtet sie oder ihn.

(8) Gemeindewahlbehörden sind die Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden 
und die Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren, in 
ehrenamtlich verwalteten Ämtern die Amtsvorste-
herinnen und Amtsvorsteher.

Abschnitt 2 
Wahlvorschläge

§ 3 
Bekanntmachung

Die Präsidentin oder der Präsident fordert durch 
Bekanntmachung im Amtsblatt für Schleswig-Hol-
stein und im Bauernblatt für Schleswig-Holstein und 
Hamburg zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die einzelnen Wahlbezirke auf und gibt die Voraus-
setzungen für die Einreichung von Wahlvorschlägen 
(§ 10 Absatz 1 des Gesetzes) bekannt.

§ 4 
Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge einschließlich der in § 5 genann-
ten Anlagen sind spätestens am 80. Tag vor dem 
Wahltag bis 12.00 Uhr bei der Geschäftsstelle der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters (§ 2 Absatz 1) 
schriftlich einzureichen. Sie sind persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. 

(2) Die Wahlvorschläge sind regionalisiert und ge-
trennt für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und 
Betriebsinhaber einschließlich der mitarbeitenden 
Familienangehörigen und für die Gruppe der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer einzureichen. Sie 
müssen die Namen von so vielen Bewerberinnen oder 
Bewerbern enthalten, wie Mitglieder der betreffen-
den Gruppe im Wahlbezirk zu wählen sind. Außerdem 
ist bei jeder Bewerberin oder jedem Bewerber eine Er-
satzbewerberin oder ein Ersatzbewerber anzugeben.

(3) In den Wahlvorschlägen für die Wahlbezirke nach 
§ 8 Absatz 2 des Gesetzes ist für die Gruppe der 
Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließ-
lich der mitarbeitenden Familienangehörigen jeweils 
mindestens eine Frau für die zu wählenden Mitglieder 
und jeweils mindestens eine Frau für die Ersatzmit-
glieder sowie für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer mindestens eine Frau für die zu 
wählenden Mitglieder einschließlich der Ersatzmit-
glieder zu benennen. Für die Wahlbezirke nach § 8 
Absatz 3 des Gesetzes ist in jeder Gruppe für die zu 
wählenden Mitglieder einschließlich der Ersatzmit-
glieder mindestens insgesamt eine Frau zu benennen.

(4) Von den Erfordernissen des Absatzes 3 kann mit 
Genehmigung des für Landwirtschaft zuständigen Mi-
nisteriums (Ministerium) im Einvernehmen mit dem für 
Bildung zuständigen Ministerium im Einzelfall abgewi-
chen werden, wenn Bewerberinnen nicht zur Verfügung 
stehen. Die dafür maßgebenden Gründe sind dem Mi-
nisterium spätestens vier Wochen vor Ablauf der Frist 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen darzulegen.

(5) In den Wahlvorschlägen sind die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie die Ersatzbewerberinnen und Er-
satzbewerber mit Namen, Vornamen, Geburtsdatum, 
Beruf und Anschrift (Hauptwohnung) so deutlich zu 
bezeichnen, dass über ihre Person kein Zweifel besteht.

(6) Wahlvorschläge der in § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe a des 
Gesetzes genannten Verbände und Organisationen 
führen als Bezeichnung deren Namen. Im Übrigen 
werden Wahlvorschläge mit dem Namen der an ers-
ter Stelle genannten Bewerberin oder des an erster 
Stelle genannten Bewerbers bezeichnet.

§ 5 
Anlagen zum Wahlvorschlag

Mit jedem Wahlvorschlag sind einzureichen:

1. von jeder vorgeschlagenen Bewerberin und jedem 
vorgeschlagenen Bewerber die unwiderrufliche 
schriftliche Erklärung, dass sie oder er ihrer oder 
seiner Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmt 
sowie die Versicherung, dass sie oder er die Vo-
raussetzungen für die Wählbarkeit (§ 7 des Ge-
setzes) erfüllt, nach dem Muster der Anlage 1;

2. bei Wahlvorschlägen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b oder § 10 Absatz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b des Gesetzes, eine schriftliche 
Versicherung der Unterzeichnerinnen oder Unter-
zeichner dieser Wahlvorschläge, dass sie im Wahl-
bezirk wahlberechtigt (§ 6 des Gesetzes) sind.

§ 6 
Vertrauensperson

(1) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauens-
person und eine stellvertretende Vertrauensperson 
benannt werden. Fehlt diese Benennung, gilt die Per-
son, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauens-
person, und diejenige, die als zweite unterzeichnet 
hat, als stellvertretende Vertrauensperson.

(2) Nur die Vertrauensperson und die stellvertretende 
Vertrauensperson, jede für sich, sind berechtigt, ver-
bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben 
und entgegenzunehmen.

Anl. 1
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§ 7 
Beseitigung von Mängeln

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat die Wahl-
vorschläge unverzüglich nach Eingang zu prüfen. 
Stellt sie oder er Mängel fest, benachrichtigt sie 
oder er sofort die Vertrauensperson und fordert sie 
auf, Mängel bis spätestens bis zum 70. Tag vor dem 
Wahltag, 16.00 Uhr, zu beseitigen.
(2) Bewerberinnen oder Bewerber, gegen deren Wählbar-
keit die Wahlleiterin oder der Wahlleiter Bedenken erhebt, 
können innerhalb der Frist nach Absatz 1 Satz 2 durch 
andere Bewerberinnen oder Bewerber ersetzt werden, 
wenn die Unterzeichnerinnen oder Unterzeichner des be-
treffenden Wahlvorschlages dies schriftlich beantragen.

§ 8 
Rücknahme von Wahlvorschlägen

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schrift-
liche Erklärung der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 
werden, solange noch nicht über seine Zulassung 
entschieden ist (§ 9). 

§ 9 
Zulassung

(1) Der Wahlvorstand entscheidet spätestens am 65. 
Tag vor dem Wahltag über die Zulassung der Wahl-
vorschläge. Der Wahlvorstand hat Wahlvorschläge 
zurückzuweisen, wenn sie
1. verspätet eingereicht sind oder
2. den Anforderungen nicht entsprechen, die durch 

das Gesetz oder diese Verordnung aufgestellt 
sind; entspricht ein Wahlvorschlag nur hinsicht-
lich einzelner Bewerberinnen und Bewerber nicht 
den Anforderungen, werden ihre Namen aus dem 
Wahlvorschlag gestrichen.

(2) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter lädt die Vertrau-
enspersonen der eingereichten Wahlvorschläge zu die-
ser Sitzung. Vor der Entscheidung über die Zulassung 
oder Zurückweisung ist der erschienenen Vertrauens-
person des betroffenen Wahlvorschlages Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Über die Sitzung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen.

§ 10 
Wahlbezirke mit einem Wahlvorschlag

Wird in einem Wahlbezirk nur ein Wahlvorschlag für 
die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebs-
inhaber einschließlich der mitarbeitenden Familien-
angehörigen oder der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer zugelassen, gelten die vorgeschlagenen 
Bewerberinnen oder Bewerber als Mitglieder oder 
Ersatzmitglieder der Hauptversammlung der Land-
wirtschaftskammer gewählt. Der Wahlvorstand stellt 
dieses Ergebnis in einer Niederschrift fest.

§ 11 
Bekanntmachung der Zulassung

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt nach der 
Zulassung (§ 9) öffentlich bekannt

1. die im Wahlbezirk zugelassenen Wahlvorschläge 
in der Form, in der sie zugelassen sind unter An-
gabe ihrer Gruppe, jedoch ohne die Namen der 
Unterzeichnerinnen oder Unterzeichner und der 
Vertrauenspersonen,

2. den Wegfall der Wahlhandlung für diejenige 
Gruppe, für die im Wahlbezirk nur ein Wahlvor-
schlag zugelassen worden ist (§ 10).

§ 12 
Nachwahl

(1) Stirbt eine Bewerberin oder ein Bewerber oder 
eine Ersatzbewerberin oder ein Ersatzbewerber in ei-
nem Wahlbezirk nach der Zulassung ihres oder seines 
Wahlvorschlages und vor Beginn der Wahl, ist die 
Wahl in dem betroffenen Wahlbezirk von der Wahl-
leiterin oder dem Wahlleiter abzusagen. Innerhalb 
von sechs Wochen ist eine Nachwahl durchzuführen.

(2) Eine Nachwahl findet ferner statt, wenn die Wahl in 
einem Wahlbezirk infolge höherer Gewalt nicht durchge-
führt werden kann oder wenn weniger Wahlvorschläge 
zugelassen wurden, als Bewerberinnen und Bewerber 
für die jeweilige Gruppe im Wahlbezirk zu wählen sind.

(3) Der Vorstand der Landwirtschaftskammer setzt 
den Tag für die Nachwahl fest. Für die Nachwahl 
gelten dieselben Vorschriften wie für die Hauptwahl.

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Fälle 
berühren die Durchführung der Wahl in den übrigen 
Wahlbezirken nicht. 

Abschnitt 3 
Wählerlisten

§ 13 
Aufstellung

(1) Sind in einem Wahlbezirk für die einzelnen Grup-
pen mehrere Wahlvorschläge zugelassen worden 
(§  9), haben alle Gemeindewahlbehörden (§ 2 Ab-
satz 8) dieses Wahlbezirkes für diese Gruppen eine 
Wählerliste aufzustellen.

(2) In die Wählerliste werden auf Antrag alle Wahl-
berechtigten, die bei der Meldebehörde für eine 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen für die Haupt-
wohnung, gemeldet sind, mit Namen, Vornamen, Ge-
burtsdatum, Wohnung, Beruf und Art der Wahlbe-
rechtigung eingetragen. Bei juristischen Personen (§ 6 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d des Gesetzes) ist 
eine gesetzliche Vertreterin oder ein gesetzlicher Ver-
treter oder die oder der Bevollmächtigte einzutragen. 

(3) Die Wählerliste wird für jede Gruppe gesondert 
unter fortlaufenden Nummern in der alphabetischen 
Reihenfolge der Namen, bei gleichen Namen natür-
licher Personen der Vornamen, geführt. Die Wähler-
liste wird in Heftform angelegt und muss jeweils eine 
Spalte für Vermerke über die Stimmabgabe sowie für 
Bemerkungen enthalten.

(4) Die oder der Wahlberechtigte kann nur in dem 
Wahlbezirk wählen, in dem sie oder er in die Wäh-
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lerliste einer zu diesem Wahlbezirk gehörenden Ge-
meinde eingetragen ist.

§ 14 
Eintragung

(1) Die Gemeindewahlbehörde fordert die Wahlbe-
rechtigten spätestens am 52. Tag vor dem Wahltag 
durch örtliche Bekanntmachung gemäß § 329 LVwG 
nach dem Muster der Anlage 2 auf, ihre Eintragung 
in die Wählerliste zu beantragen.

(2) Der Antrag auf Eintragung in die Wählerliste 
ist spätestens bis zum 31. Tag vor dem Wahltag, 
12.00 Uhr, zu stellen. Der Antrag muss die in § 13 
Absatz 2genannten Angaben enthalten. Die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller hat die Richtigkeit 
dieser Angaben zu versichern sowie zu erklären, dass 
die Voraussetzungen des Wahlrechts nach § 6 Ab-
satz 2 des Gesetzes vorliegen und die Antragstellerin 
oder der Antragsteller nicht vom Wahlrecht nach 
§ 6 Absatz 3 des Gesetzes ausgeschlossen ist. Auf 
Verlangen der Gemeindewahlbehörde sind die hierfür 
notwendigen Unterlagen vorzulegen. Ist der Antrag 
unvollständig, fordert die Gemeindewahlbehörde die 
Antragstellerin oder den Antragsteller unverzüglich 
auf, den Antrag innerhalb der Frist zu ergänzen.

(3) Eine wahlberechtigte Person, deren Antrag nach 
Fristablauf eingegangen ist oder ergänzt wurde, ist in 
die Wählerliste einzutragen, wenn sie bis zum Beginn 
der Einsichtsfrist (§ 15 Absatz 1) nachweist, dass 
sie die Antragsfrist unverschuldet versäumt hat oder 
dass ihr Wahlrecht erst nach Ablauf der Antragsfrist 
entstanden ist.

(4) Wird der Antrag auf Eintragung in die Wählerliste 
abgelehnt, gibt die Gemeindewahlbehörde ihre Ent-
scheidung der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
unter Angabe der Gründe und mit einem Hinweis auf 
den zulässigen Rechtsbehelf nach § 16 Absatz 1und 
2 unverzüglich bekannt.

§ 15 
Einsicht

(1) Die Wählerlisten werden vom 25. bis zum 18. Tag 
vor dem Wahltag während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten.

(2) Die Gemeindewahlbehörde macht spätestens am 
28. Tag vor dem Wahltag durch örtliche Bekanntma-
chung gem. § 329 LVwG öffentlich bekannt, wo, 
wie lange und zu welchen Tagesstunden die Wäh-
lerliste zur Einsichtnahme bereitgehalten wird und 
dass innerhalb der Einsichtsfrist schriftlich oder zur 
Niederschrift Einspruch gegen die Wählerliste erho-
ben werden kann (§ 16).

§ 16 
Einspruch

(1) Wer die Wählerliste für unrichtig oder unvollstän-
dig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist Einspruch 
erheben.

(2) Der Einspruch ist bei der Gemeindewahlbehörde 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. Soweit 
die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, 
hat die Einspruchsführerin oder der Einspruchsführer 
die erforderlichen Beweismittel beizubringen.

(3) Einsprüche, denen die Gemeindewahlbehörde 
nicht stattgibt, legt sie dem Wahlvorstand vor, der 
darüber innerhalb von fünf Tagen nach Ablauf der 
Einsichtsfrist zu entscheiden hat. Die Entscheidung 
ist den Beteiligten bekannt zu geben. Sie ist vor-
behaltlich einer anderen Entscheidung im Wahlprü-
fungsverfahren endgültig.

(4) Soll dem Einspruch gegen die Eintragung einer an-
deren Person stattgegeben werden, ist dieser vor der 
Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

§ 17 
Änderung

(1) Nach Beginn der Einsichtsfrist können Personen 
nur auf Einspruch in die Wählerliste eingetragen oder 
darin gestrichen werden. Verlegt eine wahlberechtigte 
Person, die in die Wählerliste eingetragen ist, ihre 
Wohnung in eine Gemeinde eines anderen Wahlbezirks 
und meldet sich vor Beginn der Einsichtsfrist bei der 
Meldebehörde der Zuzugsgemeinde an, wird sie dort 
nur auf Antrag in die dortige Wählerliste eingetragen. 
Sie muss durch eine Bescheinigung der bisherigen 
Wohngemeinde nachweisen, dass sie in deren Wäh-
lerliste gestrichen wurde. Eine wahlberechtigte Person, 
die in eine andere Gemeinde desselben Wahlbezirks 
umzieht, verbleibt in der bisherigen Wählerliste.

(2) Ist die Wählerliste offensichtlich unrichtig oder 
unvollständig, kann die Gemeindewahlbehörde sie 
auch von Amts wegen berichtigen. Dies gilt nicht 
für Fälle, die Gegenstand eines Einspruchsverfahrens 
sind. § 16 gilt entsprechend.

(3) Wird eine wahlberechtigte Person aufgrund ei-
nes Einspruchs oder nach Absatz 1 Satz 2 in die 
Wählerliste aufgenommen, werden ihre persönlichen 
Daten nachträglich eingetragen. Wird entschieden, 
dass eine Person nicht wahlberechtigt ist, ist ihr 
Name zu streichen. Nachträge, Streichungen und 
alle sonstigen Entscheidungen im Einspruchsverfah-
ren sind in der Spalte „Bemerkungen“ zu erläutern. 
Nach Abschluss der Wählerliste (§ 18 Absatz 1) sind 
Änderungen mit Ausnahme der Berichtigung nach 
Absatz 2 Satz 1 nicht mehr zulässig.

§ 18 
Abschluss

(1) Die Wählerliste ist am dritten Tag vor der Wahl 
durch die Gemeindewahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 3 abzuschließen. Sie stellt dabei für jede 
Gruppe die Anzahl der Wahlberechtigten fest.

(2) Die Gemeindewahlbehörde hat die abgeschlos-
sene Wählerliste der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter 
zuzuleiten.

Anl.
 2

Anl. 3
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Abschnitt 4 
Wahlhandlung

§ 19 
Vorbereitung

(1) Für die Wahlbezirke, in denen eine Wahl stattfin-
det, stellt die Landwirtschaftskammer her

1. die Stimmzettel,

2. die Wahlscheine nach dem Muster der Anlage 4,

3. die Wahlbriefumschläge,

4. die Wahlumschläge,

5. die Merkblätter über die Einzelheiten der Stimm-
abgabe.

(2) Jeder Stimmzettel enthält die für eine Gruppe zuge-
lassenen Wahlvorschläge. Diese sind auf dem Stimm-
zettel mit ihrer Bezeichnung und unter Nennung von 
Namen, Vornamen, Anschrift (Hauptwohnung) und 
Beruf der Bewerberinnen oder Bewerber und der Er-
satzbewerberinnen oder Ersatzbewerber deutlich von-
einander getrennt in folgender Anordnung aufzuführen:

1. Wahlvorschläge der in § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe a 
des Gesetzes genannten Verbände und Organisa-
tionen, wenn bei der letzten Wahl aufgrund ihrer 
Wahlvorschläge Mitglieder in die Hauptversamm-
lung gewählt worden sind, in der Reihenfolge der 
Anzahl der Mitglieder,

2. Wahlvorschläge der übrigen in § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 
Buchstabe a des Gesetzes genannten Verbände 
und Organisationen in alphabetischer Reihenfolge 
der Bezeichnung dieser Wahlvorschläge,

3. Wahlvorschläge nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe b 
in alphabetischer Reihenfolge der Bezeichnung 
dieser Wahlvorschläge.

Alle Wahlunterlagen mit Ausnahme des Merkblat-
tes müssen sich farblich voneinander unterscheiden; 
sie müssen auch für jede Gruppe von verschiedener 
Farbe sein.

§ 20 
Zusendung der Wahlunterlagen

In den Wahlbezirken, in denen eine Wahl stattfindet, 
haben die Gemeindewahlbehörden jeder in die Wähler-
liste eingetragenen wahlberechtigten Person rechtzei-
tig vor dem Wahltag die für ihre Gruppe bestimmten 
Wahlunterlagen nach § 19 zuzusenden und ihr mitzu-
teilen, bis zu welchem Zeitpunkt der Wahlbrief bei der 
Geschäftsstelle der Wahlleiterin oder des Wahlleiters 
(§ 2 Absatz 1) eingegangen sein muss.

§ 21 
Anzahl der Stimmen und Stimmabgabe

(1) Jede Wählerin und jeder Wähler hat so viele 
Stimmen, wie Vertreterinnen oder Vertreter aus ih-
rer Wahlgruppe im Wahlbezirk zu wählen sind. Für 

jede Bewerberin oder jeden Bewerber kann nur eine 
Stimme abgegeben werden. 

(2) Die Wählerin oder der Wähler kennzeichnet per-
sönlich den Stimmzettel, legt ihn in den Wahlum-
schlag und verschließt diesen. Der Wahlumschlag 
darf keine Kennzeichnung haben, die auf die Person 
der Wählerin oder des Wählers schließen lässt.

(3) Die Wählerin oder der Wähler unterzeichnet die 
auf dem Wahlschein enthaltene Erklärung unter An-
gabe des Ortes und des Datums.

(4) Die Wählerin oder der Wähler legt den verschlos-
senen Wahlumschlag und den unterschriebenen 
Wahlschein in den Wahlbriefumschlag, verschließt 
diesen und übersendet ihn der Geschäftsstelle der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters (§ 2 Absatz 1) so 
rechtzeitig, dass er dort spätestens am Wahltag bis 
14.00 Uhr eingehen kann. Der Wahlbrief darf nach 
Eingang bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter 
nicht mehr zurückgegeben werden. Die Wählerin 
oder der Wähler ist nicht verpflichtet, den Wahlbrief 
freizumachen. 

§ 22 
Behandlung der Wahlbriefe

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter sammelt die 
Wahlbriefe ungeöffnet und hält sie unter Verschluss. 
Sie oder er vermerkt auf jedem am Wahltag nach 
14.00 Uhr eingegangenen Wahlbrief Datum und Uhr-
zeit des Eingangs. Die Wahlbriefe mit Ausnahme der 
verspätet eingegangenen Wahlbriefe werden nach 
Ablauf der Wahlzeit dem Wahlvorstand zur Ermittlung 
und Feststellung des Wahlergebnisses vorgelegt.

Abschnitt 5 
Wahlergebnis

§ 23 
Ermittlung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand stellt unmittelbar nach Ablauf 
der Wahlzeit die Wahlergebnisse im Wahlbezirk ge-
trennt nach den Gruppen fest.

(2) Der Wahlvorstand öffnet die Wahlbriefe nach-
einander. Werden gegen den Wahlbrief keine Be-
denken erhoben (§ 24 Absatz 2), prüft der Wahl-
vorstand aufgrund des Wahlscheins das Wahlrecht 
der Wählerin oder des Wählers und vermerkt die 
Stimmabgabe neben dem Namen in der Wählerliste. 
Ein Mitglied des Wahlvorstandes legt anschließend 
den Wahlumschlag ungeöffnet in die verschlossene 
Wahlurne. Nachdem sämtliche Wahlumschläge in ihr 
gesammelt sind, wird die Wahlurne geöffnet. Die 
Wahlumschläge werden vermengt und ihnen danach 
die Stimmzettel entnommen. 

(3) Die Stimmen werden gezählt. Gibt ein Stimmzettel 
Anlass zu Bedenken, entscheidet der Wahlvorstand 
über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
vermerkt dieses auf der Rückseite des Stimmzettels.

Anl.
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(4) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter kann zur 
Unterstützung des Wahlvorstandes Hilfspersonen 
bestellen, die kein Stimmrecht haben. Sie sind von 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu verpflichten.

§ 24 
Ungültige Stimmen

(1) Stimmen sind ungültig, wenn der Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen 
Wahlbezirk gültig ist,

2. keine Kennzeichnung enthält,

3. den Willen der Wählerin oder des Wählers nicht 
zweifelsfrei erkennen lässt,

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder

5. mehr Kennzeichnungen enthält, als Bewerberin-
nen und Bewerber zu wählen sind.

(2) Der Wahlbrief ist zurückzuweisen, wenn

1. er nicht rechtzeitig eingegangen ist,

2. der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen gülti-
gen Wahlschein enthält,

3. der Wahlbriefumschlag keinen Wahlumschlag enthält,

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlum-
schlag verschlossen ist,

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge 
aber nicht die gleiche Anzahl gültiger Wahlscheine 
enthält,

6. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,

7. die Erklärung auf dem Wahlschein nicht unter-
schrieben ist oder

8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offen-
sichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährden-
den Weise von den übrigen abweicht oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

Die Einsenderinnen oder Einsender zurückgewiesener 
Wahlbriefe werden nicht als Wählerinnen oder Wäh-
ler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(3) Ein leer abgegebener Wahlumschlag sowie ein 
ungekennzeichneter Stimmzettel gelten jeweils als 
eine ungültige Stimme.

§ 25 
Niederschrift

Über die Feststellung des Wahlergebnisses wird eine 
Niederschrift nach dem Muster der Anlage 5 gefertigt.

§ 26 
Sitzverteilung

(1) Von den im Wahlbezirk zu verteilenden Sitzen 
werden den Wahlvorschlägen so viele Sitze zuge-
teilt, wie ihnen im Verhältnis der auf sie entfal-
lenden Stimmenzahl im Höchstzahlverfahren nach 
d‘Hondt zustehen. Über die Zuteilung des letzten 
Sitzes entscheidet bei gleicher Höchstzahl das von 

der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter in der Sitzung 
des Wahlvorstands zu ziehende Los.

(2) Die auf einen Wahlvorschlag entfallenden Sitze 
werden den einzelnen Bewerberinnen und Bewerbern 
dieses Wahlvorschlages in der Reihenfolge der auf sie 
entfallenden Stimmen zugeteilt. Über die Zuteilung 
des letzten Sitzes entscheidet bei Stimmengleichheit 
das Los. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 27 
Bekanntgabe

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt das Wahl-
ergebnis in den einzelnen Wahlbezirken im Anschluss 
an die Feststellung unter Angabe der Anzahl der für 
die einzelnen Bewerberinnen oder Bewerber abgege-
benen gültigen Stimmen und die Namen der gewähl-
ten Bewerberinnen oder Bewerber und ihrer Ersatzbe-
werberinnen oder Ersatzbewerber mündlich bekannt.

(2) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt die Wahl-
niederschrift dem Vorstand der Landwirtschaftskam-
mer zur Kenntnis.

(3) Das Wahlergebnis ist von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten im Amtsblatt für Schleswig-Hol-
stein/Amtlicher Anzeiger und im Bauernblatt für 
Schleswig-Holstein und Hamburg bekannt zu geben.

§ 28 
Benachrichtigung der Gewählten

(1) Die Landwirtschaftskammer benachrichtigt die 
Gewählten von der Wahl schriftlich mit Postzustel-
lungsurkunde und fordert sie auf, innerhalb einer 
Woche zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Geht 
innerhalb dieser Frist keine Erklärung ein, gilt die 
Wahl als angenommen.

(2) Eine Annahme der Wahl unter Vorbehalt gilt als 
Ablehnung. Die Annahme- oder Ablehnungserklärung 
kann nicht widerrufen werden.

§ 29 
Ablehnung des Mandats

Lehnen Gewählte die Wahl ab oder verlieren sie ihre 
Mitgliedschaft in der Hauptversammlung, treten die Er-
satzbewerberinnen oder Ersatzbewerber an ihre Stelle.

Abschnitt 6 
Wahlprüfung

§ 30 
Einspruch

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jede oder jeder 
Wahlberechtigte binnen einer Frist von zwei Wochen 
nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses (§ 27 
Abs. 3) Einspruch erheben. Ein Einspruch einer Be-
triebsinhaberin oder eines Betriebsinhabers oder einer 
oder eines mitarbeitenden Familienangehörigen kann 
sich nur gegen die Wahl von Betriebsinhaberinnen und 
Betriebsinhabern einschließlich mitarbeitender Famili-
enangehöriger und der Einspruch einer Arbeitnehmerin 
oder eines Arbeitnehmers nur gegen die Wahl von 

Anl.
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern richten. Der 
Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu erheben.

§ 31 
Gültigkeit der Wahl

(1) Die Wahlprüfung obliegt dem Vorstand der Land-
wirtschaftskammer. Er entscheidet über die die Gül-
tigkeit der Wahl sowie über die Einsprüche. 

(2) Wird ein Einspruch zurückgewiesen, steht der 
Person, die den Einspruch erhoben hat, innerhalb von 
zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung über 
die Zurückweisung des Einspruchs die Beschwerde 
beim Ministerium zu. 

(3) Wird die Wahl von Mitgliedern der Hauptver-
sammlung für ungültig erklärt, steht diesen binnen 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses 
Beschwerde beim Ministerium zu. Der Beschluss ist 
schriftlich mit Postzustellungsurkunde (§ 148 LVwG) 
oder anderer Zustellungsarten entsprechend §§ 149 
bis 155 LVwG zuzustellen. 

§ 32 
Wiederholungswahl

Wird die Wahl in einem Wahlbezirk für ungültig er-
klärt, ordnet das Ministerium auf Antrag der Land-
wirtschaftskammer die Wiederholung der Wahl in 
dem Umfang an, wie es zur Behebung des Wahl-
fehlers erforderlich ist. Die Wiederholungswahl ist 
innerhalb von sechs Wochen nach der Erklärung über 
die Ungültigkeit der Wahl nach den für die Hauptwahl 
geltenden Vorschriften durchzuführen. Bis zur Neu-
feststellung des Wahlergebnisses ruhen die Mandate 
der betroffenen Wählergruppen.

Abschnitt 7 
Kosten der Wahl

§ 33 
Kostenerstattung

(1) Die Landwirtschaftskammer hat zum Ausgleich der 
Kosten, die den amtsfreien Gemeinden und Ämtern 
durch ihre Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durch-
führung der Wahl entstehen, 0,75 Euro für jede in der 
Wählerliste eingetragene wahlberechtigte Person des 
Gemeindegebietes zu erstatten. Für die Übersendung 
der Wahlunterlagen durch die Gemeindewahlbehörden 
(§ 20) erhalten die amtsfreien Gemeinden und Ämter 
jeweils einen Erstattungsbetrag von 1,- Euro.

(2) Findet in einem Wahlbezirk eine Wahl nur für 
eine Gruppe statt, beschränkt sich die Kostenerstat-
tung auf die Wahlberechtigten dieser Gruppe. Fin-
det in einem Wahlbezirk keine Wahl statt, weil nur 
ein Wahlvorschlag für jede Gruppe zugelassen wird 
(§ 10), entfällt die Kostenerstattung nach Absatz 1.

(3) Wenn in einem Wahlbezirk Wählerlisten aufge-
stellt wurden, aber keine Wahl stattfindet, hat die 
Landwirtschaftskammer den amtsfreien Gemeinden 

und Ämtern dieses Wahlbezirkes den vollen Betrag 
nach Absatz 1 zu erstatten.

(4) Die Pflicht der Landwirtschaftskammer, die säch-
lichen Kosten der Wahl zu tragen, wird durch die 
Regelung nicht berührt.

(5) Die Landwirtschaftskammer trägt die durch die 
Ernennung der Wahlleiterin oder des Wahleiters 
(§ 2 Absatz 1) entstandenen Kosten.

Teil 2 
Wahl der von der Hauptversammlung zu 

wählenden Mitglieder der Hauptversammlung

§ 34 
Wahlvorschläge

(1) Die Präsidentin oder der Präsident fordert die in 
§ 5 Absatz 3 des Gesetzes genannten Berufsver-
bände, die einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Berufsangehörigen vertreten, und die Gewerkschaft 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf und setzt 
dafür eine angemessene Frist.

(2) Die Wahlvorschläge sind bei der Präsidentin oder 
dem Präsidenten einzureichen. Die Wahlvorschläge 
der Berufsverbände müssen die Namen von so vielen 
Bewerberinnen und Bewerbern enthalten, wie nach 
§ 5 Absatz 3 des Gesetzes in diesem Berufszweig als 
Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließ-
lich der mitarbeitenden Familienangehörigen gewählt 
werden sollen. Die Wahlvorschläge der Gewerkschaft 
müssen die Namen von so vielen Bewerberinnen und 
Bewerbern enthalten, wie in dem betreffenden Be-
rufszweig als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
gewählt werden sollen. Für jede Bewerberin oder 
jeden Bewerber ist eine Ersatzbewerberin oder ein 
Ersatzbewerber anzugeben.

(3) Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustim-
mungserklärung der Bewerberin oder des Bewerbers 
zur Aufnahme in den Wahlvorschlag mit der Versiche-
rung über ihre oder seine Wählbarkeit (§ 5 Nummer 1) 
beizufügen.

§ 35 
Zulassung der Wahlvorschläge

(1) Der Vorstand der Landwirtschaftskammer ent-
scheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge.

(2) Weist ein eingereichter Wahlvorschlag Mängel 
auf, hat der Vorstand der Landwirtschaftskammer 
den betreffenden Berufsverband oder die Gewerk-
schaft aufzufordern, diese Mängel zu beseitigen. 
Kommt der Berufsverband oder die Gewerkschaft 
dieser Aufforderung binnen sieben Tagen nach deren 
Eingang nicht nach, legt der Vorstand der Landwirt-
schaftskammer den beanstandeten Wahlvorschlag 
dem Ministerium zur Entscheidung vor.

(3) Die Wahlvorschläge für die Wahl der Mitglieder 
und Ersatzmitglieder müssen insgesamt jeweils sechs 
Frauen enthalten. Enthalten die eingereichten Wahlvor-
schläge nicht die vorgeschriebene Anzahl von Frauen, 
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fordert die Präsidentin oder der Präsident die Berufsver-
bände auf, neue Wahlvorschläge einzureichen.

§ 36 
Gruppen mit einem Wahlvorschlag

Wird für einen Berufszweig nur ein Wahlvorschlag der 
Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließ-
lich der mitarbeitenden Familienangehörigen oder der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zugelassen, 
gelten die darin vorgeschlagenen Bewerberinnen 
oder Bewerber als Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer als 
gewählt. Der Vorstand der Landwirtschaftskammer 
stellt dieses Ergebnis in einer Niederschrift fest und 
gibt es der Hauptversammlung bekannt.

§ 37 
Vorbereitung der Wahl

(1) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, deren Herstel-
lung dem Vorstand der Landwirtschaftskammer obliegt.

(2) Für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und 
Betriebsinhaber einschließlich der mitarbeitenden 
Familienangehörigen und für die Gruppe der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind getrennte 
Stimmzettel herzustellen. Es können jedoch alle 
Wahlvorschläge für die einzelnen Berufszweige auf 
einem Stimmzettel enthalten sein, wenn die einzel-
nen Berufszweige deutlich bezeichnet und vonein-
ander getrennt sind. Für jede Bewerberin oder jeden 
Bewerber sind die vorgeschlagenen Ersatzbewerbe-
rinnen oder Ersatzbewerber anzugeben.

§ 38 
Wahlhandlung

Die von den Betriebsinhaberinnen und Betriebsinha-
bern einschließlich der mitarbeitenden Familienange-
hörigen gewählten Mitglieder der Hauptversammlung 
wählen die Vertreterinnen oder Vertreter der Betriebs-
inhaberinnen und der Betriebsinhaber in den einzelnen 
Berufszweigen. Die von den Arbeitnehmerinnen oder 
Arbeitnehmern gewählten Mitglieder der Hauptver-
sammlung wählen die Vertreterinnen oder Vertreter 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den ein-
zelnen Berufszweigen. Die Vertreterin oder der Ver-
treter der Kleingärtnerinnen und Kleingärtner wird ge-
meinsam von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Hauptversammlung beider Gruppen gewählt.

§ 39 
Anzahl der Stimmen

Jede oder jeder Wahlberechtigte darf nur einen 
Stimmzettel benutzen und auf diesem nur so viele 
Bewerberinnen oder Bewerber ankreuzen, wie in ihrer 
oder seiner Gruppe für jeden Berufszweig zu wählen 
sind. Die oder der Wahlberechtigte kann jeder Bewer-
berin oder jedem Bewerber nur eine Stimme geben.

§ 40 
Wahlausschuss

Es wird ein Wahlausschuss gebildet. Dieser besteht 
aus der Präsidentin oder dem Präsidenten und den 
beiden Personen, die von der Hauptversammlung als 
Schriftführerinnen oder Schriftführer gewählt sind. 
Eine Schriftführerin oder ein Schriftführer muss der 
Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an-
gehören. Die Präsidentin oder der Präsident leitet die 
Wahlhandlung. § 23 Absatz 3 sowie §§ 24 und 25 
gelten entsprechend.

§ 41 
Gewählte

(1) Gewählt sind die Bewerberinnen und Bewerber, 
die die meisten Stimmen erhalten haben. Mit den 
Bewerberinnen und Bewerbern sind auch die für sie 
vorgeschlagenen Ersatzbewerberinnen und Ersatz-
bewerber gewählt.

(2) Erhalten innerhalb eines Berufszweiges mehrere 
Bewerberinnen oder Bewerber derselben Wahlgruppe 
die gleiche Stimmenzahl, entscheidet das Los. Dieses 
ist von der Präsidentin oder dem Präsidenten nach 
Feststellung des Wahlergebnisses zu ziehen.

§ 42 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1) Die Präsidentin oder der Präsident gibt das Wahl-
ergebnis sofort nach der Feststellung unter Angabe 
der Namen der Gewählten und der Anzahl der für 
jede Bewerberin und jeden Bewerber abgegebenen 
gültigen Stimmen bekannt.

(2) § 27 Absatz 3 sowie die §§ 28 und 29 gelten 
entsprechend.

§ 43 
Einspruch

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jede oder jeder 
Wahlberechtigte sowie jeder zur Einreichung eines 
Wahlvorschlages berechtigte Berufsverband oder die 
Gewerkschaft Einspruch einlegen; im Übrigen findet 
§ 30 Anwendung.

Teil 3 
Schlussbestimmungen

§ 44 
Anlagen

Die Anlagen 1-5 sind Bestandteil dieser Verordnung.

§ 45 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2025 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 17. August 2020
J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t

Minister  
für Energie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung
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Anlage 1 

(zu § 5 Nummer 1) 

Erklärung 
der Bewerberin / des Bewerbers 

 
 
Ich stimme meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber im Wahlvorschlag der / des 
 
___________________________________ für die Gruppe der _______________________ 
          (Bezeichnung des Wahlvorschlagsberechtigten)               (Bezeichnung der Gruppe) 
 

zur Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein  
 
am ___________________  im Wahlbezirk _____________________________________ zu. 
                                  (Name) 
 
Ich habe für keinen anderen Wahlbezirk meine Zustimmung zur Benennung als Bewerbe-
rin/Bewerber gegeben.  
 
Ich versichere gegenüber der Wahlleiterin/dem Wahlleiter, dass ich die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit nach § 7 des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein er-
fülle.  
 
 ________________________________  __________________________________ 
(Ort, Datum)             (persönliche und handschriftliche Unterschrift) 
 
       __________________________________ 
               (Name und Vorname  in Druckbuchstaben) 
 
       __________________________________ 
                     (Straße und Hausnummer)  
 
       __________________________________ 
                     ( Postleitzahl und Wohnort) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 1
(zu § 5 Nummer 1)
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Anlage 2: 

(zu § 14 Absatz 1) 

 

Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer 
Schleswig-Holstein 

 

Aufforderung der Wahlberechtigten zur Eintragung in die Wählerliste 

- für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der  
mitarbeitenden Familienangehörigen*)  

 
- für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer*)  

Die Gemeindewahlbehörde .........................................................................................., 

Wahlbezirk ................................ legt eine Wählerliste für die Wahl der Hauptver-
sammlung der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein an, die am ……….............. 
stattfindet.  

Wählen kann nur, wer in die Wählerliste eingetragen ist. Die Eintragung erfolgt auf 
Antrag der/des Wahlberechtigten. Der Antrag muss den Namen, Vornamen, Geburts-
datum, Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung, Beruf und Art der 
Wahlberechtigung und bei juristischen Personen die gesetzliche Vertreterin oder den 
gesetzlichen Vertreter oder die Bevollmächtigte oder den Bevollmächtigten enthalten. 

Die Wahlberechtigten, die im Gebiet der Gemeinde ihre Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen ihre Hauptwohnung haben, werden aufgefordert, spätestens bis zum 
........................... (31. Tag vor dem Wahltag) ihre Eintragung in die Wählerliste zu be-
antragen. Die Wahlberechtigten haben jeweils einen eigenen Antrag zu stellen, in 
dem sie die Richtigkeit ihrer Angaben versichern müssen und auf Verlangen der Ge-
meindewahlbehörde die hierfür notwendigen Unterlagen vorzulegen haben. Antrags-
formulare sind bei der Gemeindewahlbehörde ……………........... vorhanden und kön-
nen dort abgeholt oder angefordert werden.  

Ein Antrag, der verspätet eingeht oder unvollständig ist und nicht bis zum Ende der 
Antragsfrist ergänzt wurde, kann nur berücksichtigt werden, wenn die den Antrag stel-
lende Person nachweist, dass sie die Antragsfrist unverschuldet versäumt hat oder 
dass ihr Wahlrecht erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist. 

Die Wahlberechtigung ist in § 6 des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer 
Schleswig-Holstein geregelt. Der Wortlaut des Gesetzes kann bei der Gemeinde-
wahlbehörde eingesehen werden. 

 

*) Nichtzutreffendes streichen 

Anlage 2
(zu § 14 Absatz 1)
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Anlage 3 

(zu § 18 Absatz 1) 

Gemeindewahlbehörde ............................................ 

Wahlbezirk     ............................................ 

 

Abschluss der Wählerliste 

- Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der mitarbeitenden 
Familienangehörigen*)  

 
- Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer*)  

für die Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein am 
...................... 

Diese Wählerliste hat nach öffentlicher Bekanntmachung vom ……………....……….  in der 
Zeit vom ......................... bis ............................ bei der Gemeindewahlbehörde zur Einsicht-
nahme ausgelegen. 

Die Wählerliste umfasst ………………… Blätter. 

In die Wählerliste sind eingetragen …….….. (in Worten …………………….) Personen. 

 

     ……............................., den .............................................. 

 

(Dienstsiegel)    ........................................................................................... 

(Gemeindewahlbehörde, Unterschrift) 
 

*) Nichtzutreffendes streichen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 3
(zu § 18 Absatz 1)
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Anlage 4 
(zu § 19 Absatz 1 Nummer 2)        - Im Wahlbriefumschlag zurücksenden! 
 

Wahlschein 
für die Wahl der Hauptversammlung 

der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

am _______________________. 

Wahlbezirk  .............................................................................. 

Wählerliste der Gemeinde .......................................................   Nr. …………………………..….
  

Frau/Herr   

Name    .............................................................. 

Vorname   .............................................................. 

Anschrift   .............................................................. 

Geburtsdatum  .............................................................. 

ist 
- in der Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der 
  mitarbeitenden Familienangehörigen*) 

  
- in der Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer*)  

 

zur Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein wahlbe-
rechtigt. 

(Dienstsiegel)                …..........................., den ....................................................................... 

      ………………………………………………………… 

     (Gemeindewahlbehörde, Unterschrift) 

__________________________________________________________________________ 

Achtung: von der/dem Wahlberechtigten persönlich zu unterzeichnen! 

Versicherung 

Ich versichere gegenüber der Wahlleiterin/dem Wahlleiter, dass ich die oben bezeichnete 
Person bin und den im Wahlumschlag enthaltenen Stimmzettel persönlich gekennzeichnet 
habe.  

………………………, den …………………..…………………...…………. 
 

.....………………………….…………………… 
       (Unterschrift der/des Wahlberechtigten) 

*)Nichtzutreffendes streichen 

Anlage 4
(zu § 19 Absatz 1 Nummer 2)
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Anlage 5 
(zu § 25) 

Niederschrift 
über die Sitzung des Wahlvorstandes  
zur Feststellung des Wahlergebnisses 

 

Wahlbezirk: …………………..……………….… 

Ort: …………………………………………….…. Datum: ……………………. 

 

I. Zur Feststellung des Ergebnisses der Wahl der Hauptversammlung der Landwirtschafts-
kammer Schleswig-Holstein  am ................. im Wahlbezirk .......................... trat heute der 
Wahlvorstand zusammen. 

   Es waren erschienen: 

   ............................................................................als Vorsitzende/Vorsitzender*)  

   ............................................................................als Beisitzerin/Beisitzer*)  

   ...........................................................................als Beisitzerin/Beisitzer*)  

   ...........................................................................als Beisitzerin/Beisitzer*)  

   (Name, Vorname, Anschrift) 

   Ferner waren hinzugezogen: 

   ...........................................................................als Schriftführerin/Schriftführer*)  

   ...........................................................................als Hilfsperson*)  

 

 

 II. Es wurde festgestellt, dass im Wahlbezirk ……………………………………………… 
     - für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der  
       mitarbeitenden Familienangehörigen     …….…….. Wahlbriefe, 
     - für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  …………… Wahlbriefe  
       eingegangen waren.  
 
 
III. Die Wahlbriefe wurden wie folgt behandelt: 
      1.   Die Wahlbriefe wurden geöffnet. Ihnen wurden der Wahlschein und der 
            Wahlumschlag entnommen. Nachdem die Schriftführerin/der Schriftführer den  
            Namen der Wählerin/des Wählers in der Wählerliste gefunden hatte und  
            weder der Wahlschein noch der Wahlumschlag zu beanstanden war, wurde 
            der Wahlumschlag ungeöffnet in die Wahlurne gelegt. Die Schriftführerin/Der  
            Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe in der Wählerliste. Die Wahlscheine  

Anlage 5
(zu § 25)
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            wurden getrennt nach den Gruppen gesammelt. 
 
      2.   Wurden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so beschloss der  
            Wahlausschuss über die Zulassung oder Zurückweisung. 
 
     3.    Zurückgewiesene Wahlbriefe 

a) In der Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich  
    der mitarbeitenden Familienangehörigen wurden durch Beschluss  
    zurückgewiesen, weil 
 
      - der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen war,   

.... Wahlbriefe, 
     - der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen 
       gültigen Wahlschein enthielt,  

 
.... Wahlbriefe, 
 

     - der Wahlbriefumschlag keinen Wahlumschlag  
       enthielt,  
 

 
.... Wahlbriefe, 

     - weder der Wahlbriefumschlag noch der  
       Wahlumschlag verschlossen war,  

 
.... Wahlbriefe,  
 

     - der Wahlbriefumschlag mehrere  
       Wahlumschläge, aber nicht die gleiche Zahl  
       gültiger Wahlscheine enthielt,  
 

 
.... Wahlbriefe, 
 

     - kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden 
       war,  

 
.... Wahlbriefe, 
 

     - die Erklärung auf dem Wahlschein nicht  
        unterschrieben war,  

 
....Wahlbriefe, 
 

      - ein Wahlumschlag benutzt worden war, der  
        offensichtlich in einer das Wahlergebnis                 
        gefährdenden Weise von den übrigen abwich                             
        oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand              
        enthielt,  
                                         

....Wahlbriefe. 

 
 

Insgesamt wurden durch Beschluss  
zurückgewiesen                                                                       .... Wahlbriefe. 

 

b)    In der Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wurden durch  
        Beschluss zurückgewiesen, weil 

       - der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen  
         war,    

 
.... Wahlbriefe, 

       - der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen  
         gültigen Wahlschein enthielt,  

 
..... Wahlbriefe, 

       - der Wahlbriefumschlag keinen Wahlumschlag  
         enthielt,  

 
..... Wahlbriefe, 
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       - weder der Wahlbriefumschlag noch der  
         Wahlumschlag verschlossen war,  

 
..... Wahlbriefe,  

       - der Wahlbriefumschlag mehrere  
         Wahlumschläge, aber nicht die gleiche Zahl  
         gültiger Wahlscheine enthielt,  

 
..... Wahlbriefe, 

       - kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden 
         war,  

 
..... Wahlbriefe, 

       - die Erklärung auf dem Wahlschein nicht   
         unterschrieben war,  

 
.....Wahlbriefe, 

       - ein Wahlumschlag benutzt worden war, der 
         offensichtlich in einer das Wahlergebnis  
         gefährdenden Weise von den übrigen abwich  
         oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand  
         enthielt,  
 

 
..... Wahlbriefe.  

       Insgesamt wurden durch Beschluss  
       zurückgewiesen 

 
..... Wahlbriefe. 

Getrennt nach den Gruppen wurden die zurückgewiesenen Wahlbriefe samt Inhalt ausge-
sondert, mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund versehen, wieder verschlossen, 
fortlaufend nummeriert und dieser Niederschrift in einem versiegelten Paket beigefügt. 

4.      Von den Wahlbriefen, gegen die zunächst Bedenken erhoben worden waren,  
         wurden durch Beschluss zugelassen 
  

- für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und  
  Betriebsinhaber einschließlich der mitarbeitenden 
  Familienangehörigen,  

 
..... Wahlbriefe, 

- für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und 
 Arbeitnehmer,  

 
..... Wahlbriefe. 

Diese Wahlbriefe wurden entsprechend Nummer 1 behandelt. War der Wahlschein Anlass 
der Beschlussfassung, so wurde er dieser Niederschrift beigefügt. 
 
 

5.     Insgesamt wurden zugelassen 
 

- für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und  
  Betriebsinhaber einschließlich der mitarbeitenden 
  Familienangehörigen  

 
 
..... Wahlbriefe, 

- für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und  
  Arbeitnehmer  

 
..... Wahlbriefe. 

IV.    Die Wahlurne wurde geschlossen und geschüttelt, danach geöffnet und die  
        Stimmzettel wurden den Wahlumschlägen entnommen. Wahlumschläge ohne  
        Stimmzettel wurden mit dem Vermerk "leer abgegeben" versehen; sie wurden  
        aufbewahrt. Befanden sich in einem Wahlumschlag mehrere Stimmzettel,  
        wurden sie zusammengeheftet und auf der Rückseite mit dem Vermerk  
        "mehrfach abgegeben" versehen. 
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        Anschließend wurden die Stimmzettel getrennt nach den Gruppen gezählt. 
        Dabei galten mehrfach abgegebene Stimmzettel und leere Wahlumschläge  
        jeweils als ein Stimmzettel. 

        Die Zählung ergab 

- für die Gruppe der  
  Betriebsinhaberinnen und                      
  Betriebsinhaber einschließlich der  
  mitarbeitenden Familienangehörigen,  

 
..... Stimmzettel 

- für die Gruppe der  
  Arbeitnehmerinnen und  
  Arbeitnehmer, 

 
..... Stimmzettel.  

V 

V.      Zählung der Stimmen 

         1.     Von jedem Stimmzettel, der keinen Anlass zu Bedenken gab, wurde  
                 vorgelesen, für welche Bewerberinnen oder welche Bewerber die Stimmen  
                 abgegeben wurden.  
                 Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gaben, wurden ausgesondert. 
 
         2.     Nunmehr entschied der Wahlvorstand über die Gültigkeit der Stimmen,  
                 die auf den ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben wurden. Die  
                 Vorsitzende/Der Vorsitzende gab die Entscheidung mündlich bekannt und  
                 sagte bei gültigen Stimmen an, für welche Bewerberinnen oder welche  
                 Bewerber die Stimmen abgegeben wurden. Bei einem ungültigen  
                 Stimmzettel galten so viele Stimmen als ungültig, wie Stimmen hätten  
                 abgegeben werden dürfen. 
 
         3.     Die Entscheidung über die Gültigkeit der Stimmen wurde jeweils auf der  
                 Rückseite des Stimmzettels vermerkt. Die Stimmzettel, über die der  
                 Wahlvorstand Beschluss gefasst hatte, wurden getrennt nach den  
                 Gruppen laufend nummeriert und sind als Anlagen beigefügt, und zwar 

- für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber einschließlich der 
mitarbeitenden Familienangehörigen 
Nummer ..........bis Nummer .......... 
                                                                        = ............Stimmzettel, 
 

- für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
 Nummer ............bis Nummer .......... 
                                                                         =..............Stimmzettel. 

VI.       Der Wahlvorstand stellte folgendes Wahlergebnis fest: 

1. Wahlergebnis für die Gruppe der Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber 
einschließlich der mitarbeitenden Familienangehörigen: 
a) Wahlbeteiligung und gültige Stimmen: 

 
1. Wahlberechtigte nach den Wählerlisten  .... 
2. Zahl der Wählerinnen und Wähler           .... 
3. Ungültige Stimmen                                   .... 
4. Gültige Stimmen                                       .... 
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b) Verteilung der gültigen Stimmen auf die Bewerberinnen und  
                Bewerber: 
 

 Nr. Bewerberin/Bewerber 
(Name, Vorname) 

Bezeichnung des Wahlvor-
schlages 

Anzahl der 
Stimmen 

1    
2    
3    
4    
5    

 

 
c) Verteilung der gültigen Stimmen auf die Wahlvorschläge: 

 
Nr. Bezeichnung des Wahlvorschlages Anzahl der Stimmen 
1   
2   
3   
4   
5   

 

 
d) Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge: 

     Den Wahlvorschlägen waren im Verhältnis der auf sie  
     entfallenden Stimmenzahl  
      - im Höchstzahlverfahren nach d' Hondt/ 
      - durch Losentscheid nach § 26 Absatz 1 Satz 2 der  
        Wahlordnung  *) 
         Sitze wie folgt zuzuteilen: 

Nr. Bezeichnung des Wahlvorschlages Anzahl der Sitze 
1   
2   
3   
4   
5   

 

Der unter Nummer ........ aufgeführte Sitz wurde durch das von der Vorsitzenden/ dem Vorsit-
zenden gezogene Los zugeteilt. *)  
 

e) Verteilung der Sitze auf die Bewerberinnen und Bewerber  
                innerhalb der einzelnen Wahlvorschläge in der Reihenfolge der  
                auf sie entfallenden Stimmen nach § 26 Absatz 2 der  
                Wahlordnung : 
 

Nr. Bewerberin/Bewerber 
(Name, Vorname) 

Bezeichnung des Wahlvor-
schlages 

Anzahl der 
Stimmen 

1    
2    
3    
4    
5    

 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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Der Wahlvorstand stellte fest, dass die Bewerberinnen/Bewerber Nummer ........... und 
Nummer ............ die gleichen Stimmenzahlen erhalten haben. 

Daraufhin zog die Vorsitzende/der Vorsitzende entsprechend § 26 Absatz 2 Satz 2 der 
Wahlordnung das Los, das auf die Bewerberin/den Bewerber Nummer ............entfiel*). 

Damit gelten im Wahlbezirk folgende Bewerberinnen/Bewerber und Ersatzbewerbe-
rinnen/Ersatzbewerber als gewählt: 

Nr. Bewerberin/Bewerber 

(Name/Vorname) 

Ersatzbewerberin/-bewerber Na-
me/Vorname 

1   
2   
3   
4   
5   

 

 
2. Wahlergebnis für die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer: 

   a) Wahlbeteiligung und gültige Stimmen: 

1. Wahlberechtigte nach den Wählerlisten .... 
2. Zahl der Wählerinnen und Wähler          .... 
3. Ungültige Stimmen                                 .... 
4. Gültige Stimmen                                     .... 

        b) Verteilung der gültigen Stimmen auf die Bewerberinnen und  
             Bewerber: 
 

 
Nr. 

Bewerberin/Bewerber 
(Name, Vorname) 

Bezeichnung des Wahlvor-
schlages 

Anzahl der 
Stimmen 

1    
2    
3    
4    
5    

 

 
c) Verteilung der gültigen Stimmen auf die Wahlvorschläge: 
 

Nr. Bezeichnung des Wahlvorschlages Anzahl der Stimmen 
1   
2   
3   
4   
5   

 

 
d) Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge: 

                Den Wahlvorschlägen waren im Verhältnis der auf sie entfallenden  
                Stimmenzahl  
          - im Höchstzahlverfahren nach d' Hondt/ 
         - durch Losentscheid nach § 26 Absatz 1 Satz 2   
            der Wahlordnung *) …………Sitze wie folgt zuzuteilen: 
 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 

Name/Vorname
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Nr. Bezeichnung des Wahlvorschlages Anzahl der Sitze 
1   
2   
3   
   
   

 

Der unter Nummer ...... aufgeführte Sitz wurde durch das von der Vorsitzenden/ dem 
Vorsitzenden gezogene Los zugeteilt. *) 

e) Verteilung der Sitze auf die Bewerberinnen und Bewerber innerhalb der  
     einzelnen Wahlvorschläge in der Reihenfolge der auf sie entfallenden  
     Stimmen nach § 26 Absatz 2 der Wahlordnung : 
 

Nr. Bewerberin/Bewerber 
(Name, Vorname) 

Bezeichnung des Wahlvor-
schlages 

Anzahl der 
Stimmen 

1    
2    
3    
4    
5    

 

 
Der Wahlvorstand stellte fest, dass die Bewerberinnen/Bewerber*) Nummer ...... und 
Nummer ....... die gleichen Stimmenzahlen erhalten haben. 
 

Daraufhin zog die Vorsitzende/der Vorsitzende entsprechend § 26 Absatz 2 Satz 2 der 
Wahlordnung das Los, das auf die Bewerberin/den Bewerber Nummer ....... entfiel. *)  
 

Damit gelten im Wahlbezirk folgende Bewerberinnen/Bewerber und Ersatzbewerbe-
rinnen/Ersatzbewerber als gewählt: 
 

Nr. Bewerberin/Bewerber 
(Name/Vorname) 

Ersatzbewerberin/-bewerber 
(Name/Vorname) 

1   
2   
3   
4   
5   

 

 
 
 
 
 
 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 

V
I
I
. 
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VII.  Die Vorsitzende/Der Vorsitzende gab das Wahlergebnis in den einzelnen  
           Wahlbezirken im Anschluss an die Feststellung mit den in Abschnitt VI dieser  
           Niederschrift enthaltenen Angaben mündlich bekannt. 

VIII. Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren öffentlich. 
 
IX. Vorstehende Niederschrift wurde von der Schriftführerin/dem Schriftführer  
 vorgelesen, von allen anwesenden Mitgliedern des Wahlvorstandes  
           genehmigt und von ihnen wie folgt unterschrieben: 

 
 

……………………………………………….. 
Die Wahlleiterin/ Der Wahlleiter  

  

 

 ……………………………………………….. 
Die Beisitzerinnen/Beisitzer 

 

 

……………………………………………….. 
Die Schriftführerin/Der Schriftführer   
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages über datenschutzrechtliche Anpassungen 

am „Dataport-Staatsvertrag“ zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen, 

dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt
Vom 20. August 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-20-1

Aufgrund des § 1 Absatz 3 Gesetzes über die Zu-
stimmung zum Staatsvertrag über datenschutzrecht-
liche Anpassungen am „Dataport-Staatsvertrag“ 
zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien 
und Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-
Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen, dem 

Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt 
vom 30. März 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 170) wird 
bekannt gemacht, dass der Staatsvertrag gemäß 
seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 am 24. Juli 2020 
in Kraft getreten ist.

Kiel, 20. August 2020
J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t

Minister 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

Landesverordnung  
über die Unterhaltsbeihilfe an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 

Vom 24. August 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-40

Aufgrund des § 4 Absatz 3 Satz 3 des Landesbeam-
tengesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 93, ber. S. 261), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 896), Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 30), verordnet das Ministerium für Justiz, 
Europa und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium: 

§ 1

(1) Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 
erhalten eine monatliche Unterhaltsbeihilfe. Die Un-
terhaltsbeihilfe besteht aus einem Grundbetrag und 
einem kindbezogenen Zuschlag. Die Unterhaltsbei-
hilfe wird am letzten Tag eines jeden Monats für den 
laufenden Monat gezahlt. 

(2) Der Grundbetrag beläuft sich auf 1.394,79 €. 
§ 24 Absatz 1 des Tarifvertrages für den öffentlichen 
Dienst der Länder gilt entsprechend. Der Grundbe-
trag wird um denselben Prozentsatz oder Betrag und 
zu demselben Zeitpunkt entsprechend den im Land 
Schleswig-Holstein für Rechtsverhältnisse der in 
einem Ausbildungsverhältnis zum Land stehenden 
Personen geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen 
erhöht. Bemessungsgrundlage für jede Erhöhung ist 
der Betrag, der sich aus dem Grundbetrag einschließ-
lich der bis dahin gewährten Erhöhungen ergibt. 

(3) Den kindbezogenen Zuschlag erhalten Rechtsre-
ferendarinnen und Rechtsreferendare, denen Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach 
dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 
Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkom-

mensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bun-
deskindergeldgesetzes zustehen würde. Die Höhe 
des kindbezogenen Anteils an der Unterhaltsbeihilfe 
richtet sich nach dem, den Richterinnen und Richtern 
der Besoldungsstufe R 1 nach § 44 Absatz 3 des 
Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein zustehen-
den, Unterschiedsbetrag. 

(4) Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren 
ist entsprechend den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter 
Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterblie-
benenversorgung gewährleistet. 

(5) Weitergehende Leistungen wie eine jährliche 
Sonderzuwendung, Urlaubsgeld oder vermögens-
wirksame Leistungen werden nicht gewährt. 

§ 2

(1) Der Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe entsteht mit 
dem Tag der Begründung des öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnisses, frühestens jedoch vom 
Tage des Dienstantritts an. 

(2) Die Unterhaltsbeihilfe entfällt spätestens mit 
Ablauf des Tages, an dem das öffentlich-rechtliche 
Ausbildungsverhältnis endet; das Entgeltfortzah-
lungsgesetz vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
22. November 2019 (BGBl. I S. 1746), findet ent-
sprechend Anwendung. 

(3) Besteht der Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe nicht 
für einen vollen Kalendermonat, wird nur der Teil der 
Unterhaltsbeihilfe gezahlt, der auf den Anspruchs-
zeitraum entfällt. 
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Landesverordnung  
zur Neuregelung der auf § 8 Absatz 3 Bundesfernstraßengesetz beruhenden Verordnung

Vom 24. August 2020
Aufgrund des § 8 Absatz 3 Satz 4 und Satz 6 des 
Bundesfernstraßengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
3. März 2020 (BGBl. I S. 433) verordnet die Lan-
desregierung:

Artikel 1 
Aufhebung der Landesverordnung zur Übertragung 
der Zuständigkeit zum Erlaß einer Verordnung nach 
§ 8 Abs. 3 Satz 3 des Bundesfernstraßengesetzes*)

Die Landesverordnung zur Übertragung der Zustän-
digkeit zum Erlaß einer Verordnung nach § 8 Abs. 3 
Satz 3 des Bundesfernstraßengesetzes vom 18. De-
zember 1975 (GVOBl. Schl.-H. 1976 S. 10), zuletzt 
geändert durch Landesverordnung vom 24. Oktober 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 652), Ressortbezeichnun-
gen zuletzt ersetzt durch Artikel 20 der Landesver-
ordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
wird aufgehoben.

Artikel 2 
Landesverordnung  

zur Übertragung der Verordnungsermächtigung 
nach § 8 Absatz 3 Satz 4 des 
Bundesfernstraßengesetzes

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 911-1-3

Die Ermächtigung zum Erlass, zur Änderung und zur 
Aufhebung einer Gebührenordnung für Sondernut-
zungen gemäß § 8 Absatz 3 Satz 4 des Bundesfern-
straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. März 2020 
(BGBl. I S. 433), wird auf das für Verkehr zuständige 
Ministerium übertragen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 24. August 2020

 D a n i e l  G ü n t  h e r D r.  B e r n d  B u c h h o l z
 Ministerpräsident  Minister 
  für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie
  und Tourismus

*) Aufhebung LVO vom 18. Dezember 1975, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 911-1-2

§ 3

Erhält die Referendarin oder der Referendar ein Ent-
gelt für eine Nebentätigkeit, wird das Entgelt auf die 
Unterhaltsbeihilfe nach § 1 Absatz 1 angerechnet, 
soweit es 150 % dieser Unterhaltsbeihilfe über-
schreitet. 

§ 4

Bleibt die Referendarin oder der Referendar ohne 
Genehmigung schuldhaft dem Dienst fern, verliert 
sie oder er für die Zeit des Fernbleibens die Unter-
haltsbeihilfe. Die oder der Dienstvorgesetzte stellt 
den Verlust der Unterhaltsbeihilfe fest und teilt dies 
der Referendarin oder dem Referendar mit. 

§ 5

Die Rückforderung zu viel gezahlter Unterhaltsbei-
hilfe regelt sich nach den Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung. Der Kenntnis des 
Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht 
es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, 
dass die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte 
erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus 
Billigkeitsgründen ganz oder teilweise abgesehen 
werden. 

§ 6

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2021 in 
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2025 außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 24. August 2020

C l a u s  C h r i s t i a n  C l a u s s e n
Minister 

für Justiz, Europa und Verbraucherschutz
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Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 28. August 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/
Erlasse/200828_Corona-Bekaempfungsverordnung_QuarantaeneVO.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Änderung der Corona-Bekämpfungsverordnung und der Landesverordnung 

zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 
des Landes Schleswig-Holstein

Vom 28. August 2020
Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie aufgrund der §§ 28, 
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und § 31 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), verordnet die Lan-
desregierung:

Artikel 1 
Änderung der Corona-Bekämpfungsverordnung1)

§ 22 der Corona-Bekämpfungsverordnung vom 26. Juni 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 382), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. August 2020 (ersatzverkündet am 
22. August 2020 auf der Internetseite https://www. 
schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/ 
Erlasse/200822_Corona-Bekaempfungsverordnung.
html) wird wie folgt geändert:

Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Sie tritt mit Ablauf des 1. September 2020 außer 
Kraft.“

Artikel 2 
Änderung der Landesverordnung 

zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und 
Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 

des Landes Schleswig-Holstein2)

§ 5 der Landesverordnung zu Quarantänemaßnah-
men für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des 
Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein vom 
7. August 2020 (ersatzverkündet am 7. August 
2020 auf der Internetseite https://www.schleswig-
holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/
Downloads/200807_Quarantaene_Verordnung.html) 
wird wie folgt geändert:

Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Sie tritt mit Ablauf des 1. September 2020 außer 
Kraft.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 28. August 2020
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k D r.  H e i n e r  G a r g
 Ministerin Minister
 für Inneres, ländliche Räume, Integration  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
 und Gleichstellung  Familie und Senioren

1) Ändert LVO vom 26. Juni 2020, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-20 
2) Ändert LVO vom 7. August 2020, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-21
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Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 1. September 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/
Landesverordnung_Corona.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2  

(Corona-Bekämpfungsverordnung – Corona-BekämpfVO)
Vom 1. September 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-22

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1385), verordnet die Landesregie-
rung: 

§ 1 
Grundsätze

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pan-
demie des Coronavirus-SARS-CoV-2 (Coronavirus) im 
Rahmen des Gesundheitsschutzes der Bürgerinnen 
und Bürger. Zu diesem Zweck sollen Infektionsgefah-
ren wirksam und zielgerichtet reduziert, Infektions-
wege nachvollziehbar gemacht und die Aufrechter-
haltung von medizinischen Kapazitäten zur Behand-
lung der an COVID-19 erkrankten Patientinnen und 
Patienten gewährleistet werden.

(2) Zur Verfolgung der Ziele nach Absatz 1 werden 
in dieser Verordnung besondere Ge- und Verbote 
aufgestellt, die in Art und Umfang in besonderem 
Maße freiheitsbeschränkend wirken. Umzusetzen 
sind diese Ge- und Verbote vorrangig in Eigenver-
antwortung der Bürgerinnen und Bürger und nach-
rangig durch hoheitliches Handeln der zuständigen 
Behörden, sofern und soweit es zum Schutz der 
Allgemeinheit geboten ist.

§ 2 
Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; 

Kontaktbeschränkungen

(1) Im privaten und öffentlichen Raum ist zu anderen 
Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzu-
halten (Abstandsgebot). Dies gilt nicht, 

1. wenn die Einhaltung des Mindestabstands nach 
Satz 1 aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den nicht möglich ist;

2. wenn die Übertragung von Viren durch ähnlich 
geeignete physische Barrieren verringert wird; 

3. bei Zusammenkünften zu einem gemeinsamen 
privaten Zweck mit bis zu 10 Personen, 

4. für Angehörige des eigenen Haushalts und bei 
Zusammenkünften zu einem gemeinsamen priva-

ten Zweck mit den Angehörigen eines weiteren 
Haushalts.

(2) Kontakte zu anderen Personen als den Angehö-
rigen des eigenen Haushalts sind nach Möglichkeit 
auf ein Minimum zu beschränken.

(3) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise 
der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet 
werden.

(4) Ansammlungen im öffentlichen Raum und Zu-
sammenkünfte zu privaten Zwecken mit mehr als 
10 Personen sind unzulässig (Kontaktverbot), soweit 
in dieser Verordnung keine Ausnahmen vorgesehen 
sind. Dies gilt nicht für im selben Haushalt lebende 
Personen und Personen, die einem weiteren gemein-
samen Haushalt angehören. 

(5) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen ei-
ner Mund-Nasen-Bedeckung vorgeschrieben ist, 
sind Mund und Nase so zu bedecken, dass eine 
Ausbreitung von Tröpfchen durch Husten, Niesen 
oder Sprechen vermindert wird; eine Bedeckung mit 
Hand oder Arm oder die Verwendung einer Maske 
mit Ausatemventil reicht nicht aus. Satz 1 gilt nicht 
für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr 
und Personen, die aufgrund einer körperlichen, geisti-
gen oder psychischen Beeinträchtigung keine Mund-
Nasen-Bedeckung tragen können und dies glaubhaft 
machen können. 

§ 3 
Allgemeine Anforderungen für Einrichtungen 

mit Publikumsverkehr, bei Veranstaltungen und 
Versammlungen

(1) Beim Betrieb von Einrichtungen mit Publikumsver-
kehr, insbesondere den in §§ 7 bis 10 und 12 bis 17 
sowie § 18 Absatz 2 genannten Einrichtungen, so-
wie bei der Durchführung von Veranstaltungen nach 
§ 5 und Versammlungen nach § 6 gelten die nach-
folgenden Anforderungen. Arbeitsschutzrechtliche 
Vorgaben bleiben unberührt.

(2) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise 
der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet 
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werden. Die Betreiber, Veranstalter oder Versamm-
lungsleiter haben die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um die Einhaltung folgender Hygienestan-
dards zu gewährleisten:

1. Besucherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer halten in der Einrichtung oder 
Veranstaltung und beim Warten vor dem Eingang 
das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 ein;

2. Besucherinnen und Besucher sowie Beschäftigte, 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer halten die allge-
meinen Regeln zur Husten- und Niesetikette ein;

3. in geschlossenen Räumen bestehen für Besu-
cherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer Möglichkeiten zum Waschen oder 
Desinfizieren der Hände;

4. Oberflächen, die häufig von Besucherinnen und 
Besuchern, Teilnehmerinnen und Teilnehmer be-
rührt werden, sowie Sanitäranlagen werden re-
gelmäßig gereinigt;

5. Innenräume werden regelmäßig gelüftet.

(3) An allen Eingängen ist durch deutlich sichtbare 
Aushänge in verständlicher Form hinzuweisen

1. auf die Hygienestandards nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 bis 5 und weitere nach dieser Verord-
nung im Einzelfall anwendbaren Hygienestandards; 

2. darauf, dass Zuwiderhandlungen zum Verweis 
aus der Einrichtung oder Veranstaltung führen 
können;

3. auf sich aus dieser Verordnung für die Einrich-
tung oder Veranstaltung ergebende Zugangsbe-
schränkungen, gegebenenfalls unter Angabe der 
Höchstzahl für gleichzeitig anwesende Personen.

Die Umsetzung der Hygienestandards nach Nummer 1 
ist jeweils kenntlich zu machen.

(4) Bei der Bereitstellung von Toiletten ist zu gewähr-
leisten, dass enge Begegnungen vermieden werden 
und leicht erreichbare Möglichkeiten zur Durchfüh-
rung der Händehygiene vorhanden sind. Für andere 
sanitäre Gemeinschaftseinrichtungen und Sammel-
umkleiden ist ein Hygienekonzept nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 1 zu erstellen. Die gleichzeitige Nutzung 
von Saunen, Whirlpools oder vergleichbaren Einrich-
tungen ist nur einzeln oder durch die Mitglieder eines 
gemeinsamen Haushalts zulässig.

§ 4 
Besondere Anforderungen an die Hygiene

(1) Soweit nach dieser Verordnung ein Hygienekon-
zept zu erstellen ist, hat der Verpflichtete dabei nach 
den konkreten Umständen des Einzelfalls die Anfor-
derungen des Infektionsschutzes zu berücksichtigen. 
Im Hygienekonzept sind insbesondere Maßnahmen 
für folgende Aspekte vorzusehen:

1. die Begrenzung der Besucherzahl auf Grundlage 
der räumlichen Kapazitäten; 

2. die Wahrung des Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1;

3. die Regelung von Besucherströmen; 

4. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen, die 
häufig von Besucherinnen und Besuchern berührt 
werden;

5. die regelmäßige Reinigung der Sanitäranlagen; 

6. die regelmäßige Lüftung von Innenräumen, mög-
lichst mittels Zufuhr von Frischluft.

Der Verpflichtete hat die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts 
zu gewährleisten. Auf Verlangen der zuständigen 
Behörde hat der Verpflichtete das Hygienekonzept 
vorzulegen und über die Umsetzung Auskunft zu 
erteilen. Darüber hinaus gehende Pflichten zur Auf-
stellung von Hygieneplänen nach dem Infektions-
schutzgesetz bleiben unberührt. 

(2) Soweit nach dieser Verordnung Kontaktdaten er-
hoben werden, sind Erhebungsdatum und -uhrzeit, 
Vor- und Nachname, Anschrift, sowie, soweit vorhan-
den, Telefonnummer oder E-Mail-Adresse für einen 
Zeitraum von vier Wochen aufzubewahren und dann 
zu vernichten. Sie sind auf Verlangen der zuständigen 
Behörde zu übermitteln, sofern dies zum Zwecke der 
Nachverfolgung von möglichen Infektionswegen er-
forderlich ist. Es ist zu gewährleisten, dass unbefugte 
Dritte von den erhobenen Daten keine Kenntnis erlan-
gen. Eine anderweitige Verwendung ist unzulässig. 
Der zur Datenerhebung Verpflichtete hat Personen, 
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern, von 
dem Besuch oder der Nutzung der Einrichtung oder 
der Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen. 
Soweit gegenüber dem zur Erhebung Verpflichte-
ten Kontaktdaten angegeben werden, müssen sie 
wahrheitsgemäß sein; bei dienstlichen Tätigkeiten 
genügen die dienstlichen Kontaktdaten.

§ 5 
Veranstaltungen 

(1) Veranstaltungen mit mehr als 500 Personen sind 
untersagt. 

(2) Die Begrenzung der Personenzahl aus § 2 Absatz 4 
findet auf Veranstaltungen im öffentlichen Raum 
keine Anwendung. Sie sind nur zulässig, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 3, 4 oder 5 erfüllt 
sind. Darüber hinaus sind die nachfolgenden Vor-
aussetzungen zu erfüllen:

1. Der Veranstalter erstellt nach Maßgabe von § 4 
Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. es wird nicht getanzt, soweit es sich dabei nicht 
um berufliche Tätigkeit handelt;

3. in geschlossenen Räumen dürfen Aktivitäten mit 
einer erhöhten Freisetzung von Tröpfchen, insbe-
sondere gemeinsames Singen oder der Gebrauch 
von Blasinstrumenten, stattfinden, wenn
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a)  es sich um Solodarbietungen, um berufliche 
Tätigkeit oder um Musikproben ohne Publikum 
handelt,

b)  zwischen den Akteuren jeweils ein Mindestab-
stand von 2,5 Metern eingehalten wird oder 
die Übertragung von Tröpfchen durch ähnlich 
geeignete physische Barrieren verringert wird,

c)  zwischen den Akteuren und dem Publikum 
ein Mindestabstand von 4 Metern eingehal-
ten wird oder die Übertragung von Tröpfchen 
durch ähnlich geeignete physische Barrieren 
verringert wird und

d)  sich das Hygienekonzept neben den in § 4 
Absatz 1 genannten Punkten auch zu den in 
Buchstaben b) und c) genannten Mindestab-
ständen, der Reinigung und Desinfektion ge-
meinsam genutzter Gegenstände, dem Um-
gang mit Kondenswasser bei Blasinstrumen-
ten, der Eindämmung der Aerosolausbreitung 
bei Blasinstrumenten und der Anordnung der 
Akteure zueinander verhält.

(3) Veranstaltungen im öffentlichen Raum mit Grup-
penaktivität, bei denen feste Sitzplätze nicht vorhan-
den sind oder nicht nur kurzzeitig verlassen werden 
und bei denen der Teilnehmerkreis nicht wechselt wie 
Feste, Empfänge, Führungen und Exkursionen, dür-
fen eine Teilnehmerzahl von 150 Personen außerhalb 
geschlossener Räume und 50 Personen innerhalb 
geschlossener Räume nicht überschreiten. Der Ver-
anstalter hat die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu 
erheben.

(4) Märkte und vergleichbare Veranstaltungen mit 
wechselnden Teilnehmerinnen und Teilnehmern im öf-
fentlichen Raum wie Messen, Flohmärkte oder Land-
märkte dürfen eine gleichzeitige Teilnehmerzahl von 
500 Personen außerhalb geschlossener Räume und 
250 Personen innerhalb geschlossener Räume nicht 
überschreiten. Die grundsätzliche Einhaltung des 
Abstandsgebots ist auch durch eine angemessene 
Anzahl an Ordnungskräften sicherzustellen. Alkohol 
darf nicht ausgeschenkt werden. Wochenmärkte sind 
keine Veranstaltungen im Sinne dieser Vorschrift. 

(5) Veranstaltungen im öffentlichen Raum, bei denen 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer feste Sitzplätze 
haben, die sie höchstens kurzzeitig verlassen, (Sit-
zungscharakter) wie Konzerte, Vorträge, Lesungen, 
Theater, Kinos und Autokinos dürfen eine gleich-
zeitige Teilnehmerzahl von 500 Personen außerhalb 
geschlossener Räume und 250 Personen innerhalb 
geschlossener Räume nicht überschreiten. Der Ver-
anstalter hat die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu 
erheben. Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt 
für Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht, wenn der 
Veranstalter gewährleistet, dass 

1. nicht mehr als die Hälfte der zur Verfügung ste-
henden Sitzplätze besetzt werden,

2. die Sitzplätze unmittelbar neben, vor und hinter 
jeder Teilnehmerin und jedem Teilnehmer nur mit 
den in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 
genannten Personen oder den Mitgliedern einer 
Kohorte nach § 12 Absatz 1 Satz 4 besetzt sind, 
oder die Übertragung von Viren durch ähnlich 
geeignete physische Barrieren verhindert wird,

3. alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Mund-
Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 
tragen und

4. die von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern je-
weils genutzten Sitzplätze zusammen mit ihren 
jeweiligen Kontaktdaten erfasst werden.

Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt für Teilneh-
merinnen und Teilnehmer auch dann nicht, wenn aus-
schließlich Mitglieder einer einzelnen Kohorte nach 
§ 12 Absatz 1 Satz 4 sowie ihre Aufsichtspersonen 
an der Veranstaltung teilnehmen.

(6) Veranstaltungen im privaten Wohnraum und dazu-
gehörigem befriedeten Besitztum, die den in § 2 Ab-
satz 4 genannten Personenkreis überschreiten, sind 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 
zulässig. Sie dürfen eine Gesamtteilnehmerzahl von 
150 Personen außerhalb geschlossener Räume und 
50 Personen innerhalb geschlossener Räume nicht 
überschreiten. Der Veranstalter hat die Kontaktdaten 
der Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu 
erheben. § 3 Absatz 3 findet keine Anwendung. 

(7) Absätze 1 bis 6 sowie § 2 Absatz 4 und § 3 
gelten nicht 

1. für Veranstaltungen und Einrichtungen, die der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Rechtspflege, der Beratung von Or-
ganen öffentlich-rechtlicher Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen oder der Daseinsfür- und 
-vorsorge zu dienen bestimmt sind; dies betrifft 
insbesondere Veranstaltungen und Sitzungen der 
Organe, Organteile und sonstigen Gremien der 
gesetzgebenden, vollziehenden und rechtspre-
chenden Gewalt sowie Einrichtungen des Selb-
storganisationsrechtes des Volkes wie Gemein-
dewahlausschüsse; 

2. für Zusammenkünfte, die aus geschäftlichen, be-
ruflichen oder dienstlichen Gründen, zur Durch-
führung von Prüfungen oder zur Betreuung erfor-
derlich sind;

3. im Rahmen der Kindertagesbetreuung, einer au-
ßerfamiliären Wohnform oder von Betreuungs- 
und Hilfeleistungsangeboten nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII). 
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Bei Einrichtungen und Veranstaltungen nach Satz 1 
Nummer 1 sind Kontaktdaten nach Maßgabe von § 4 
Absatz 2 zu erheben.

(8) Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absätze 3 bis 6 
gelten nicht für unaufschiebbare Veranstaltungen von 
Parteien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer 
Bewerberinnen und Bewerber nach den jeweiligen 
Wahlgesetzen für unmittelbar bevorstehende Wahlen.

§ 6 
Versammlungen

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Versammlungen 
sind unbeschadet der Vorschriften des Versammlungs-
freiheitsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein 
(VersFG SH) vom 18. Juni 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 135), Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verord-
nung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
nur zulässig, sofern eine Teilnehmerzahl von 500 Per- 
sonen außerhalb geschlossener Räume und 250 Per-
sonen innerhalb geschlossener Räume nicht über-
schritten wird und die Einhaltung des Abstands-
gebots gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 gewährleistet 
ist. Bei Versammlungen in geschlossenen Räumen 
müssen zusätzlich die Hygienestandards gemäß § 3 
Absatz 2 gewährleistet sein. 

(2) Wer eine öffentliche oder nichtöffentliche Ver-
sammlung veranstalten will, hat ein Hygienekonzept 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Satz 1 
gilt nicht für Spontanversammlungen nach § 11 Ab-
satz 6 VersFG SH. Das Hygienekonzept ist einer 
Anzeige nach § 11 VersFG SH beizufügen. Die Ver-
sammlungsleitung hat die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts 
zu gewährleisten. Bei Versammlungen in geschlos-
senen Räumen hat die Leitung die Kontaktdaten der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 2 zu erheben.

(3) Die zuständigen Versammlungsbehörden können 
im Benehmen mit der zuständigen Gesundheitsbe-
hörde nach Durchführung einer auf den Einzelfall 
bezogenen Verhältnismäßigkeitsprüfung abweichend 
von Absatz 1 Versammlungen genehmigen, oder, 
sofern anders ein ausreichender Infektionsschutz 
nicht gewährleistet werden kann, beschränken oder 
verbieten. 

§ 6a 
Behörden

Innerhalb von Dienstgebäuden von Behörden haben 
alle Personen in Bereichen, die für einen regelmäßi-
gen Publikumsverkehr bestimmt sind, nach Maßgabe 
von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen. Dies gilt nicht im direkten kommunikativen 
Kontakt zwischen Bürgerinnen oder Bürgern mit Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeitern der Behörde, wenn 
ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten oder 
die Übertragung von Viren durch ähnlich geeignete 
physische Barrieren verringert wird. Gerichte sind 

keine Behörden im Sinne dieser Vorschrift; sie treffen 
unter Berücksichtigung ihrer Aufgaben im Rahmen 
ihres Hausrechts geeignete Maßnahmen zur Eindäm-
mung von Infektionsgefahren.

§ 7 
Gaststätten

(1) Für den Betrieb von Gaststätten im Sinne des  
§ 1 des Gaststättengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. November 1998 (BGBl. I 
S. 3418), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 420), gelten 
folgende zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 1 ein Hygienekonzept;

2. der Betreiber erhebt nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 2 die Kontaktdaten der Gäste;

3. der Betreiber verabreicht keine alkoholischen Ge-
tränke an erkennbar Betrunkene;

4. die gleichzeitige Bewirtung von mehr als 50 Gäs-
ten erfolgt nur, wenn das Hygienekonzept zuvor 
der zuständigen Behörde angezeigt worden ist.

(2) Diskotheken und ähnliche Einrichtungen sind zu 
schließen.

§ 8 
Einzelhandel

(1) Bei Verkaufsstellen des Einzelhandels ist die Kun-
denzahl auf eine Person je 10 Quadratmeter Ver-
kaufsfläche beschränkt. Bei über 200 Quadratmetern 
Verkaufsfläche wird die Einhaltung der Voraussetzun-
gen aus Satz 1 und § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
und 2 durch mindestens eine Kontrollkraft über-
wacht, für jeweils weitere 400, 800, 1.600, 3.200 
und 6.400 Quadratmeter durch jeweils eine weitere 
Kontrollkraft. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der 
Betreiber ein Hygienekonzept nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 1 erstellt und die nach § 3 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 3 obligatorischen Möglichkeiten zur 
Handdesinfektion im Eingangsbereich bereitstellt. 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Einzelhandelsbetriebe 
für Lebens- und Futtermittel, Wochenmärkte, Ab-
hol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheken, 
Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und 
Sparkassen, Poststellen, Reinigungen, Waschsalons, 
Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- und Tierbedarfs-
märkte, Lebensmittelausgabestellen (Tafeln).

(2) Die Betreiber von Einkaufszentren und Outlet-
Centern mit jeweils mehr als 10 Geschäftslokalen 
haben nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygie-
nekonzept zu erstellen. Der Betrieb ist unzulässig, 
soweit das Hygienekonzept nicht zuvor von der zu-
ständigen Behörde genehmigt worden ist.

(3) In Verkaufs- und Warenausgabestellen des Ein-
zelhandels, in abgeschlossenen Verkaufsständen und 
in überdachten Verkehrsflächen von Einkaufszentren 
haben Kundinnen und Kunden nach Maßgabe von 
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§ 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. 
Der Inhaber des Hausrechts hat die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung dieser 
Pflicht zu gewährleisten. 

(4) Für Angebote der Kinderbetreuung im Einzelhan-
del und damit vergleichbare Angebote ist ein Hy-
gienekonzept nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu 
erstellen. Der Betreiber hat die Kontaktdaten nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

§ 9  
Dienstleister und Handwerker

(1) Dienstleister, Handwerker und Gesundheitshand-
werker dürfen Tätigkeiten am Gesicht des Kunden 
nur ausführen, sofern besondere Schutzmaßnahmen 
die Übertragung des Coronavirus ausschließen. Be-
sondere Schutzmaßnahmen nach Satz 1 sind nicht 
erforderlich, soweit sonst aufgrund einer körperlichen, 
geistigen oder psychischen Beeinträchtigung des Kun-
den die Tätigkeit nicht ausgeübt werden kann.

(2) Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die 
Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Körper-
kontakt sind untersagt.

§ 10  
Freizeiteinrichtungen

(1) Die Betreiber von Freizeitparks, Tierparks, Wild-
parks und Zoos haben nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept zu erstellen; die Betreiber von 
Freizeitparks haben es vor Betriebsaufnahme der zu-
ständigen Behörde anzuzeigen. Bei einer für die Be-
sucher zugänglichen Wege- und Verkehrsfläche von 
über 1.000 Quadratmetern ist die Überwachung der 
Voraussetzungen nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
und 2 durch eine Kontrollkraft erforderlich; je weite-
rer 1.000 Quadratmeter ist regelmäßig mindestens 
eine weitere Kontrollkraft erforderlich. 

(2) Betreiber von Spielplätzen haben nach Maßgabe 
von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. 

(3) Anbieter von Freizeitaktivitäten in geschlossenen 
Räumen haben nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein 
Hygienekonzept zu erstellen. Die Kontaktdaten der 
Besucherinnen und Besucher sind nach Maßgabe 
von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(4) In Fahrgeschäften ist nach Maßgabe von § 2 
Absatz 5 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.

§ 11 
Sport

(1) Für die Ausübung von Sport innerhalb und außer-
halb von Sportanlagen gelten abweichend von §§ 3 
und 5 folgende Voraussetzungen:

1. das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 ist einzu-
halten;

2. das Kontaktverbot nach § 2 Absatz 4 gilt nicht; 

3. bei der gemeinsamen Nutzung von Sportgeräten 
sind entsprechende Hygienemaßnahmen einzu-
halten; 

4. soweit der Sport in Sportanlagen ausgeübt wird, 
haben Zuschauerinnen und Zuschauer keinen Zu-
tritt; dies gilt nicht für je eine Aufsichtsperson von 
minderjährigen Sporttreibenden eines Haushalts 
oder im Falle der Ausrichtung von Wettkämpfen 
außerhalb geschlossener Räume; 

5. soweit Zuschauerinnen und Zuschauer nach Num-
mer 4 Zutritt haben, gelten für sie die Anforde-
rungen der §§ 3 und 5;

6. die Vorschriften aus § 3 Absatz 4 sind anzuwenden; 

7. vom Deutschen Olympischen Sportbund oder 
von einzelnen Sportfachverbänden entwickelte 
Empfehlungen werden vor Aufnahme des Sport-
betriebs umgesetzt und vor Ort mit dem Hinweis 
auf deren Verbindlichkeit ausgehängt.

(2) Sofern der Sport in geschlossenen Räumen aus-
geübt wird, hat der Betreiber oder Veranstalter nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu 
erstellen, das auch das besondere Infektionsrisiko 
der ausgeübten Sportart berücksichtigt. Er hat nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der 
Besucherinnen und Besucher zu erheben.

(3) Für den Betrieb von Schwimm- Frei- und Spaßbä-
dern hat der Betreiber nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept zu erstellen. Sofern es das Hy-
gienekonzept ermöglicht, dass mehr als 250 Gäste 
gleichzeitig im Bad anwesend sein können, hat der 
Betreiber das Hygienekonzept vor Betriebsaufnahme 
der zuständigen Behörde anzuzeigen.

(4) Die zuständige Behörde kann für die Nutzung von 
Sportanlagen und Schwimmbädern durch Berufs-
sportlerinnen und Berufssportler, Kaderathletinnen 
und Kaderathleten, Rettungsschwimmerinnen und 
Rettungsschwimmer sowie deren Trainerinnen und 
Trainer und für Prüfungen und Praxisveranstaltungen 
im Rahmen des Studiums an Hochschulen Ausnah-
men von den Anforderungen aus den Absätzen 1 
bis 3 und 5 unter der Voraussetzung zulassen, dass 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept 
erstellt und der Ausschluss des Zugangs für weitere 
Personen sichergestellt wird. Das für Sport zustän-
dige Ministerium ist über die Ausnahmegenehmigung 
zu unterrichten. 

(5) Beim vorbereitenden Training auf Wettkämpfe und 
Sportprüfungen sowie bei Wettkämpfen und Sport-
prüfungen gilt das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 
nicht. Wenn mehr als 10 Personen teilnehmen, hat 
der Veranstalter nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept zu erstellen, das auch das be-
sondere Infektionsrisiko der ausgeübten Sportart be-
rücksichtigt. Der Veranstalter hat nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer zu erheben. Er hat die Konzepte und 
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Empfehlungen der jeweiligen Sportfach- und -dach-
verbände umzusetzen.

§ 12 
Schulen und Hochschulen

(1) Auf dem Gelände von Schulen im Anwendungs-
bereich des Schulgesetzes ist im Zusammenhang 
mit schulischen Veranstaltungen eine Mund-Nasen-
Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 zu 
tragen. Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler 
vor Vollendung des sechsten Lebensjahres. Ausge-
nommen von der Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung sind

1. Schülerinnen und Schüler innerhalb des Unter-
richtsraumes, wenn keine anderen Personen mit 
Ausnahme von Schülerinnen und Schülern der-
selben Kohorte und von an der Schule tätigen 
Personen anwesend sind;

2. Schülerinnen und Schüler in den ihrer Kohorte 
zugewiesenen Bereichen des Schulhofs oder der 
Mensa, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Meter 
zu Personen außerhalb der eigenen Kohorte ein-
gehalten wird;

3. Schülerinnen und Schüler beim Sportunterricht;

4. an Schulen tätige Personen, soweit sie ihren kon-
kreten Tätigkeitsort erreicht haben und die Ein-
haltung eines Mindestabstandes von 1,5 Metern 
zu anderen Personen sichergestellt ist.

Bei schulischen Veranstaltungen außerhalb des 
Schulgeländes haben Schülerinnen und Schüler so-
wie die sie begleitenden Personen eine Mund-Na-
sen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 
zu tragen, soweit sie nicht Sport ausüben oder ei-
nen Mindestabstand von 1,5 Metern zu Personen 
außerhalb der eigenen aus den Schülerinnen und 
Schülern bestehenden Kohorte einhalten. Die Pflicht 
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt auch 
für Schülerinnen und Schüler vor Vollendung des 
sechsten Lebensjahres.

(2) Auf Schulwegen zwischen Bus- oder Bahnhal-
testellen und der Schule haben Schülerinnen und 
Schüler eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe 
von § 2 Absatz 5 zu tragen. Dies gilt auch für Schü-
lerinnen und Schüler vor Vollendung des sechsten 
Lebensjahres. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung gilt nicht, soweit zu Schülerinnen 
und Schülern außerhalb der eigenen Kohorte und 
des eigenen Haushalts ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten wird.

(3) Die Ermächtigung der Landesregierung zum Er-
lass von Verordnungen nach § 32 Satz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes wird auf das Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur übertragen, 
soweit der Schulbetrieb, der Schulweg sowie staat-
liche und staatlich anerkannte Hochschulen nach § 
1 Absatz 1 des Hochschulgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 39), zuletzt geändert durch Artikel 16 
des Gesetzes vom 8. Mai 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 220), betroffen sind. Das Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur kann bereichsspezifische 
Empfehlungen und Hinweise erteilen.

(4) Im Übrigen werden Schulen und Hochschulen 
von dieser Verordnung nicht erfasst.

§ 12a 
Außerschulische Bildungsangebote

Auf außerschulische Bildungsangebote finden die 
Vorschriften über Veranstaltungen nach § 5 An-
wendung. Soweit der Bildungszweck dies erfordert, 
kann von dem Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 
abgewichen werden, wenn alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maß-
gabe von § 2 Absatz 5 tragen, vergleichbar wirk-
same Schutzmaßnahmen ergriffen werden oder der 
Teilnehmerkreis über mindestens fünf Monate im 
Wesentlichen unverändert bleibt.

§ 13 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften

Auf rituelle Veranstaltungen der Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften finden § 5 Absatz 1, 
Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 bis 6 keine 
Anwendung. Die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 
zu erheben. Von der Einhaltung des Abstandsgebots 
aus § 2 Absatz 1 kann unter den Voraussetzungen 
des § 5 Absatz 5 Satz 3 oder 4 abgesehen werden. 
Die Einhaltung des Abstandsgebots oder der Voraus-
setzungen aus § 5 Absatz 5 Satz 3 oder 4 ist durch 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen.

§ 14 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie 

Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen

(1) Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen so-
wie Einrichtungen zur stationären medizinischen 
Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und Väter 
erbringen ihre Leistungen in einem dem jeweiligen 
Infektionsgeschehen angemessenen Rahmen. Sie 
können Betretungsbeschränkungen zum Zwecke 
des Infektionsschutzes erlassen. Es gelten folgende 
zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber hat nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept zu erstellen, welches auch 
Festlegungen zur Rückreise von mit dem Coro-
navirus infizierten Personen sowie zur vorläufigen 
Absonderung trifft;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2 
Absatz 5 eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Ge-
lände der Einrichtung betreten, sind nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(2) Für Angebote der Kinderbetreuung in Mutter-/Va-
ter-Kind-Einrichtungen ist ein Hygienekonzept nach 
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Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im 
Rahmen des Regelbetriebes unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten die Anzahl der gleich-
zeitig gemeinsam zu betreuenden Kinder und die 
Teilnehmerzahl insgesamt bei Trennung in einzelne 
Gruppen festlegt. 

§ 14a 
Krankenhäuser 

(1) Zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche 
Krankenversicherung (SGB V) stellen ihren Versor-
gungsauftrag entsprechend dem gültigen Feststel-
lungsbescheid in einem dem jeweiligen Infektionsge-
schehen angemessenen Rahmen sicher. Sie können 
Betretungsbeschränkungen zum Zwecke des Infek-
tionsschutzes erlassen.

(2) Die unter Absatz 1 genannten Krankenhäuser, 
die gleichzeitig im COVID-19-Intensivregister Schles-
wig-Holstein registriert sind, nehmen im Rahmen der 
allgemeinen und der Notfall-Versorgung jederzeit 
einzelne COVID-19-Patienten unverzüglich auf und 
versorgen diese medizinisch angemessen.

(3) Bei einem Anstieg der Infektionen mit dem Co-
ronavirus haben die in Absatz 2 genannten Kran-
kenhäuser, nach Feststellung des für Gesundheit zu-
ständigen Ministeriums, 25 Prozent ihrer jeweiligen 
Intensivkapazitäten für die Versorgung von COVID-
19-Patienten freizuhalten. Davon sind 15 Prozent 
durchgehend frei zu halten und weitere 10 Prozent 
innerhalb von 24 Stunden für die Versorgung von 
COVID-19-Patienten verfügbar vorzuhalten.

(4) Soweit die Kapazitäten des Absatzes 3 für die 
stationäre Versorgung bei einem Anstieg der Infek-
tionen mit dem Coronavirus nicht ausreichen und 
das für Gesundheit zuständige Ministerium dies fest-
stellt, erhöhen die Krankenhäuser nach Absatz 2 
ihre frei zu haltenden Intensivkapazitäten mit der 
Möglichkeit zur invasiven Beatmung auf insgesamt 
45 Prozent. 

§ 15  
Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege, 

der Eingliederungshilfe, der Gefährdetenhilfe sowie 
Frühförderstellen

(1) Für voll- und teilstationäre Einrichtungen zur Be-
treuung und Unterbringung älterer, behinderter oder 
pflegebedürftiger Menschen nach § 71 Absatz 2 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegever-
sicherung (SGB XI) sowie für Gruppenangebote zur 
Betreuung pflegebedürftiger Menschen nach dem 
SGB XI gelten folgende zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber hat nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept zu erstellen, welches bei voll-
stationären Einrichtungen auch Regelungen für 
Besuche durch externe Personen vorsieht;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2 
Absatz 5 eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Ge-
lände der Einrichtung betreten, sind nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

4. für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen, 
ausgenommen Personen, die in der Einrichtung 
betreut werden, gilt ein Betretungsverbot.

(2) Bewohnerinnen und Bewohner von vollstationären 
Einrichtungen, die akute respiratorische Symptome 
oder eine Störung des Geruchs- oder Geschmacks-
sinns aufweisen, sind in einem Einzelzimmer mit 
Nasszelle unterzubringen (Einzelunterbringung). Die 
Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern mit 
Symptomen nach Satz 1 in vollstationäre Einrichtun-
gen ist nur zulässig, sofern aufgrund einer ärztlichen 
Diagnostik keine akute Infektion mit dem Coronavirus 
vorliegt.

(3) Für Einrichtungen zur Betreuung und Unterbrin-
gung behinderter Menschen der Eingliederungshilfe 
nach § 42a Absatz 2 Nummer 2 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe (SGB XII) und statio-
näre Einrichtungen der Gefährdetenhilfe nach § 67 
SGB XII gelten die Anforderungen nach Absatz 1 
und 2 entsprechend.

(4) Die Betreiber von Werkstätten für behinderte 
Menschen nach § 219 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen (SGB IX) und Tagesförder-
stätten sowie Tagesstätten für Leistungen nach § 81 
SGB IX erstellen nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept. Absatz 1 Nummer 4 gilt ent-
sprechend.

(5) Für Frühförderstellen nach § 35a SGB VIII und 
§ 46 SGB IX gelten die Anforderungen nach Absatz 1 
entsprechend.

(6) Das für Gesundheit zuständige Ministerium er-
lässt bereichsspezifisch Empfehlungen und Hinweise. 

§ 16 
Einrichtungen und Angebote der Kinder- 

und Jugendhilfe

(1) Auf Angebote von Familienzentren, Beratungs-
stellen und anderen Einrichtungen nach dem SGB VIII 
mit höchstens 15 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
findet § 5 keine Anwendung. Die Kontaktdaten der 
Teilnehmer sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 
zu erheben. 

(2) Für Angebote der Jugendarbeit nach § 11 SGB 
VIII und Angebote der Kinder- und Jugenderholung 
sowie Reiseangebote ist nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen, welches die 
Reise, die Unterkunft und die geplanten Aktivitäten 
berücksichtigt.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe mit Betriebserlaubnis nach § 45 
SGB VIII.
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(4) In Horten im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 3 
des Kindertagesstättengesetzes vom 12. Dezember 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt geändert 
durch Artikel 26 des Gesetzes 8. Mai 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 220), ist eine Mund-Nasen-Bedeckung 
nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 zu tragen. Dies gilt 
auch für im Hort betreute Kinder vor Vollendung des 
sechsten Lebensjahres. Die Ausnahmen aus § 12 
Absatz 1 Satz 3 gelten entsprechend.

§ 17 
Beherbergungsbetriebe

Für Hotels und andere Beherbergungsbetriebe gelten 
folgende zusätzliche Anforderungen:

1. Der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 1 ein Hygienekonzept;

2. die Kontaktdaten der Besucherinnen und Besucher 
werden nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 erhoben.

§ 18 
Personenverkehre

(1) Bei der Nutzung des öffentlichen Personennah- 
und -fernverkehrs einschließlich Taxen, Schulbussen 
oder vergleichbarer Transportangebote gilt das Ab-
standsgebot aus § 2 Absatz 1 nicht. Kunden haben 
nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Dies gilt nicht in abgeschlosse-
nen Räumen, in denen sich nur Personen aufhalten, 
für die das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 Satz 2 
nicht gilt. § 3 findet keine Anwendung.

(2) Bei Reiseverkehren zu touristischen Zwecken 
gilt das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 nicht. 
Kunden haben im Innenbereich des Verkehrsmittels 
nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, wenn sie 

1. sich nicht auf einem Sitzplatz befinden oder 

2. einen Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen 
Fahrgästen unterschreiten; bei Personengruppen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 oder 4 oder den 
Mitgliedern einer Kohorte nach § 12 Absatz 1 
Satz 4 ist der Abstand der Gruppenmitglieder zu 
anderen Fahrgästen maßgeblich.

Der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 
ein Hygienekonzept und erhebt nach Maßgabe von § 4 
Absatz 2 die Kontaktdaten der Kunden. Reisever-
kehre, die Schleswig-Holstein nur durchqueren und 
bei denen die Kunden das Verkehrsmittel nicht ver-
lassen, werden von dieser Verordnung nicht erfasst.

§ 19 
Kritische Infrastrukturen

(1) Die zuständigen Behörden können bei Maßnah-
men nach § 28 des Infektionsschutzgesetzes in ge-
eigneten Fällen danach unterscheiden, ob Personen 
oder ihre Angehörigen zu kritischen Infrastrukturen 
gehören. Das ist der Fall, wenn die berufliche oder 
gewerbliche Tätigkeit für die Kernaufgaben der je-
weiligen Infrastruktur relevant ist. 

(2) Kritische Infrastrukturen im Sinne von Absatz 1 
sind folgende Bereiche:

 1.  Energie: Strom-, Gas-, Kraftstoff-, Heizöl- und 
Fernwärmeversorgung gemäß § 2 BSI-Kritisver-
ordnung (BSI-KritisV) vom 22. April 2016 (BGBl. I 
S. 958), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 21. Juni 2017 (BGBl. I S. 1903);

 2.  Wasser: Öffentliche Wasserversorgung und öf-
fentliche Abwasserbeseitigung gemäß § 3 BSI-
KritisV, Gewässerunterhaltung, Betrieb von Ent-
wässerungsanlagen;

 3.  Ernährung, Futtermittelhersteller, Hygiene (Pro-
duktion, Groß- und Einzelhandel), einschließlich 
Zulieferung und Logistik, gemäß § 4 BSI-KritisV;

 4.  Informationstechnik und Telekommunikation ein-
schließlich der Einrichtung zur Entstörung und 
Aufrechterhaltung der Netze gemäß § 5 BSI-KritisV;

 5.  Gesundheit: Krankenhäuser, Rettungsdienst, am-
bulante, stationäre und teilstationäre Pflege, Nie-
dergelassener Bereich, Angehörige der Gesund-
heits- und Therapieberufe; Medizinprodukteher-
steller, Arzneimittelhersteller und -großhändler, 
Hebammen, Apotheken, Labore, Sanitätsdienste 
der Bundeswehr gemäß § 6 BSI-KritisV sowie 
die für den ordnungsgemäßen Betrieb eines 
Krankenhauses sowie einer stationären Pfle-
geeinrichtung erforderlichen Dienstleistungen 
(Nahrungsversorgung, Hauswirtschaft, Reini-
gung), notwendige medizinische Dienstleistun-
gen für die Tiergesundheit;

 6.  Finanzen und Bargeldversorgung gemäß § 7 BSI-
KritisV;

 7.  Arbeitsverwaltung, Jobcenter und andere Sozi-
altransfers;

 8.  Transport und Verkehr, einschließlich der Logistik 
für die kritischen Infrastrukturen, öffentlicher 
Personennahverkehr, gemäß § 8 BSI-KritisV;

 9.  Entsorgung, insbesondere Abfallentsorgung;

10.  Medien und Kultur: Risiko- und Krisenkommuni-
kation;

11.  Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung, ins-
besondere Regierung und Parlament, Polizei, 
Verfassungsschutz, Feuerwehr, Katastrophen-
schutz, Steuerverwaltung, Justiz, Veterinärwe-
sen, Küstenschutz, Hochwasserschutz; 

12.  Lehrkräfte und alle weiteren in Schulen Tätige; 
in Kindertageseinrichtungen Tätige sowie Kin-
dertagespflegepersonen;

13.  Leistungsangebote der Eingliederungshilfe nach 
dem SGB IX, stationäre Gefährdetenhilfe, statio-
näre Einrichtungen der Jugendhilfe und ambulante 
sowie teilstationäre Angebote der Jugendhilfe als 
notwendige Voraussetzung für die Gewährleistung 
des Kindeswohls nach dem SGB VIII;
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14.  Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarin-
nen und Notare, Steuerberaterinnen und Steuer-
berater, Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer 
und deren Kanzleipersonal;

15.  Sicherheitspersonal, Hausmeister und Gebäu-
dereiniger für die zuvor aufgeführten Bereiche.

§ 20 
Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behör-

den

(1) Die zuständigen Behörden können auf Antrag 
Ausnahmen von den Geboten und Verboten aus §§ 5 
bis 18 genehmigen, soweit die dadurch bewirkten 
Belastungen im Einzelfall eine besondere Härte dar-
stellen und die Belange des Infektionsschutzes nicht 
überwiegen.

(2) Die Befugnis der zuständigen Behörden, weiter-
gehende Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 
nach dem Infektionsschutzgesetz zu treffen, bleibt 
von dieser Verordnung unberührt. Dies gilt insbe-
sondere für Betretungsverbote zur Regulierung des 
Tagestourismus, um das Infektionsgeschehen kont-
rollieren zu können. Allgemeinverfügungen sind dem 
für Gesundheit zuständigen Ministerium spätestens 
mit Bekanntgabe anzuzeigen. 

(3) Besteht die Gefahr, dass in einem Kreis oder 
in einer kreisfreien Stadt innerhalb eines Zeitraums 
von sieben Tagen 50 und mehr Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohnern auftreten, haben die zuständi-
gen Behörden dies dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium frühzeitig anzuzeigen und die erforder-
lichen Maßnahmen abzustimmen. Bei Auftreten von 
eingrenzbaren Erkrankungshäufungen in Einrichtun-
gen können die Maßnahmen auf diese beschränkt 
werden.

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 den Mindestab-
stand trotz wiederholter Aufforderung durch eine 
Ordnungskraft nicht einhält;

2. entgegen § 2 Absatz 4 an einer Ansammlung im 
öffentlichen Raum oder einer Zusammenkunft zu 
privaten Zwecken teilnimmt;

3. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 nicht die erforderli-
chen Maßnahmen trifft, um die Einhaltung der in 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 5 genannten 
Hygienestandards zu gewährleisten;

4. entgegen § 3 Absatz 3 dort genannte Aushänge 
nicht anbringt;

5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 die Nutzung von 
Saunen, Whirlpools oder vergleichbaren Einrich-
tungen zulässt;

 6.  entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2, § 5 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 1, auch in Verbindung mit Absatz 6 
Satz 1, § 6 Absatz 2 Satz 1, § 7 Absatz 1 
Nummer 1, § 8 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 4, 
§ 10 Absatz 1 Satz 1, § 10 Absatz 3 Satz 1, 
§ 11 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 
Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, § 14 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1, § 14 Absatz 2, § 15 Absatz 1 
Nummer 1, auch in Verbindung mit Absatz 3 
oder 5, Absatz 4, § 16 Absatz 2, § 17 Absatz 1 
Nummer 1 oder § 18 Absatz 2 Satz 3, jeweils 
in Verbindung mit § 4 Absatz 1, kein oder kein 
vollständiges Hygienekonzept erstellt;

 7.  entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 nicht die erfor-
derlichen Maßnahmen trifft, um die Einhaltung 
eines Hygienekonzepts zu gewährleisten;

 8.  entgegen § 4 Absatz 1 Satz 4 ein Hygienekon-
zept nicht vorlegt oder Auskünfte nicht erteilt;

 9.  entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2, Absatz 5 Satz 2 
oder Absatz 6 Satz 3, § 6 Absatz 2 Satz 5, § 7 
Absatz 1 Nummer 2, § 10 Absatz 3 Satz 2, § 11 
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 Satz 3, § 14 Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 3, § 15 Absatz 1 Num-
mer 3, auch in Verbindung mit Absatz 3, § 16 
Absatz 1 Satz 2, § 17 Absatz 1 Nummer 2 oder 
§ 18 Absatz 2 Satz 3, jeweils in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 2, Kontaktdaten nicht erhebt;

10.  entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 oder 2 Kontakt-
daten nicht aufbewahrt oder nicht übermittelt;

11.  entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 
Absatz 3, 4 oder 5 oder entgegen § 5 Absatz 6 
eine Veranstaltung durchführt;

12.  entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Leiter einer 
Versammlung nicht die erforderlichen Maßnah-
men trifft, um die Einhaltung des Hygienekon-
zepts zu gewährleisten;

13.  entgegen § 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 4 eine 
Gaststätte betreibt;

14.  entgegen § 7 Absatz 2 dort genannte Einrich-
tungen geöffnet hält;

15.  entgegen § 8 Absatz 1 Satz 2 oder § 10 Absatz 1 
Satz 2 nicht die erforderlichen Kontrollkräfte 
einsetzt;

16.  entgegen § 8 Absatz 2 Satz 2 ein Einkaufs-
zentrum oder Outlet-Center ohne genehmigtes 
Hygienekonzept betreibt;

17.  entgegen § 9 Absatz 1 Tätigkeiten am Gesicht 
eines Kunden ausführt;

18.  entgegen § 9 Absatz 2 ein Prostitutionsgewerbe 
betreibt oder sexuelle Dienstleistungen mit Kör-
perkontakt erbringt;

19.  entgegen § 15 Absatz 2 Satz 1 Bewohnerinnen 
und Bewohner nicht in einem Einzelzimmer mit 
Nasszelle unterbringt;
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20.  entgegen § 15 Absatz 2 Satz 2 Bewohnerinnen 
und Bewohner in vollstationäre Einrichtungen 
aufnimmt.

(2) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 
des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 

1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 6 falsche Kontakt-
daten angibt;

2. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 1, § 10 Absatz 4, 
§ 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, § 15 Absatz 1 

Nummer 2, § 18 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 
Satz 2, jeweils in Verbindung mit § 2 Absatz 5, 
trotz mehrfacher Aufforderung durch eine Ord-
nungskraft keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt.

§ 22 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 2. September 2020 in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 4. Oktober 2020 au-
ßer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2020

 Dan i e l  Gün the r  D r.  He i ne r  Ga rg
 Ministerpräsident Minister 
  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 1. September 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/
Verordnung_Reiserueckkehrer.html erfolgt.

Landesverordnung  
zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus des 

Landes Schleswig-Holstein (Corona-Quarantäneverordnung)
Vom 1. September 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-23

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit §§ 28, 
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und § 31 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), verordnet die Lan-
desregierung: 

§ 1 
Absonderung für Ein- und Rückreisende; 

Beobachtung

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luft-
weg nach Schleswig-Holstein einreisen und sich zu 
einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb von 14 Tagen 
vor Einreise in einem Risikogebiet nach Absatz 4 oder 
Absatz 5 aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich 
unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in 
die eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete 
Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum 
von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-
sondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst 
in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland 
eingereist sind. Den in Satz 1 genannten Personen ist 
es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand 
angehören. Das Aufsuchen einer Testmöglichkeit am 
Tag der Einreise oder mit Genehmigung der zustän-

digen kommunalen Gesundheitsbehörde ist zulässig. 
Mit Entfallen der Einstufung als Risikogebiet nach 
Absatz 4 oder Absatz 5 entfällt auch die Absonde-
rungspflicht.

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind 
verpflichtet, unverzüglich das Gesundheitsamt des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt, in der die eigene 
Häuslichkeit oder andere geeignete Unterkunft nach 
Absatz 1 Satz 1 belegen ist (zuständige kommunale 
Gesundheitsbehörde), zu kontaktieren und auf das 
Vorliegen der Umstände nach Absatz 1 hinzuweisen. 
Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind ferner 
verpflichtet, beim Auftreten von Symptomen, die auf 
eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts 
hinweisen, die zuständige kommunale Gesundheits-
behörde hierüber unverzüglich zu informieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die 
von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen der Beob-
achtung durch die zuständige kommunale Gesund-
heitsbehörde.

(4) Risikogebiet im Sinne des Absatz 1 ist ein Staat 
oder eine Region außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, für welche zum Zeitpunkt der Einreise 
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in die Bundesrepublik Deutschland ein erhöhtes Ri-
siko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 besteht. Die Einstufung als Risikogebiet er-
folgt durch das Bundesministerium für Gesundheit, 
das Auswärtige Amt und das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat und wird durch das Ro-
bert Koch-Institut auf der Internetseite https://www.
rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/
Risikogebiete_neu.html veröffentlicht. 

(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium des 
Landes Schleswig-Holstein kann 

1. eine Region innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land, in welcher innerhalb eines Zeitraums von 
7 Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 laut der Veröffentlichun-
gen des Robert Koch-Institut höher als 50 von 
100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ist, als 
Risikogebiet nach Absatz 1 einstufen; 

2. die Zeitspanne vor der Einreise aus einem Risiko-
gebiet nach Nummer 1 abweichend von § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 auf weniger als 14 Tage verkürzen.

Die Entscheidungen werden auf der Internetseite  
https://schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VIII/ 
_startseite/Artikel_2020/_Informationen_Urlauber/
teaser_informationen_urlauber.html veröffentlicht.

§ 2  
Ausnahmen 

(1) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Per-
sonen, die 

1. nur zur Durchreise nach Schleswig-Holstein ein-
reisen; diese haben das Gebiet des Landes auf 
direktem Weg zu verlassen;

2. beruflich bedingt Personen, Waren und Güter auf 
der Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flug-
zeug transportieren;

3. sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, 
oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung 
von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen in 
einem Risikogebiet aufgehalten haben;

4.  täglich oder für bis zu 48 Stunden zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst nach Schleswig-Holstein 
einreisen;

5.  sich weniger als 48 Stunden in einem Risikogebiet 
aufgehalten haben;

6.  im diplomatischen oder konsularischen Dienst des 
Bundes, eines anderen Staates oder der Europäi-
schen Union oder im Dienst der Landesvertretung 
Schleswig-Holsteins bei der Europäischen Union 
tätig sind und sich im Rahmen dieser Tätigkeit in 
einem Risikogebiet aufgehalten haben;

7. als Abgeordnete dem Schleswig-Holsteinischen 
Landtag, dem Deutschen Bundestag oder dem 

Europäischen Parlament angehören und sich im 
Rahmen dieser Tätigkeit in einem Risikogebiet 
aufgehalten haben;

8 der Landesregierung angehören oder nach § 20 
Satz 1 ihrer Geschäftsordnung regelmäßig an ih-
ren Sitzungen teilnehmen und sich im Rahmen 
dieser Tätigkeit in einem Risikogebiet aufgehalten 
haben.

(2) Die Pflicht aus § 1 Absatz 1 Satz 1 entfällt, 
sobald der zuständigen kommunalen Gesundheits-
behörde zwei Befunde aus fachärztlichen Laboren 
angezeigt worden sind, welche die folgenden Vor-
aussetzungen erfüllen:

1.  Die Befunde belegen in deutscher oder in engli-
scher Sprache in Textform zwei negative moleku-
larbiologische Testungen auf das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2;

2.  die Testungen sind in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt worden;

3.  mindestens für eine der beiden Testungen ist das 
Probenmaterial frühestens 5 Tage nach der Ein-
reise entnommen worden;

4. zwischen der Entnahme des Probenmaterials für 
die erste und die zweite Testung liegen mindes-
tens 5 Tage;

5.  ist die erste Testung vor der Einreise erfolgt, sind 
zwischen Testergebnis und Einreise nicht mehr 
als 48 Stunden verstrichen.

(3) In begründeten Fällen können durch die zustän-
dige kommunale Gesundheitsbehörde Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome aufweisen, 
die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der 
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-
Instituts hinweisen. Treten binnen 14 Tagen nach 
Einreise Symptome auf, die auf eine Erkrankung mit 
COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kri-
terien des Robert Koch-Instituts hinweisen, haben 
die Personen nach Absatz 1 bis 3 unverzüglich die 
zuständige kommunale Gesundheitsbehörde hierüber 
zu informieren.

§ 3 
Bußgeldvorschrift

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig

1.  sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht ständig 
absondert,
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2.  sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht auf di-
rektem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 
andere geeignete Unterkunft begibt,

3.  entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt,

4.  entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 die 
zuständige Behörde nicht oder nicht unverzüglich 
kontaktiert oder informiert,

5.  entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 1 Halbsatz 2 das 
Land nicht auf direktem Weg verlässt, oder

6.  entgegen § 2 Absatz 4 Satz 2 die zuständige 
Behörde nicht oder nicht unverzüglich informiert.

§ 4 

Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes

Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes blei-

ben im Übrigen unberührt.

§ 5 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 2. September 2020 in 

Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 4. Oktober 2020 au-

ßer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2020
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident
 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k D r .  H e i n e r  G a r g
 Ministerin  Minister
 für Inneres, ländliche Räume, Integration  für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie
 und Gleichstellung  und Senioren

Landesverordnung  
zur Änderung der Bekanntmachungsverordnung*)

Vom 1. September 2020
Aufgrund des § 329 des Landesverwaltungsgeset-
zes verordnet das Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume, Integration und Gleichstellung:

Artikel 1

Die Bekanntmachungsverordnung vom 14. Septem-
ber 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 338) wird wie folgt 
geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die örtlichen Bekanntmachungen und Ver-
kündungen des Trägers der öffentlichen Ver-
waltung in der Bekanntmachungsform Internet 
erfolgen dadurch, dass sie im Internet unter 
Angabe des Bereitstellungstages (§ 7 Absatz 1 
Nummer 3) bereitgestellt werden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „erfol-
gen“ die Wörter „; die Bereitstellung kann 
auch durch einen anderen Träger der öf-
fentlichen Verwaltung erfolgen“ angefügt.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „erfolgt“ die 
Angabe „; die“ durch die Angabe „. Die“ 
ersetzt. 

cc) In Satz 5 wird die Angabe „Satz 3 gilt“ 
durch die Angabe „Satz 3 und 4 gelten“ 
ersetzt.

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. im Falle der Bereitstellung im Internet 
die Internetadresse,“.

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt:

„Darüber hinaus soll die Satzung die Inter-
netadresse enthalten, unter der der Inhalt 
der ortsüblichen Bekanntmachung und die 
auszulegenden Unterlagen im Sinne des 
§ 4a Absatz 4 Satz 1 Baugesetzbuch zu-
sätzlich eingestellt werden.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.

c) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt:

„(2) Werden örtliche Bekanntmachungen und 
Verkündungen im Internet bereitgestellt (Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 4), ist in der Haupt-
satzung der Gemeinden, Kreise und Ämter 
unter Angabe der Bezugsadresse darauf hin-
zuweisen, dass sich jede Person Satzungen 
und Verordnungen kostenpflichtig zusenden 
lassen kann und Textfassungen am Sitz der 
Behörde zur Mitnahme ausliegen oder bereit-
gehalten werden. Satz 1 gilt entsprechend für 
Satzungen der Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts.“.

3. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:
*) Ändert LVO vom 14. September 2015, GS Schl.-H. II, 

Gl.Nr. 114-0-4
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Landesverordnung  
über die zentrale Stelle nach dem Landesdatenschutzgesetz für die vom Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein betriebenen automatisierten Verfahren 

(Zentrale-Stelle-Verordnung Schule – ZStVOSchule)

Vom 3. September 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 204-5-4

Aufgrund des § 7 Absatz 4 des Landesdatenschutz-
gesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162) 
verordnet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur:

§ 1  
Zentrale Stelle

Zentrale Stelle nach § 7 Absatz 4 des Landesdaten-
schutzgesetzes für die in der Anlage aufgeführten 
automatisierten Verfahren ist die für Bildung zustän-
dige oberste Landesbehörde. Die Anlage ist Bestand-
teil der Verordnung.

§ 2  
Beteiligte Stellen

Beteiligte Stellen sind das für Bildung zuständige 
Ministerium und die Schulen gemäß § 2 Absatz 1 
des Schulgesetzes vom 24. Januar 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 1. Juli 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 399), 
die die in der Anlage aufgeführten automatisierten 
Verfahren jeweils nutzen.

§ 3 
Verantwortlichkeit

(1) Die zentrale Stelle ist nach Maßgabe der §§ 4 und 5 
verantwortlich im Sinne des Artikel 4 Nummer 7 
und Artikel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 (Da-
tenschutz-Grundverordnung)1.

(2) Die beteiligten Stellen sind jeweils nach Maß-
gabe der §§ 4 und 6 verantwortlich im Sinne des 
Artikel 4 Nummer 7 und Artikel 26 der Datenschutz-
Grundverordnung.

(3) Die nicht im Rahmen der §§ 4 bis 6 zugewiesenen 
Pflichten der Datenschutz-Grundverordnung erfüllen 
die zentrale Stelle und die beteiligten Stellen jeweils 
in eigener Verantwortung.

„§ 6a 
Übergangsregelung bei Bereitstellung 

im Internet

Ist die örtliche Bekanntmachung und Verkündung 
der Gemeinden, Kreise und Ämter am 29. Oktober 
2020 durch Bereitstellung im Internet geregelt 
(§ 1 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 4), 
haben die Gemeinden, Kreise und Ämter bis zum 
Ablauf des 31. März 2021 die durch § 6 Absatz 2 
Satz 1 vorgeschriebenen Hinweise in ihre jeweili-
gen Hauptsatzungen aufzunehmen. Im Zeitraum 
bis zum Ablauf des 31. März 2021 gelten für 
die Gemeinden, Kreise und Ämter nach Satz 1 
die Vorschriften des § 1 Absatz 1 Nummer 3 in 
Verbindung mit § 4 in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 4 in Verbindung mit § 7 
Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 der Bekannt-
machungsverordnung vom 14. September 2015 

(GVOBl. Schl.-H. S. 338) in der bis zum Ablauf 
des 28. Oktober 2020 geltenden Fassung fort 
bis zur Aufnahme der durch § 6 Absatz 2 Satz 1 
vorgeschriebenen Hinweise. Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend für die Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts und deren 
Satzungen.“

4. § 7 Absatz 1 Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. im Falle der Bereitstellung im Internet mit 
Ablauf des Tages, an dem sie im Internet 
verfügbar ist (Bereitstellungstag),“.

5. § 8 wird wie folgt geändert:

In Satz 2 werden die Wörter „von fünf Jahren 
nach ihrem Inkrafttreten“ durch die Angabe „des 
28. Oktober 2025“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. Oktober 2020 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2020

D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
Ministerin 

für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung

Anl.

1 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 S. 1, zuletzt 
ber. 2018, ABl. L 127 S. 2).
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§ 4  
Informations-, Meldungs- und 
Benachrichtigungspflichten

(1) Stellt die zentrale Stelle eine Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten fest, bewertet sie die 
Erforderlichkeit einer Meldung an die Aufsichtsbe-
hörde nach Artikel 33 der Datenschutz-Grundver-
ordnung und einer Benachrichtigung der betroffenen 
Person nach Artikel 34 der Datenschutz-Grundver-
ordnung. Hält die zentrale Stelle eine Meldung nach 
Artikel 33 der Datenschutz-Grundverordnung oder 
Benachrichtigung nach Artikel 34 der Datenschutz-
Grundverordnung für erforderlich, informiert sie die 
betroffene beteiligte Stelle oder die betroffenen be-
teiligten Stellen unverzüglich über diese Verletzung. 

(2) Stellt die beteiligte Stelle eine Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten fest, bewertet 
sie die Erforderlichkeit einer Meldung an die Auf-
sichtsbehörde nach Artikel 33 der Datenschutz-
Grundverordnung und einer Benachrichtigung der 
betroffenen Person nach Artikel 34 der Datenschutz-
Grundverordnung. Hält die beteiligte Stelle eine 
Meldung nach Artikel 33 der Datenschutz-Grund-
verordnung oder Benachrichtigung nach Artikel 34 
der Datenschutz-Grundverordnung für erforderlich, 
ist vorab die zentrale Stelle zur informieren. Bestehen 
zusätzlich Anhaltspunkte dafür, dass die Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Daten weitere be-
teiligte Stellen betreffen könnten, informiert sie die 
zuständige Schulaufsichtsbehörde.

(3) Die Meldung an die Aufsichtsbehörde nach Ar-
tikel 33 der Datenschutz-Grundverordnung und die 
Benachrichtigung der betroffenen Person nach Arti-
kel 34 der Datenschutz-Grundverordnung obliegen 
der beteiligten Stelle. Die zentrale Stelle soll die Mel-
dung und die Benachrichtigung in geeigneten Fällen 
übernehmen, insbesondere wenn die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten bei der zentralen 
Stelle eingetreten ist oder die Ursache für die Ver-
letzung mehr als eine beteiligte Stelle betrifft oder 
betreffen kann. 

§ 5 
Verantwortlichkeit der zentralen Stelle

(1) Die zentrale Stelle gewährleistet die Ordnungs-
mäßigkeit der automatisierten Verfahren nach § 7 
Absatz 4 des Landesdatenschutzgesetzes wie folgt:

1. sie gewährleistet geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 
32 der Datenschutz-Grundverordnung und nach 
§ 12 Absatz 2 und 3 des Landesdatenschutzge-
setzes sowie die Dokumentation nach Artikel 5 
Absatz 2 der Datenschutz-Grundverordnung, ins-
besondere achtet sie auf datenschutzfreundliche 
Technikgestaltung und Voreinstellungen nach Ar-
tikel 25 der Datenschutz-Grundverordnung;

2. sie nimmt das automatisierte Verfahren in ihr 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten nach 
Artikel 30 der Datenschutz-Grundverordnung auf;

3. sie ist zuständig für die Durchführung von Tests 
und deren Dokumentation gemäß § 7 Absatz 1 
des Landesdatenschutzgesetzes, zu denen sie 
von ihr ausgewählte beteiligte Stellen hinzuzie-
hen kann; sie erteilt die Freigabe für das auto-
matisierte Verfahren; einer Freigabe durch die 
beteiligten Stellen bedarf es nicht; 

4. sie ist zuständig, soweit erforderlich, für die 
Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschät-
zung nach Artikel 35 der Datenschutz-Grundver-
ordnung und gegebenenfalls für eine Konsultation 
nach Artikel 36 der Datenschutz-Grundverord-
nung; bei der Durchführung der Datenschutz-
Folgenabschätzung kann sie von ihr ausgewählte 
beteiligte Stellen hinzuziehen;

5. sie ist bei Auftragsverarbeitung verantwortlich 
nach Artikel 28 der Datenschutz-Grundverord-
nung gegenüber den jeweiligen Auftragsverar-
beitern;

6. sie ist dafür zuständig, geplante Zertifizierungs-
verfahren nach Artikel 42 der Datenschutz-Grund-
verordnung durch die Aufsichtsbehörde zu beglei-
ten.

(2) Die zentrale Stelle kann für die in der Anlage auf-
geführten Verfahren Bestimmungen zur ordnungsge-
mäßen Nutzung des Verfahrens durch die beteiligten 
Stellen erlassen.

§ 6 
Verantwortlichkeit der beteiligten Stellen

(1) Die beteiligten Stellen sind für ihre Datenverar-
beitung im Rahmen der Nutzung der automatisierten 
Verfahren verantwortlich. Daraus folgt insbesondere:

1. sie nehmen die Informationspflichten gegenüber 
betroffenen Personen gemäß Artikel 13 und 14 
der Datenschutz-Grundverordnung wahr;

2. sie gewährleisten die Rechte der betroffenen Per-
sonen gemäß Artikel 15 bis 22 der Datenschutz-
Grundverordnung; 

3. sie nehmen die Verarbeitungstätigkeiten im Rah-
men der Nutzung des automatisierten Verfahrens 
in ihre Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten 
nach Artikel 30 der Datenschutz-Grundverord-
nung auf.

(2) Die zentrale Stelle stellt den beteiligten Stellen die 
für die Wahrnehmung ihrer Verantwortlichkeit gemäß 
Absatz 1 notwendigen Informationen in geeigneter 
Weise bereit. 
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Anlage (zu § 1) 
 

Vom Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein 

betriebene automatisierte Verfahren: 

 

1. School-SH (Einheitliche Schulverwaltungssoftware) 

 

2. Schulportal-SH mit den Diensten 

 

- zentrales ID-Management 

 

- Lernmanagement-System 

 

- E-Mail für Lehrkräfte 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 3. September 2020
K a r i n  P r i e n

Ministerin 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur

§ 7  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
2020 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf von fünf Jahren 
nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung zur Bestimmung der Pass- und Personalausweisbehörden*)

Vom 11. September 2020
Aufgrund des § 28 Absatz 1 Satz 1 des Landesver-
waltungsgesetzes verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Bestimmung der Pass- und 
Personalausweisbehörden vom 19. Oktober 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 681) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

“ Landesverordnung zur Bestimmung der Pass-, 
Personalausweis- und eID-Karte-Behörden ”

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „Artikel 4 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437)“ 
wird durch die Angabe „Artikel 4 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2019 (BGBl I S. 846),“ ersetzt.

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach der Angabe „(BGBl. I S. 1346),“ wird 
folgende Angabe eingefügt:

„Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2019 
(BGBl I S. 846),“

bb) Der Punkt wird durch das Wort „und“ er-
setzt.

c) Folgende Nummer 3 wird neu angefügt:

„3. nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 des eID-
Karte-Gesetz vom 21. Juni 2019 (BGBl. 
S. 846) (eID-Karte-Behörden).“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2020 in 
Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. September 2020 

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
 Ministerpräsident  Ministerin
  für Inneres, ländliche Räume, Integration
  und Gleichstellung

*) Ändert LVO vom 19. Oktober 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-0-383

Landesverordnung  
zur Änderung der Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung*) 

Vom 4. September 2020
Aufgrund des § 36 Absatz 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit § 2 der 
Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung 
vom 22. Januar 1988 (GVOBl. Schl.-H. S. 32), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
1. April 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 173), verordnet 
das Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Inte-
gration und Gleichstellung:

Artikel 1

Das Zuständigkeitsverzeichnis der Ordnungswidrig-
keiten-Zuständigkeitsverordnung in der Fassung vom 

14. September 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 358), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
14. Juli 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 445), wird wie 
folgt geändert:

Folgende Nummer 2.6.6.4 wird neu eingefügt:

„2.6.6.4  § 24 des eID-Karte-Gesetzes vom 21. Juni 
2019 (BGBl. I S. 846)“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2020 in 
Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 4. September 2020
D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k

Ministerin 
für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung

*) Ändert Zuständigkeitsverzeichnis i.d.F. vom 14. September 2004, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 454-1-5
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Landesverordnung  
über die zuständige Behörde nach dem Geologiedatengesetz

Vom 14. September 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-1-29

Aufgrund des § 28 Absatz 1 Satz 1 des Landesver-
waltungsgesetzes verordnet die Landesregierung:

§ 1 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde nach § 37 Absatz 1 des Geo-
logiedatengesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 

S. 1387) ist das Landesamt für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume.

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. September 2020 

 D a n i e l  G ü n t h e r J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
 Ministerpräsident  Minister 
  für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt,
  Natur und Digitalisierung

Landesverordnung  
über besondere Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2  

an Hochschulen (Hochschulen-Coronaverordnung - HochschulencoronaVO)
Vom 15. September 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-24

Aufgrund des § 12 Absatz 3 Satz 1 der Corona-
Bekämpfungsverordnung (Corona-BekämpfVO) vom 
14. September 2020 (ersatzverkündet am 14. Sep-
tember 2020 gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG 
auf der Internetseite www.schleswig-holstein.de/
coronavirus-lvo) in Verbindung mit § 32 Satz 1 und 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1385), verordnet das Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

§ 1  
Geltungsbereich

Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pan-
demie des Coronavirus-SARS-CoV-2 (Coronavirus) 
im Rahmen des Gesundheitsschutzes an den staat-
lichen und staatlich anerkannten Hochschulen nach 
§ 1 Absatz 1 des Hochschulgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. August 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 503) und dem 
Gesetz über die Stiftungsuniversität zu Lübeck vom 
24. September 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 306), ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. Januar 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 2).

§ 2  
Abstandsgebot

(1) Auf dem Gelände der Hochschule ist zu anderen 
Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzu-
halten (Abstandsgebot). Dies gilt nicht, 

1. wenn die Einhaltung des Mindestabstands aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht 
möglich ist;

2. wenn die Übertragung von Viren durch ähnlich 
geeignete physische Barrieren verringert wird;

3. bei Zusammenkünften zu einem gemeinsamen 
privaten Zweck mit bis zu 10 Personen;

4. für Angehörige des eigenen Haushalts und bei 
Zusammenkünften zu einem gemeinsamen priva-
ten Zweck mit den Angehörigen eines weiteren 
Haushalts.

(2) Für eine feste Gruppe von Studierenden ohne 
wechselnde Mitglieder (Kohorte), kann vom Ab-
standsgebot abgewichen werden, wenn sie sich in-
nerhalb eines Veranstaltungs- oder Prüfungsraums 
befindet. Die Hochschule legt die Kriterien für eine 
Kohortenbildung in ihrem Hygienekonzept nach § 3 
Absatz 1 Satz 1 fest.

(3) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise 
der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet 
werden.

§ 3 
Besondere Anforderungen an die Hygiene, 

 Hygienekonzepte der Hochschulen

(1) Die Hochschule erstellt ein Hygienekonzept. Sie 
hat dabei nach den konkreten Umständen des Ein-
zelfalls die Anforderungen des Infektionsschutzes 
zu berücksichtigen und den Hygieneleitfaden des 
Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
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zu beachten. Im Hygienekonzept sind insbesondere 
Maßnahmen für folgende Aspekte vorzusehen:

1. die Begrenzung der Besucherzahl auf Grundlage 
der räumlichen Kapazitäten;

2. die Wahrung des Abstandsgebots aus § 2 Ab-
satz 1;

3. die Regelung von Besucherströmen;

4. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen, die 
häufig berührt werden;

5. die regelmäßige Reinigung der Sanitäranlagen;

6. die regelmäßige Lüftung von Innenräumen, mög-
lichst mittels Zufuhr von Frischluft;

7. die Information über Hygienestandards.

Die Hochschule hat die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu 
gewährleisten. Auf Verlangen der für den Infektions-
schutz zuständigen Behörde hat die Hochschule das 
Hygienekonzept vorzulegen und über die Umsetzung 
Auskunft zu erteilen. Darüber hinaus gehende Pflich-
ten zur Aufstellung von Hygieneplänen nach dem 
Infektionsschutzgesetz und arbeitsschutzrechtliche 
Regelungen bleiben unberührt.

(2) Bei Lehrveranstaltungen, sonstigen Veranstal-
tungen und Prüfungen der Hochschule sind die 
Kontaktdaten der Teilnehmenden zu erheben. Die 
Daten sind so zu erheben und aufzubewahren, dass 
Erhebungsdatum und -uhrzeit, Vor- und Nachname, 
Anschrift, sowie, soweit vorhanden, Telefonnummer 
oder E-Mail-Adresse für einen Zeitraum von vier Wo-
chen nachverfolgt werden können. Danach sind die 
Daten zu vernichten. Sie sind auf Verlangen der für 
den Infektionsschutz zuständigen Behörde zu über-
mitteln, sofern dies zum Zwecke der Nachverfol-
gung von möglichen Infektionswegen erforderlich 
ist. Es ist zu gewährleisten, dass unbefugte Dritte 
von den erhobenen Daten keine Kenntnis erlangen. 
Eine anderweitige Verwendung ist unzulässig. Die 
Hochschule hat Personen, die die Erhebung ihrer 
Kontaktdaten verweigern, von dem Besuch oder der 
Nutzung der Einrichtung oder der Teilnahme an der 
Veranstaltung auszuschließen. Soweit gegenüber 
der Hochschule Kontaktdaten angegeben werden, 
müssen sie wahrheitsgemäß sein; bei dienstlichen 
Tätigkeiten genügen die dienstlichen Kontaktdaten.

(3) Personen, die dieser Verordnung oder dem Hygi-
enekonzept der Hochschule zuwiderhandeln, kann 
die Hochschule ihrer Gebäude oder ihres Geländes 
verweisen.

§ 4  
Mund-Nasen-Bedeckung

(1) In den Gebäuden der Hochschule ist eine Mund-
Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 
Corona-BekämpfVO zu tragen. Ausgenommen von 
der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
sind:

1. Studierende und teilnehmende Dritte innerhalb 
des Veranstaltungs- oder Prüfungsraums, die einer 
Kohorte angehören, wenn keine weiteren Perso-
nen mit Ausnahme von an der Hochschule tätigen 
Personen anwesend sind;

2. Studierende und teilnehmende Dritte innerhalb 
des Veranstaltungs- oder Prüfungsraums, wenn 
ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu allen ande-
ren Personen innerhalb des Veranstaltungs- oder 
Prüfungsraums eingehalten wird;

3. Studierende und teilnehmende Dritte, soweit sie 
einen für studentisches Arbeiten vorgesehenen 
Platz erreicht haben und die Einhaltung eines 
Mindestabstandes von 1,5 Metern zu anderen 
Personen sichergestellt ist oder alle anwesenden 
Personen derselben Kohorte angehören;

4. Studierende und teilnehmende Dritte im Rahmen 
von sportpraktischen und musikpraktischen Lehr-
veranstaltungen einschließlich der Prüfungen;

5. an der Hochschule tätige Personen, soweit sie 
sich in Bereichen aufhalten, die nicht dem regel-
haften Publikumsverkehr gewidmet sind;

6. an der Hochschule tätige Personen in Bereichen, 
die dem regelhaften Publikumsverkehr gewidmet 
sind, soweit sie ihren konkreten Tätigkeitsort er-
reicht haben und die Einhaltung eines Mindest-
abstandes von 1,5 Metern zu anderen Personen 
sichergestellt ist oder die Übertragung von Viren 
durch ähnlich geeignete physische Barrieren ver-
ringert wird;

7. Gäste von Mensen während des Verzehrs von 
Speisen.

(2) Bei Veranstaltungen und Prüfungen der Hoch-
schule außerhalb des Geländes der Hochschule ha-
ben die Studierenden, die an der Hochschule tätigen 
Personen und teilnehmende Dritte eine Mund-Nasen-
Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 Corona-
BekämpfVO zu tragen, soweit sie nicht an sport- oder 
musikpraktischen Veranstaltungen oder Prüfungen 
teilnehmen oder einen Mindestabstand von 1,5 Me-
tern zu Personen außerhalb der eigenen aus den 
Studierenden bestehenden Kohorte einhalten. Wei-
tergehende Bestimmungen der Corona-BekämpfVO 
in der jeweils aktuellen Fassung bleiben unberührt.

§ 5  
Sport und Musik

(1) Für die Durchführung von sportpraktischen Lehr-
veranstaltungen und Prüfungen und Veranstaltungen 
im Rahmen des Hochschulsports gilt § 11 Corona-
BekämpfVO entsprechend.

(2) Für die Durchführung von musikpraktischen Ver-
anstaltungen, insbesondere Einzel- und Gruppen-
unterricht im Fach Musik, und Prüfungen gilt § 5 
Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 Corona-BekämpfVO 
entsprechend.
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Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. September 2020

K a r i n  P r i e n 
Ministerin  

für Bildung, Wissenschaft und Kultur

Verkündungen im Nachrichtenblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 143 Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 1. Juli 2020 (GVOBl. S. 399) wird auf folgende im Nachrichtenblatt Schule des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MBWK. Schl.-H.) verkündete Lan-
desverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung Verkündet im NBl.
 MBWK. Schl.-H.  Tag des
 Nummer Seite In-Kraft-Tretens

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung
über das Berufliche Gymnasium 8/2020 255 1. September 2020
Vom 21. August 2020
Ändert LVO vom 20. Juli 2017, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-218

Landesverordnung zur Änderung der
Schul-Datenschutzverordnung 8/2020 294 1. August 2020
Vom 24. August 2020
Ändert LVO vom 18. Juni 2018, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-228 

§ 6  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 15. Dezember 2020 
außer Kraft.



Nr. 16 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 24. September 2020 581



582 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 24. September 2020 Nr. 16

Herausgeber und Verleger:

Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 
des Landes Schleswig-Holstein, Postfach 71 25, 24171 Kiel, 
Tel. (0431) 9 88-0.

Bezugsbedingungen:

Fortlaufender Bezug und Einzelverkauf nur bei der Firma Schmidt & Klaunig, 
Ringstraße 19, 24114 Kiel; Tel. (0431) 6 60 64-0, Telefax (0431) 6 60 64-24, 
e-mail: info@schmidt-klaunig.de; 
Abbestellungen müssen bis spätestens einen Monat vor Ablauf des Halbjahres dort 
vorliegen.

Bezugspreis:

Halbj. 44,00 e

Einzelne Ausgaben: 
Für die ersten 8 Seiten 1,80 e, für je weitere angefangene 
16 Seiten 1,10 e zuzüglich Versandkosten. 
Für ggf. beigefügte großformatige Karten werden zuzüglich 
zu dem seitenabhängigen Preis 2,30 e erhoben.
Lieferung nur nach schriftlicher oder Telefax-Bestellung bzw. per E-mail oder 
durch Abholung.

Preis dieser Ausgabe: 
7,30 e zuzüglich Versandkosten.

Schmidt & Klaunig, Kiel 1.500

M
in

is
te

riu
m

 f
ür

 In
ne

re
s,

 lä
nd

lic
he

 R
äu

m
e,

 In
te

gr
at

io
n 

un
d 

G
le

ic
hs

te
llu

ng
 

de
s 

La
nd

es
 S

ch
le

sw
ig

-H
ol

st
ei

n 
Po

st
fa

ch
 7

1
 2

5
 ·

 2
41

71
 K

ie
l

Po
st

ve
rt

rie
bs

st
üc

k 
· 

C
 3

2
3
2
 A

 
D

eu
ts

ch
e 

Po
st

 A
G

 ·
 E

nt
ge

lt
 b

ez
ah

lt

Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


